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Vorschau
Sprachliche Bildung und Mehrsprachigkeit in der Schule

Lebensweltliche Mehrsprachigkeit ist historisch wie aktuell, national wie interna-
tional, der Regelfall. Einsprachigkeit – nach dem Muster „ein Land, eine Sprache“ 
– ist eine Folge der europäischen Nationalstaatenbildung, die einherging mit der 
Ausgrenzung der Dialekte, der autochthonen Minderheitensprachen und der 
Unterscheidung zwischen der „eigenen einen“ Landessprache und den Sprachen 
anderer Länder als Fremdsprachen. Zur Durchsetzung der Idee von „Einsprachig-
keit als Normalfall“ bei gleichzeitiger Problematisierung sprachlicher Diversität 
hat die (Volks-)Schule einen wichtigen Beitrag geleistet.

Seit Längerem setzt sich die Forschung zu sprachlicher Bildung mit der Frage aus-
einander, wie die Schule – pragmatisch, produktiv und nachhaltig – auf sprach-
liche Diversität als Normalfall reagieren kann. Mit Heft 2 wird ein Ausschnitt aus 
der aktuellen Forschung geboten. Gefragt wird nach den Auswirkungen familialer 
Mehrsprachigkeit auf die persönliche, schulische und leistungsbezogene Entwick-
lung der Kinder. Nachgegangen wird ebenso der Frage, welche Möglichkeiten 
mehrsprachig aufwachsende Jugendliche haben, ihre vorhandenen sprachlichen 
Ressourcen und Metakompetenzen für den Erwerb des Deutschen, den Unter-
richt in der Herkunftssprache und den schulischen Fremdsprachenunterricht 
einzusetzen. Lesen und Schreiben sind Schlüsselkompetenzen für Bildungser-
folg – die jüngste, 2023 veröffentliche PISA-Studie zeigt dies erneut. Wie aber 
kann man sicherstellen, dass lebensweltlich einsprachig wie mehrsprachig 
aufwachsende Schüler*innen Schreibfähigkeit entwickeln? Zu den Herausfor-
derungen gehört auch, ob und wie zukünftige Lehrkräfte sich im Studium mit 
diesen Veränderungen ihres Arbeitsfeldes als eine zentrale Herausforderung für 
Schulentwicklung auseinandersetzen können.

Heft 2 erscheint im Mai 2024.

DISKUSSION ZUM SCHWERPUNKTTHEMA

Vorstand der Kommission Bildungsorganisation, Bildungsplanung, Bildungsrecht 
(KBBB) der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE)
Recht auf schulische Bildung – vade! ................................................................................ 85
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Gesamtinhaltsverzeichnis des Jahres 2023..................................................................... 100
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Preview
Language Education and Multilingualism in Schools

Historically and currently, multilingualism is the rule, both nationally and inter-
nationally. Monolingualism – along the lines of “one country, one language” 
– originates in the formation of European nation states, which went hand in 
hand with the exclusion of dialects, autochthonous minority languages and the 
distinction between “one’s own and only” national language and the languages 
of other countries as foreign languages. The German “Volksschule” contributed 
significantly to enforcing the idea of “monolingualism as the norm” while at the 
same time problematizing linguistic diversity.

For some time now, research on language education has been addressing the 
question of how schools can react – pragmatically, productively, and sustainably 
– to linguistic diversity as the norm. Issue 2 provides an excerpt from current re-
search. It examines the effects of family multilingualism on children’s personal, 
academic, and performance-related development. It also explores the question 
of what opportunities young people growing up multilingually have to use 
their existing linguistic resources and meta-skills for the acquisition of German, 
lessons in their native language and foreign language lessons at school. Read-
ing and writing are key skills for educational success – as the latest PISA study 
published in 2023 shows once again. But how can we ensure that pupils growing 
up in monolingual and multilingual environments develop writing skills? The 
challenges also include whether and how future teachers can deal with these 
changes in their field of work as a central challenge for school development 
during their studies.

Issue 2 will be out in May 2024.
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Waxmann 2024

Julia Hugo & Roman Lehner

Editorial zum Schwerpunktthema: �  
Recht auf schulische Bildung – quo vadis? 
Editorial to the Focus Topic: �  
Right to School Education – Quo Vadis?

Rund zwei Jahre nach seiner Veröffentlichung stößt ein wegweisender Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zum Recht auf schulische Bildung nach wie vor 
auf wenig Resonanz in der erziehungs- und bildungswissenschaftlichen Fachcommu-
nity: Am 19.  November  2021 hat das BVerfG mit dem Beschluss „Bundesnotbrem-
se II“ (BVerfGE  159, 355–448) mehrere Verfassungsbeschwerden gegen die coro-
nabedingten, infektionsschutzrechtlich begründeten Maßnahmen im Schulbereich 
(Testpflicht, Maskenpflicht, Schulschließungen) zurückgewiesen. Gleichzeitig hat das 
Gericht im Rahmen der umfassenden, sich auf über 50 Seiten erstreckenden Begrün-
dung ein Grundrecht auf schulische Bildung als subjektives Pendant zum staatlichen 
Schulauftrag aus Art.  2  Abs.  1 i. V. m. Art.  7  Abs.  1  GG abgeleitet – ein Novum auf 
Grundgesetzebene. So heißt es im ersten Leitsatz der Entscheidung:

„Aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 7 Abs. 1 GG folgt ein Recht der Kin-
der und Jugendlichen gegenüber dem Staat, ihre Entwicklung zu einer eigenver-
antwortlichen Persönlichkeit auch in der Gemeinschaft durch schulische Bildung 
zu unterstützen und zu fördern (Recht auf schulische Bildung).“

Die Idee der Ableitung eines subjektiven Bildungsrechts aus der objektiv-rechtli-
chen Pflicht des Staates zur Bereitstellung von die Persönlichkeit der*des Einzelnen 
fördernden schulischen Bildungsangeboten ist nicht neu (Langenfeld, 2022). Aus 
rechtlicher Perspektive ist die erstmalige höchstrichterliche Anerkennung eines Bil-
dungsgrundrechts insofern von Bedeutung, als sich bisherige Vorstöße, ein Recht auf 
Bildung grundrechtsdogmatisch zu begründen (z. B. Glotz & Faber, 1994), trotz beste-
hender völkerrechlicher (Art. 2 1. ZP EMRK, Art. 26 AEMR, Art. 13 IPwskR, Art. 28, 
29 UN-KRK; für inklusive Bildung: Art. 24 UN-BRK) und europarechtlicher Normie-
rungen (Art. 14 GrCh) bis dahin auf Bundesebene nicht etablieren konnten (Langen-
feld & Lehner, 2022). Es stellt sich jedoch die Frage, worin der Mehrwert dieses neuen 

Recht auf schulische Bildung – quo vadis?

Editorial
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Rechts auf schulische Bildung gegenüber den bisherigen Teilhabe- und Gleichheits-
rechten liegt und wie es zu der bisher von einer Minderheit vertretenen Diskussion, 
die eine grundgesetzliche Verankerung bejaht hat, steht.

Daher verwundert die rege Resonanz in der juristischen Fachcommunity in diversen 
Publikationsformaten nicht: Verfassungspolitisch-medial wurde das Für und Wider 
des Beschlusses zum Teil sehr kontrovers verhandelt (z. B. Reimer, 2021 als Replik auf 
Lepsius, 2021). Punktuelle grundrechtsdogmatische Kommentierungen finden sich mit 
je unterschiedlichem Fokus auf dem Verfassungsblog (Lischewski, 2021; Nettesheim, 
2021; Wolff, 2021; Wrase, 2021). Eine systematische Auseinandersetzung ist in meh-
reren Heften der interdisziplinären Zeitschrift Recht der Jugend und des Bildungswe-
sens (RdJB) erfolgt (mit Beiträgen von u. a. Guckelberger, 2022; Reimer, 2022; Tenorth, 
2022).

Dass der Beschluss auch weitreichende Implikationen für Erziehungs- und Bildungs-
wissenschaften sowie empirische Bildungsforschung hat, haben kann und haben sollte 
(Tenorth, 2022), zeigt sich lediglich an punktuellen Aktivitäten: Hervorzuheben sind 
auf medial-politischer Seite etwa ein Interview mit Heinz-Elmar Tenorth in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung (Schmoll & Tenorth, 2022) sowie fachlich der von ihm 
verfasste Beitrag zum Recht auf Bildung aus erziehungsphilosophischer, -soziologi-
scher und -historischer Perspektive in der RdJB (Tenorth, 2022). Auf disziplinärer Ebe-
ne wird der Beschluss in vereinzelten Tagungskontexten diskutiert: So im Rahmen des 
Symposiums „Recht auf schulische Bildung für die Bildungsorganisation von morgen“ 
(Hugo & Lehner, 2023) auf der ÖFEB-KBBB-Kooperationstagung „Bildungsorganisa-
tionen von morgen“; im Kontext eines interdisziplinären Roundtables der 34. EMSE- 
Tagung „Basiskompetenzen und das Recht auf Bildung“ (Heinrich et al., 2023); auf 
dem achten Deutschen Schulrechtstag zum Thema „Recht auf Bildung und schuli-
sche Autonomie“ in Hamburg (Dezember 2023) und dem zweiten Bildungsrechtstag 
„Recht auf schulische Bildung – aus der Krise für die Zukunft?“ in Nürnberg (Februar 
2024).

Die derzeitige Kumulation von auf das Bildungsgrundrecht bezogenen Veranstaltun-
gen war zu Beginn der Arbeit an diesem Themenheft im November 2022 nicht abzu-
sehen: So hat noch das Gutachten der Ständigen Wissenschaftskommission der Kul-
tusministerkonferenz (SWK) zur Grundschule (Köller et al., 2022) keinen Bezug auf 
den Beschluss genommen, obwohl es von „basalen Kompetenzen“ handelt. Demge-
genüber scheinen primär Stiftungen ein Interesse am Bildungsgrundrecht zu zeigen: 
So rekurriert die Expertise der Friedrich-Ebert-Stiftung zum Startchancen-Programm 
(2022) auf den Beschluss und fasst den Mindeststandard als Teilhabestandard. Die 
ZEIT-Stiftung (o. J.) initiiert in Kooperation mit der Bucerius Law School das an die 
soziologischen Arbeiten Dahrendorfs (1965) angelehnte Projekt „Bildung ist Bürger-
recht“. Die Wübben-Stiftung publiziert – gleichsam als Ergänzung zum SWK-Gutach-
ten – jüngst ein Impulspapier: „Unterhalb der Mindeststandards. Zum Grundrecht auf 
Bildung an Grundschulen im Brennpunkt“ (Braun & Pfänder, 2023).
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Damit steht jenseits dieser punktuellen, zum großen Teil innerdisziplinären Initiativen 
und Projekte die kohärente und konsequent rechts-bildungswissenschaftliche Diskus-
sion darum, wie das im Beschluss anerkannte Bildungsgrundrecht konkret zu fassen 
ist, bis dato aus.

Eine erste Konkretisierung findet sich im Beschluss selbst, wenn das BVerfG in seinen 
Leitsätzen fünf Gewährleistungsdimensionen ausdekliniert, von denen die ersten drei 
unabhängig von andauernden Gefahrenlagen (hier: die Corona-Pandemie) und damit 
allgemeiner Natur sind:

•	 Leistungsdimension: So vermittelt das Recht auf schulische Bildung den Kindern und 
Jugendlichen einen originären Leistungsanspruch auf Einhaltung eines unverzicht-
baren Mindeststandards schulischer Bildungsangebote, ohne dass daraus ein An-
spruch auf eine bestimmte Gestaltung staatlicher Schulen entsteht (Dimension 1). 

•	 Teilhabedimension: Das Recht beinhaltet auch den gleichen Zugang zu vorhandenen 
staatlichen Bildungsangeboten (Dimension 2). 

•	 Abwehrdimension: Darüber hinaus dient das Recht als ein Abwehrrecht gegen das be-
stehende Schulangebot einschränkende staatliche Maßnahmen (Dimension 3).

Dennoch bleibt die Frage nach Inhalt, Reichweite und Grenzen des neuen Rechts auf 
Bildung damit nur vage beantwortet. Mehr noch: Die einzelnen Dimensionen wer-
fen Folgefragen auf, insbesondere im Hinblick auf die erste Dimension, namentlich 
den „Anspruch von Kindern und Jugendlichen auf Einhaltung eines für ihre chan-
cengleiche Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten unverzichtbaren 
Mindeststandards von Bildungsangeboten“. Mit Blick auf das in der erziehungs- und 
bildungswissenschaftlichen Kompetenzdebatte etablierte homonyme Konzept der 
„Mindeststandards“ (grundlegend: Klieme et al., 2003; aktuell: Köller et al., 2022; kri-
tisch: Herzog, 2013) gilt es, die semantische Verschiedenheit beider Konzepte (ver-
fassungsrechtlich versus kompetenzorientiert) herauszustellen, den subjektiv-rechtlich 
aus dem Recht auf Persönlichkeitsentfaltung (Art. 2 Abs. 1 GG) abgeleiteten und so-
mit von vornherein auf die Persönlichkeitsentwicklung von Schüler*innen bezogenen 
verfassungsrechtlichen unverzichtbaren Mindeststandard an Bildungsangeboten vor 
dem Hintergrund aktueller Forschung auszudeklinieren und die so gewonnenen Er-
kenntnisse in die Rechtswissenschaft und Rechtsprechung zurückzutragen. Dieser He-
rausforderung stellt sich das vorliegende Themenheft in interdisziplinärer Weise.

Die Leerstelle und Verhaltenheit des erziehungs- sowie bildungswissenschaftlichen 
Diskurses bei der Rezeption des Bundesnotbremse-II-Beschlusses nimmt Heinz-Elmar 
Tenorth in einem bildungshistorisch ausgerichteten Grundlagenbeitrag in den Blick. 
Zentral werden die Fragen bearbeitet, wann, wie und mit welchem Ergebnis in der 
modernen Bildungsgeschichte über das Recht auf Bildung verhandelt worden ist und 
wie sich dies in der Struktur der jeweils vorherrschenden Bildungsangebote widerge-
spiegelt hat. Dabei wird der Bogen weit gespannt: ausgehend von der emphatischen 
Tradition des Rechts auf Bildung im Kontext der französischen Revolution, über die 
seit 1800 einsetzende Verstaatlichung des Bildungswesens sowie die sie begleitenden 
philosophischen, didaktischen und organisatorischen Diskurse, bis hin zu den um 
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die Jahrtausendwende sich etablierenden Large-Scale-Assessment-Studien und der 
bis heute andauernden Diskussion um Bildungs(un)gleichheit. Damit leistet der Bei-
trag eine umfassende Fundierung, Einordnung und Reflexion des (historischen) erzie-
hungs- und bildungswissenschaftlichen Diskurses um das Recht auf Bildung.

Im zweiten Grundlagenbeitrag arbeitet Felix Hanschmann den Bundesverfassungsge-
richtsbeschluss aus grundrechtsdogmatischer Perspektive auf. Hierzu stellt er zunächst 
die Frage, inwiefern es sich bei dem Recht auf schulische Bildung (nicht) um ein neu-
es Grundrecht handelt, und akzentuiert den Mindeststandard schulischer Bildung als 
subjektiv einklagbare Rechtsposition. Die hier bereits anklingenden Potenziale des Bil-
dungsgrundrechts werden anschließend entlang der Gewährleistungsdimensionen des 
Rechts auf schulische Bildung – Leistungsrecht, Teilhaberecht, Abwehrrecht – vor dem 
Hintergrund aktueller wie historischer Rechtsprechung und Literatur vertiefend ana-
lysiert. Leitend ist dabei auch die Frage, welches Potenzial das neue Recht hinsicht-
lich der Benachteiligung bestimmter Schüler*innengruppen in Deutschland birgt. Ab-
schließend werden offene Punkte eingeordnet, namentlich die Fragen danach, welche 
staatlichen Maßnahmen im Sinne der Abwehrdimension relevante Beeinträchtigungen 
darstellen und wie der unverzichtbare Mindeststandard schulischer Bildung im Sinne 
der originären Leistungsdimension zu konkretisieren ist. Dabei hängen die Antwor-
ten, so der Autor, zentral vom transdisziplinären Austausch zwischen Rechtswissen-
schaft, Erziehungs-/Bildungswissenschaft und empirischer Bildungsforschung ab. Der 
Beitrag leistet insgesamt die rechtliche Grundlegung des Themenhefts.

Während die ersten beiden Beiträge der Einführung in die Themenstellung dienen, 
widmen sich die Folgebeiträge der spezifischen Frage nach Möglichkeiten der (erzie-
hungs- und bildungswissenschaftlichen sowie verwaltungsrechtlichen) Konkretisie-
rung des Mindeststandards schulischer Bildungsangebote als Gewährleistungsdimen-
sion des neuen Bildungsgrundrechts: 

Ausgehend von der geringen erziehungs- und bildungswissenschaftlichen Rezeption 
des Beschlusses stellt sich der Beitrag von Julia Hugo, Nils Berkemeyer, Marcel Helbig 
und Zoe Nicolai den Herausforderungen, die Bedeutung des Beschlusses für die erzie-
hungs- und bildungswissenschaftliche Fachcommunity herauszuarbeiten und empiri-
sche wie theoretische Anschlussmöglichkeiten aufzuzeigen. Hierfür werden zunächst 
die Argumentation sowie die zentralen Aussagen des Beschlusses im Hinblick auf de-
ren erziehungs- sowie bildungswissenschaftliche Bedeutung aufbereitet. Ausgehend 
von dem einer Diskussion um das Mindestmaß schulischer Bildung inhärenten Span-
nungsfeld zwischen empirischen und theoretischen Standpunkten werden zur mögli-
chen Konkretisierung exemplarische Forschungsbefunde zur Personalausstattung als 
zentralem angebotsseitigem Strukturmerkmal herangezogen. Die dabei emergieren-
den (Ungleichheits-)Fragen lassen sich anschließend gerechtigkeitstheoretisch unter 
Rückgriff auf den Blickwechsel-Test von Pettit perspektivieren, der ebenfalls die Ange-
botsseite von Bildung akzentuiert. 
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Dabei zielt der Beitrag darauf, das Potenzial des Beschlusses als Motor für Schulent-
wicklung zu verdeutlichen und diesen anhand offener Punkte für die außerrechtliche 
Diskussion anschlussfähig zu machen.

Einen rechtlichen Konkretisierungsversuch bzgl. des unverzichtbaren Mindeststan-
dards schulischer Bildung unternimmt der Aufsatz von Eva Julia Lohse unter Ein-
beziehung einer verwaltungsrechtlichen Perspektive. Sie fragt, ob und inwiefern die 
Aufstellung kompetenzorientierter Bildungsstandards eine „Selbstbindung der Ver-
waltung“ bedingt und diese ggf. justiziabel ist. Anders formuliert: Inwiefern hat sich 
der Staat mit der Implementierung bundesweit gültiger Bildungsstandards dazu ver-
pflichtet, nicht nur bildungsstandardkonformen Unterricht als Mindestmaß schuli-
scher Bildung zu ermöglichen, sondern auch die notwendigen Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass Kinder und Jugendliche diese Standards erreichen? Und inwiefern 
ist dies ggf. einklagbar? Mit Blick auf vier zentrale Argumente wird eine Selbstbin-
dung am Ende bejaht: Erstens fungieren Bildungsstandards als Steuerungsinstrumen-
te innerhalb der schulischen Binnenverwaltung, die z. T. auch schulgesetzlich veran-
kert sind. Zweitens dienen Bildungsstandards nicht als bloße inhaltliche Vorgaben 
für Unterricht, sondern bilden die Basis für verschiedene Kontrollmechanismen in-
nerhalb der staatlichen Schulverwaltung (interne und externe Evaluation). Drittens 
werden Bildungsstandards als atypische Verwaltungsvorschriften eingeordnet, die zu-
mindest eine „faktische Außenwirkung“ (für Schüler*innen und Lehrkräfte) entfalten 
und daher zur Überprüfung herangezogen werden können, ob schulgesetzliche Vor-
gaben eingehalten wurden   – oder nicht. Viertens bestehe in Deutschland Schulbe-
suchspflicht, welche die mit den Bildungsstandards einhergehenden Anforderungen 
an Schüler*innen bzgl. der Lehr-Lernformen und der obligatorischen Teilnahme an 
einem darauf ausgerichteten Unterricht sowie deren Persönlichkeitsentwicklung un-
weigerlich tangiert. Wenngleich die Autorin die Selbstbindung des Staates sowie die 
mögliche Konkretisierung des Mindeststandards vermittels der Bildungsstandards da-
mit in gewissem Umfang bejaht, besteht bzgl. des daraus ggf. ableitbaren Anspruchs 
auf bildungsstandardkonformen Unterricht ein Caveat: So seien Abweichungen von 
Bildungsstandards möglicherweise nur bei andauernden systemischen Mängeln justi-
ziabel, die ein Erreichen der Bildungsstandards unmöglich erscheinen lassen.

Der den Themenschwerpunkt abschließende Diskussionsbeitrag mit dem zur Quo-
vadis-Frage analogen Titel „Recht auf schulische Bildung  – vade!“ wurde vom Vor-
stand der DGfE-Kommission Bildungsorganisation, Bildungsplanung, Bildungsrecht 
(KBBB; stellvertretend für den Vorstand von Julia Hugo, Nina Bremm, Marko Neu-
mann und Daniel Kneuper) mit dem übergeordneten Ziel verfasst, eine erste Heuris-
tik zur Konkretisierung des angebotsseitigen Mindeststandards auf Basis empirischer 
Evidenzen für strukturelle Defizite im aktuellen Bildungssystem zu generieren. Hier-
zu wird in einem ersten Schritt der Konkretisierungsauftrag des Beschlusses mit Blick 
auf die Angebotsseite des schulischen Mindeststandards knapp benannt und rechtlich 
eingeordnet. Darauf aufbauend wird eine heuristische Systematisierung des Mindest-
standards in sozialraumbezogenen Standard, Ausstattungsstandard, Personalstandard, 
Qualitätsstandard und curricularen Standard unterbreitet. Die Autor*innen machen 
deutlich, dass es nicht um die vollständige Erfassung des rechtlichen Konzepts des 



Editorial

11DDS, 116. Jg., 1(2024)Recht auf schulische Bildung – quo vadis?

Mindeststandards aus erziehungs- und bildungswissenschaftlicher Perspektive geht, 
sondern um die Schaffung einer ersten Diskussionsgrundlage, von der ausgehend wei-
tere Punkte zu klären sind. 

Als Heftherausgebende möchten wir mit einem Diktum enden, das schon das Edito-
rial des letzten DDS-Themenhefts mit Rechtsbezug (Heft  4/2021), damals allerdings 
mit Fokus auf Ungleichheitsfragen, abgeschlossen hat: Die Bedeutung der Bildungs-
forschung für die Bildungspolitik hat das Bundesverfassungsgericht schon früh betont: 
„Seine [des Staates, d. A.] Aufgabe ist es aber, auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Bildungsforschung bildungspolitische Entscheidungen zu treffen“ (BVerfGE, 6, 309). 
Mit dem Bundesnotbremse-II-Beschluss wird deutlich, dass auch Rechtsprechung auf 
entsprechende empirische Kenntnisse angewiesen ist:

„Es bleibt zu hoffen, dass das vorliegende Heft Einsichten zutage fördert, die ei-
nem konstruktiven Dialog zwischen Rechts- und Erziehungs-/Bildungswissen-
schaft (nicht nur) zu den drängenden Fragen [des Mindeststandards schulischer 
Bildungsangebote] […] förderlich sind“ (Hugo et al., 2021, S. 378 f.).
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Klieme, E., Avenarius, H., Blum, W., Döbrich, P., Gruber, H., Prenzel, M., Reiss, K., Riquarts, 
K., Rost, J., Tenorth, H.-E., Vollmer, H. J., & Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF). (2003). Zur Entwicklung nationaler Bildungsstandards. Eine Expertise. 
BMBF. https://doi.org/10.25656/01:20901 
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Gutachten der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der Kultusministerkonferenz 
(SWK). SWK. https://doi.org/10.25656/01:25542 

Langenfeld, S. (2022). Kap. 23. In O. Dörr, R. Grote, T. Marauhn (Hrsg.), EMRK/GG, Kon-
kordanzkommentar zum europäischen und deutschen Grundrechtsschutz. Bd. I (3. Aufl.). 
Mohr Siebeck.

Langenfeld, S., & Lehner, R. (2022). §  18. In C. Grabenwarter (Hrsg.), Enzyklopädie Eu-
roparecht. Bd.  2: Europäischer Grundrechteschutz (2.  Aufl.) (S.  713–739). https://doi.
org/10.5771/9783845299457-713

Lepsius, O. (2021, 10.  Dezember). Der Rechtsstaat wird umgebaut. Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung. https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/corona-notbremse-entscheidung-des-
bundesverfassungsgerichts-17676024.html 

Lischewski, I. (2021). Ein Recht nur für Kinder? Das Recht auf Bildung im Schulschlie-
ßungsbeschluss des BVerfG im Lichte der Kinderrechtsdebatte. Verfassungsblog, 
2021/11/30. https://doi.org/10.17176/20211130-190640-0 

Nettesheim, M. (2021). Schule als Markt staatlicher Bildungsangebote: Anmerkungen zum 
Beschluss des BVerfG vom 19.  November  2021 („Bundesnotbremse II  – Schulschlie-
ßungen“), Verfassungsblog, 2021/11/30. https://doi.org/10.17176/20211130-211227-0 

Reimer, F. (2021, 15. Dezember). Groteske Kritik an Karlsruhe. Frankfurter Allgemeine Zei-
tung. https://www.faz.net/einspruch/exklusiv/einspruch-exklusiv-groteske-kritik-an-ka 
rlsruhe-17686510.html

Schmoll, H., & Tenorth, H.-E. (2022, 3. Februar). Mindeststandard an Schulen: Recht auf 
Bildung ist Staatspflicht. Frankfurter Allgemeine Zeitung. https://www.faz.net/aktuell/
karriere-hochschule/klassenzimmer/mindeststandard-an-schulen-recht-auf-bildung-
ist-staatspflicht-17773875.html.

Tenorth, H.-E. (2022). Das Grundrecht auf schulische Bildung  – ein leeres Versprechen? 
Recht der Jugend und des Bildungswesens, 70 (1), 29–46. https://doi.org/10.5771/0034-
1312-2022-1-29

Wolff, J. (2021). Schulschließung als Grundrechtseingriff: Zum Bundesnotbremsen-Be-
schluss des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts. Verfassungsblog, 2021/11/30. 
https://doi.org/10.17176/20211130-190914-0 

Wrase, M. (2021). Ein Beschluss mit weitreichenden Folgen: Das Recht auf schulische Bil-
dung nach der Schulschließungs-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Verfas-
sungsblog, 2021/12/05. https://doi.org/10.17176/20211206-021910-0

ZEIT-Stiftung (o.  J.). Initiative Bildung ist Bürgerrecht. https://www.zeit-stiftung.de/
news2021/178 

https://doi.org/10.5771/9783845299457-713
https://www.faz.net/einspruch/exklusiv/einspruch-exklusiv-groteske-kritik-an-karlsruhe-17686510.html
https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/klassenzimmer/mindeststandard-an-schulen-recht-auf-bildung-ist-staatspflicht-17773875.html
https://www.zeit-stiftung.de/news2021/178


Editorial

13DDS, 116. Jg., 1(2024)Recht auf schulische Bildung – quo vadis?

Julia Hugo, Dr., wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Schulpädagogik mit 
dem Schwerpunkt Educational Governance und Educational Change, Friedrich-Alex-
ander-Universität Erlangen-Nürnberg.�  
E-Mail: julia.hugo@fau.de�  
Korrespondenzadresse: Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Bis-
marckstr. 1a, 91054 Erlangen

Roman Lehner, PD Dr., Juristische Fakultät, Institut für Öffentliches Recht, Georg-Au-
gust-Universität Göttingen.�  
E-Mail: roman.lehner@jura.uni-goettingen.de�  
Korrespondenzadresse: Universität Göttingen, Platz der Göttinger Sieben 5, 37073 
Göttingen



14    DDS, 116. Jg., 1(2024) Recht auf schulische Bildung – quo vadis?

DDS – Die Deutsche Schule 
116. Jahrgang 2024, Heft 1, S. 14–30 

https://doi.org/10.31244/dds.2024.01.02 
CC BY-NC-ND 4.0 

Waxmann 2024

Heinz-Elmar Tenorth

Bildung – Schulzwang – Recht auf Bildung
Historische Traditionen und systematische Optionen

Zusammenfassung
Der Beitrag gilt der Tradition und Diskussion des vom Bundesverfassungsgericht formu-
lierten „Rechts auf (schulische) Bildung“. Von Formulierungen des Menschenrechts auf 
Bildung in der französischen Revolution aus wird gezeigt, wie dabei, auch gegen eine 
egalitaristische Perspektive, dieses Recht immer nur in der Einheit von Egalität und Dif-
ferenz formuliert war, auf der Basis von „Elementarbildung“ als Ermöglichung allen wei-
teren, separierenden, Lernens. Für alle Lernenden gleich gilt die Schulpflicht und die 
Beschulung in separierenden Bildungssystemen. Seit dem 20.  Jahrhundert wird für das 
Bildungssystem über den Ausgleich von Bildungsbenachteiligung, bei fortdauernder Un-
gleichheit, politisch gestritten; in der Erziehungsphilosophie ist bis heute kontrovers, was 
Bildungsgerechtigkeit und die Einlösung des Rechts auf Bildung bedeuten.
Schlüsselwörter: Recht auf Bildung; allgemeine Bildung; Bildungssystem; Grundbildung; 
Bildungsgerechtigkeit

Education – Compulsory Schooling – Right to Education
Historical Traditions and Systematic Options

Abstract
This contribution is concerned with the tradition and discussion of the “right to (school) 
education” formulated by the German Bundesverfassungsgericht (Federal Constitutional 
Court). Starting from the formulations of the human right to education in the French 
Revolution, it is shown how this right was always formulated only in the unity of equa-
lity and difference, even against an egalitarian perspective, on the basis of “elementary 
education” as an enabling of all further, separating, learning. Compulsory schooling and 
schooling in separative educational systems equally apply to all learners. Since the 20th 
century, the educational system has been the subject of political disputes about the equa-
lization of educational disadvantages in the face of continuing inequality; in philosophy 
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of education, the question of what constitutes educational justice and the fulfilment of 
the right to education is still controversial. 
Keywords: right to education; general education; education system; basic education; edu-
cational justice

1	 „Recht auf schulische Bildung“ – Thema und Perspektive der 
Überlegungen

In einem Beschluss über die Rechtmäßigkeit von Schulschließungen während der Co-
rona-Pandemie1 hat der erste Senat des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) nicht al-
lein über diese Maßnahmen entschieden (und sie auf Zeit und mit Vorbehalten ge-
billigt), sondern – und eher überraschend in dieser Eindeutigkeit – auch erstmals ein 
„Recht auf schulische Bildung“ formuliert. Das höchste Gericht hat dieses Recht aus 
Art.  2 Abs.  1  GG – „Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlich-
keit“ – in Verbindung mit Art. 7 Abs. 1 GG – „Das gesamte Schulwesen steht unter 
der Aufsicht des Staates“ – als ein Grundrecht abgeleitet, das „Kindern und Jugend-
lichen gegenüber dem Staat“ zusteht, weil er „ihre Entwicklung zu einer eigenverant-
wortlichen Persönlichkeit auch in der Gemeinschaft durch schulische Bildung zu un-
terstützen und zu fördern“ hat (Leitsatz 1). Systematisch gesehen wird dieses Recht in 
den Grundrechts-Katalog eingefügt und stark gewichtet:

„Das durch Art. 2 Abs. 1GG geschützte Recht der Kinder und Jugendlichen ist 
folglich das subjektiv-rechtliche Gegenstück […] zur objektiv-rechtlichen Pflicht 
des Staates aus Art. 7 Abs. 1 GG, schulische Bildungsmöglichkeiten zu eröffnen, 
die deren Persönlichkeitsentwicklung dienen“ (Rn. 48).

In der bald einsetzenden, auch kontroversen Debatte über diesen Beschluss (u. a. Net-
tesheim, 2021; Tenorth, 2022; Wrase, 2022) gilt als Indiz für die damit vollzogene bil-
dungsverfassungsrechtliche Zäsur zuerst, dass vom Gericht eine „Gewährleistungs-
pflicht“ des Staates formuliert und konkrete „Gewährleistungsdimensionen“ benannt 
wurden (Leitsätze 2 a-c). Dazu zählt – und das ist wirklich neu – (a) der „Anspruch 
auf Einhaltung eines für ihre chancengleiche Entwicklung zu eigenverantwortlichen 
Persönlichkeiten unverzichtbaren Mindeststandards von Bildungsangeboten“, dann (b) 
das – „Recht auf gleichen Zugang zu staatlichen Bildungsangeboten“, allerdings nur, so 
das BVerfG in der Tradition früherer Entscheidungen, „im Rahmen des vorhandenen 
Schulsystems“, sowie – das ist wieder neu – (c) ein „Abwehrrecht gegen Maßnahmen, 
welche das aktuell eröffnete und auch wahrgenommene Bildungsangebot einer Schule 
einschränken, ohne das […] Schulsystem als solches zu verändern.“ Für die Bildungs-
forschung, deren Expertise das BVerfG  – neben anderen  – ausdrücklich einfordert 
(Rn. 175), stellt v. a. der „unverzichtbare […] Mindeststandard […]“ eine Herausfor-
derung besonderer Art dar, allein schon deshalb, weil das Gericht diesen Standard 

1	 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 19.  November  2021  – 1  BvR  971/21, 
1 BvR 1069/21, Rn. 1–222, http://www.bverfg.de/e/rs20211119_1bvr097121.html. Zitate aus 
diesem Beschluss mit Randziffern in Klammern im Text.
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und die Kriterien der Unverzichtbarkeit selbst nicht eindeutig bestimmt. Seit mehr 
als 20 Jahren wird zwar intensiv an und mit „Bildungsstandards“ als Kompetenzer-
wartungen an Individuen gearbeitet, aber die Frage nach einem Mindeststandard von 
„Bildungsangeboten“ als Ausdruck des Rechts auf Bildung stellt eine ganz neue Her-
ausforderung für Politik und Bildungsforschung dar.

In den hier folgenden Überlegungen wird deshalb die Frage aufgeworfen, ob und wie 
im Kontext von Bildungsgeschichte und -philosophie zu diesem Thema gehandelt 
wurde. Zwei Fragen stehen dabei im Zentrum: erstens, wann, wie und mit welchem 
Ergebnis in der modernen Bildungsgeschichte über das „Recht auf Bildung“ verhan-
delt worden ist, und zweitens, wie dabei die Struktur der Bildungsangebote in ihrer 
ganzen Komplexität – zeitlich, organisatorisch, curricular, didaktisch, professionell etc. 
– zum Thema wurde. Die leitende Annahme ist, dass mit diesem Zugang die His-
torizität des Rechts auf Bildung und zugleich seine Implikationen für die staatliche 
Organisation von Bildung gezeigt werden können, da sich Bildungs- und Angebots-
strukturen in ihrer Geschichte als Formen der Ermöglichung einer intendierten oder 
als Praxis der Verhinderung unerwünschter Bildung erweisen. Dabei werden v. a. die-
jenigen Referenzen näher betrachtet, die auch für das BVerfG zentral sind, die Staats-
tätigkeit im Bildungssystem, v. a. Schulgesetz- und Schulpflichtregelungen, und die be-
obachtete Reflexion, v. a. für die Konstruktion des Rechts auf Bildung.

2	 Die emphatische Tradition des Rechts auf Bildung – Egalität und 
Differenz im Kontext der Französischen Revolution

„Bildung für alle“ gibt es als Forderung zwar schon vor der Moderne, was die Losung 
des Comenius’ – „omnes, omnia, omnino“ – belegt; doch schon die damit einherge-
hende pansophisch-theologische Begründung markiert die Differenz zu den moder-
nen, säkularen Varianten des Begriffs. Er findet erst um 1800 und damit in der Phase 
des Ursprungs moderner Bildungssysteme zu seiner Form. In der deutschen Bildungs-
debatte steht dafür philanthropisch, philosophisch und politisch die Formel der „all-
gemeinen Bildung“. Die ganze Provokation der modernen Thematisierung zeigt sich 
aber erst in der französischen Revolution, in der das moderne „Recht auf Bildung“ 
(Keck, 1989) seinen Ursprung hat, das 1964 in Ralf Dahrendorfs Proklamation eines 
„Bürgerrechts auf Bildung“ eine viel beachtete Neuaufnahme in der westdeutschen 
Debatte fand. Als entscheidende historisch-politische Quellen für die Revolutionsjahre 
gelten die Erziehungspläne von Louis Michel Lepeletier und Jean-Antoine-Nicolas de 
Caritat Marquis de Condorcet, als zentrale theoretische Hintergrundtheorie v. a. Con-
dorcets Esquisse d’un tableau historique des progrès de l’esprit humain2 von 1793/1794. 
Gleichheit wird dabei zur Formel, in der das Recht auf Bildung und dessen „Unver-
gänglichkeit“ (Dammer, 1996) zusammengefasst wird. Doch das ist eine Interpreta-
tion, die auf den Prüfstand gestellt werden muss – auch für die französische Situation.

2	 Entwurf einer historischen Darstellung der Fortschritte des menschlichen Geistes.



Bildung – Schulzwang – Recht auf Bildung

17DDS, 116. Jg., 1(2024)Recht auf schulische Bildung – quo vadis?

Wenngleich ein Recht auf Bildung nicht explizit zu den Menschenrechten gezählt 
wird, die in der Déclaration des droits de l’homme et du citoyen am 26.  August  1789 
von der französischen Nationalversammlung verkündet wurden, spielen Fragen von 
Bildung und Erziehung in der Revolution seit 1789 eine große Rolle. Das Thema war 
in den sich ablösenden gesetzgebenden Organen der Revolutionsjahre konstant prä-
sent, wenn auch mit unterschiedlichen Vorgaben (Soboul, 1973, S.  564–567). Ein 
neues Bildungssystem „zählte“ schon 1790 die Constituante, die Verfassungsgebende 
Nationalversammlung (1789/90), „unter die grundlegend von der Verfassung garan-
tierten Bestimmungen“ (ebd.). Dieses System sei nach dem Prinzip „eines für alle Ci-
toyens gemeinsamen öffentlichen Unterrichts, der hinsichtlich der für alle Menschen 
unerlässlichen Bildungsinhalte kostenlos erteilt wird“ zu konstruieren (ebd., S.  564). 
Kostenfrei, öffentlich, für alle und gemeinsam, das sind also die ersten – und bis heute 
stabilen – Mindeststandards der Angebotsseite. Aber bis 1792 blieben solche Absichts-
erklärungen ohne Gesetzeskraft. Dann beauftragte die Gesetzgebende Versammlung 
einen Ausschuss mit der Erarbeitung eines „Entwurfs über die allgemeine Organisati-
on des öffentlichen Unterrichts“ (Condorcet, 1792), der im Kern auf Condorcets Cinq 
mémoires sur l’instruction publique von 1792 basierte. Dort hatte er die für ihn wesent-
liche Differenz von „éducation“ und „instruction“ vorbereitet und sein Konzept einer 
Bildungsverfassung nicht nur philosophisch, sondern auch politisch und demokratie-
theoretisch verortet, egalitär auch unter dem Aspekt des Geschlechts (Hofer, 1998; Os-
terwalder, 1992).

Hier, 1792, finden sich die viel zitierten Grundsätze für das „nationale Unterrichts-
wesen“, dass „[a]llen Angehörigen des Menschengeschlechts die Mittel darzubieten“ 
seien, „daß sie für ihre Bedürfnisse sorgen und ihr Wohlergehen sicherstellen können, 
daß sie ihre Rechte kennenzulernen und auszuüben, ihre Pflichten zu begreifen und 
auszufüllen vermögen,“ aber auch

„jedem die Gelegenheit zu verschaffen, daß er seine berufliche Geschicklichkeit 
vervollkommnen und die Fähigkeiten zur Ausübung sozialer Funktionen er-
werben kann, zu denen berufen zu werden er das Recht hat, daß er das ganze 
Ausmaß seiner Talente zu entfalten imstande ist; und durch dies alles unter den 
Bürgern eine tatsächliche Gleichheit herzustellen und die durch das Gesetz zu-
erkannte politische Gleichheit zu einer wirklichen zu machen, das muß das erste 
Ziel eines nationalen Unterrichtswesens sein, und für ein solches Sorge zu tra-
gen, ist unter diesem Gesichtspunkt für die öffentliche Gewalt ein Gebot der Ge-
rechtigkeit“ (Condorcet, 1792, S. 63).

Diese und weitere große Erwartungen  – später im Esquisse mit der Fortschrittsge-
schichte der Gattung begründend systematisiert – werden als eine „vom allgemeinen 
Interesse der Gesellschaft, ja von der gesamten Menschheit auferlegte Pflicht“ darge-
stellt (ebd.). Sie verbinden Strukturerwartungen mit Outcome-Erwartungen, und zwar 
für Individuen und Staat, Gesellschaft, Kultur und Ökonomie zugleich. Der Zugang 
zu einem solchen, auf den Lebenslauf insgesamt zielenden System soll allen zugäng-
lich gemacht werden, das ist Konsens. Strittig bleibt dagegen die Frage, wer Träger 
eines solchen Systems sein soll. Für Condorcet ist es notwendig, dass diese „Anstal-
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ten […] so unabhängig wie möglich von jeder politischen Machtvollkommenheit sein“ 
müssen (Condorcet, 1792, S.  64), frei „von Sonderinteressen“, allein von „aufgeklär-
ten Männern gelenkt“ und von der aufgeklärten Öffentlichkeit und der ihr eigenen 
Reflexion, den „sciences métaphysiques et sociales“, betrachtet und geordnet (Oster-
walder, 1992). Condorcets Gesetzentwurf wurde 1792 der Gesetzgebenden Versamm-
lung zwar vorgelegt, aber weder umfassend diskutiert noch beschlossen.

Schon in dem von Robespierre dominierten montagnardschen Konvent kehrt das The-
ma wieder. Hier wird – auf den ersten Blick vergleichbar zu Condorcet – in Artikel 22 
einer Erklärung vom 24. Juni 1793 der „Unterricht zu den Menschenrechten“ (Soboul, 
1973, S. 564) gezählt: „Die Gesellschaft muß mit aller Kraft den Fortschritt der allge-
meinen Vernunft vorantreiben und die Bildung allen Citoyens zugänglich machen.“ 
Aber im Detail diskutiert wird Juli  1793 im Konvent der „Nationalerziehungsplan“ 
von Michel Lepeletier (1793), der eine ganz andere Konzeption als Condorcet vertrat. 
Lepeletiers aufklärerisch begründete volkserzieherische Absicht ist allein in der Kons-
truktion seiner Adressaten egalitär, wollte er doch „eine ganz neue, arbeitsame, gere-
gelte, disziplinierte Masse bilden, welche eine undurchdringliche Mauer von den un-
reinen Berührungen mit den Vorurteilen unseres alten Geschlechts fernzuhalten hat“ 
(ebd., S. 144). Aber nicht die aufgeklärte Öffentlichkeit Condorcets, sondern der Staat 
wird zum Träger der neuen Erziehung. Lepeletier konstruiert ein Erziehungssystem, 
wie es für Erziehungsstaaten typisch bleibt (Harten, 1998, S.  78). Solche Staaten ha-
ben nicht das Recht des Subjekts auf Bildung zum Thema, sondern die Kontroll- und 
Selbsterhaltungsfunktion des Staates, von deren Primat aus das Bildungsrecht begrün-
det und das Bildungssystem konstruiert wird.

Doch dieser Gesetzentwurf wurde ebenfalls 1793 abgelehnt. Einzelmaßnahmen wur-
den zwar im Gesetz vom 25.  Oktober  1795 beschlossen, und zwar erstens inklusive 
Schulpflichtregelungen als Ausdruck des Staatszugriffs, die neben dem allgemeinen 
Wahlrecht und der allgemeinen Wehrpflicht als hohe Errungenschaft der Revolu-
tion gerühmt wurden, sowie zweitens der Einrichtung von staatlichen statt kirchli-
chen Elementarschulen, von Lehrkräftebildungsbildungsanstalten sowie von einem Se-
kundarschulwesen, mit dem die bourgeoisen Privilegien erneuert wurden. Insgesamt 
blieb das Bildungswesen in der Revolution das „Privileg einer Minderheit“. Schulpo-
litisch „war man […] nach zehn Revolutionsjahren“, so das nüchterne Gesamtfazit, 
von „wirklicher Gleichheit […] weit entfernt“ (Soboul, 1973, S. 567). Schon gar nicht 
konnten sich die wirklich revolutionären Ideen durchsetzen, mit denen Elementar-
schulen außerhalb von Staat und kontrollierenden Instanzen als selbstverwaltete Ein-
richtungen, quasi „eschatologisch“ begründet, die neue Welt herbeiführen und eine 
wirklich „republikanische Erziehung“ ermöglichen sollten (Harten, 1990, S. 83–120). 
Spätestens mit Napoleon waren die großen Visionen vergangen. Bildungssysteme mit 
tradiert ungleicher Struktur traten an die Stelle egalitärer bzw. radikal subjektzentrier-
ter Organisationsmodelle. Hoch selektive Wettbewerbe galten und gelten als Einlö-
sung des Egalitätsversprechens, „republikanischer Elitismus“ (Bock, 1999) als Legiti-
mationsformel. Die Einheitsschuldebatte in Frankreich zeigt um 1880, nach 1920 und 
nach 1950 zwar diskursive Renaissancen der Ideen von Condorcet, aber die „Illusion 
der Chancengleichheit“ (Bourdieu & Passeron, 1971) und die Tradition von Ungleich-
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heit, Separierung und der Stabilität von Benachteiligung konnte bis weit ins 20. Jahr-
hundert (auch für Frankreich) immer neu belegt werden.

Schon das erinnert daran, dass man die viel zitierten Pläne missdeuten und damit das 
propagierte Recht auf Bildung vereinfacht stilisieren würde, wenn man es allein von 
„Gleichheit“ im Zugang zum Gesamtsystem und in der Teilhabe an allen Bildungs-
stufen konkretisieren würde. Lepeletier z. B. konzentrierte sich eindeutig auf Elemen-
tarerziehung, und auch bei Condorcet gilt das Egalitäts-Prinzip nur für die Elemen-
tarschulen, danach unterschied er zwischen dem Unterricht für die „Bürger“ und für 
die „Masse der Menschen“ (Condorcet, 1792, S.  64), differenziert auch in den Lern-
zielen und -themen nach Lebensalter, Berufen oder Themenbereichen, wie den Wis-
senschaften. Für Condorcet war diese Differenzierung im System und beim Zugang 
zu den höheren Stufen mit Egalitätsannahmen ebenfalls durchaus vereinbar. Er ope-
rierte nämlich mit der Annahme, dass sich das von ihm angestrebte Ziel  – die Be-
fähigung aller zur Teilnahme an einer öffentlich-rechtlich geordneten und diskursiv 
verfassten Öffentlichkeit sowie der Ausgleich z. B. von natürlicher Ungleichheit – im 
notwendigen Umfang schon von der Elementarbildung aus grundlegend erreichen lie-
ße und Sekundarschulen als Erweiterung der Kompetenzen für Entscheidungs- und 
Funktionsträger notwendig und legitim seien. Die Gleichzeitigkeit von Egalität und 
Differenz hat also von Beginn das Recht auf Bildung bestimmt. Wenn das Recht auf 
(schulische) Bildung allein vom Einheitsprinzip gedacht und Differenz als nicht legi-
tim ausgeschlossen wird, dann gibt es seit dem Ursprung und wohl auch für die Fol-
gezeit keine Wirklichkeit für dieses Recht. Die historisch interessante Frage ist deshalb 
auch, wie es für die von Condorcet und Lepeletier beanspruchten Dimensionen der 
Egalität, d. h. organisatorisch für Elementarerziehung, für Übergänge im System und 
für die Generalisierung der für die Teilhabe an politischer Öffentlichkeit notwendigen 
Kompetenzen in der Folgezeit und angesichts der politischen Aktivitäten der Staaten 
aussieht. Dafür ist das deutsche Beispiel sehr aufschlussreich, zeigt es doch v. a., wie 
stark national-kulturelle Varianz und nicht etwa die Universalität des Menschenrechts 
auf Bildung das Bildungssystem bestimmt – dies jedoch mit überraschenden Effekten.

3	 Bildungsorganisation und Schulzwang zwischen sozialer 
Privilegierung und staatlicher Kontrolle – die Dynamik seit 1800

Bereits die Visionen einer demokratischen Öffentlichkeit und ihrer Fundierung in ei-
ner instruction publique sind in der deutschen Bildungsdebatte nicht zu finden. Für die 
Dynamik der Bildungsverhältnisse, die sich nach 1800 entwickeln, ist die Gleichzei-
tigkeit obrigkeitlich-staatlicher Intervention, lokal gebundener Initiativen und philan
thropisch-aufklärerischer sowie bildungsphilosophischer Reflexion typisch, die sich nur 
für einen kurzen Moment in den preußischen Reformen in Wilhelm von Humboldt in 
Personalunion vereint finden. Historisch sind v. a. die Vorgaben zur Schulpflicht fol-
genreich: von Beobachtern als „Schulzwang“ codiert, vom BVerfG aber noch 2006 mit 
dem Verbot von „home schooling“ zur Verhinderung von „Parallelgesellschaften“ be-
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kräftigt3 und 2021 erneut als zentrale Staatsaufgabe reklamiert. Diese Regelungen (Te-
north, 2019) setzen religiös begründet, europaweit im calvinistischen und pietistischen 
Umfeld ein – in Preußen konkret mit dem Generaledikt vom 28. September 1717 und 
haben zum Ziel, „daß die Eltern ihre Kinder zur Schule halten und die Prediger die 
Katechisationes halten sollen“. Es folgen das „General-Land-Schul-Reglement“ von 1763 
und die Schulartikel in Th. II, Tit. 12 des „Allgemeinen Landrechts für die preußischen 
Staaten“ (ALR) von 17944, die der Pflicht ihre bis 1919 gültige Form geben. Das ALR, 
quasi das Grundgesetz des preußischen Staates, definiert nicht nur erstmals den preu-
ßischen Staatsbürger, es will ihn auch bilden und erziehen und macht deshalb Vorga-
ben zur obligatorischen Erziehung. Es ist also, wie alle Texte zur Schulpflicht, immer 
auch ein Dokument von Integration durch Bildung – ein „Nationalerziehungsplan“. Aus-
druck dieser Intention ist die wiederkehrende Klage über die säumigen Eltern, die ihre 
Kinder nicht zur Schule schicken, und über die Pfarrer, Küster und Lehrkräfte, die dem 
Übel nicht abhelfen, sodass die Kinder „zu unserem höchsten Mißfallen“ (1763), „in 
Unwissenheit“ leben, „sowohl was das lesen, schreiben und rechnen betrifft, als auch in 
denen zu ihrem Heyl und Selegkeit dienenden höchstnötigen Stücken“ (1717). Bis in die 
Details von Schularbeit und Lehrkräftebildung werden deshalb Programme formuliert, 
um „durch eine vernünftige sowohl als christliche Unterweisung der Jugend zur wahren 
Gottesfurcht und anderen nützlichen Dingen in den Schulen“ (1763) endlich „das wahre 
Wohlsein“ der Staaten und ihrer Stände zu befördern.

Im Ergebnis übernimmt der Staat seit 1794 aber nur die Aufsicht über das Bildungs-
wesen, nicht etwa die Trägerschaft oder die Realisierung obligatorischer Beschulung 
und die Sicherung ihrer organisatorischen, finanziellen und professionellen Voraus-
setzungen. Dafür sind „die Hausväter“ (ALR, 1794, Th. II. Tit 12 § 29) verantwortlich. 
Erst, wenn der Hausvater „den nötigen Unterricht […] in seinem Hause nicht besor-
gen kann oder will“, war er verpflichtet, die Kinder „zur Schule zu schicken“ (§  43) 
und für den Unterhalt von Schule und Lehrkräften zu zahlen. Dieser Eingriff in die 
als „natürlich“ unterstellten Rechte der Hausväter wird später mit der „Polizey-Wis-
senschaft“ des Staatswissenschaftlers Robert von Mohl (1832/1834) als Ausdruck der 
„Obervormundschaft“ des Staates über und für die Kinder begründet, um deren Rech-
te zur Geltung zu bringen. Systematisch gesehen führt das ALR also nur eine Unter-
richtspflicht ein, die erst mit Art. 145 der Weimarer Verfassung von 19195 aufgehoben 
wird. Schulpflicht bedeutet seither die Verpflichtung zum Besuch einer öffentlichen 
Schule in einem „organisch ausgestalteten Schulwesen“, in dem auf eine „für alle ge-
meinsame Grundschule […] das mittlere und höhere Schulwesen“ aufbaut. Damit ver-
bunden ist das – nicht eingelöste – Versprechen, dass für „die Aufnahme eines Kindes 
in eine bestimmte Schule (allein) seine Anlage und Neigung, nicht die wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßge-
bend“ sein sollen (Art. 146). Zugleich blieb das Recht zur Gründung von Privatschu-
len, das von den begüterten Schichten intensiv genutzt wurde, um für ihre Kinder 
den Besuch der öffentlichen Schulen zu vermeiden. Ein Schulpflichtgesetz gibt es erst 

3	 BVerfG, 2 BvR 1693/04 vom 31.05.2006.
4	 Vgl. hierzu z. B. https://opinioiuris.de/quelle/1622.
5	 Vgl. hierzu z. B. https://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/02160100-muenkler/Verfas-

sungstexte/Die_Weimarer_Reichsverfassung_2017ge.pdf.

https://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/02160100-muenkler/Verfassungstexte/Die_Weimarer_Reichsverfassung_2017ge.pdf
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seit dem 6. Juli 1938 (RGBl. I, S. 799). In diesem wurde die Schulpflicht einerseits bis 
zum 18. Lebensjahr und andererseits auf die Berufsbildung ausgeweitet. Zugleich wur-
den weiterhin Kinder mit Behinderung aus der allgemeinen Schule ausgegrenzt. Dies 
ist ein Beleg dafür, dass Schulpflicht immer auch Inklusion und Exklusion bedeutet 
hat. Im Kontext NS-spezifischer, rassistischer Praktiken wurden 1938 zudem jüdische 
Kinder aus deutschen Schulen zunächst ausgeschlossen. 1942 wurde ihnen jeglicher 
Schulbesuch verboten. Verbunden mit dem Absprechen von „Erziehungsfähigkeit“ – 
auch gegenüber Sinti und Roma – ging diese rassistische Exklusionspolitik bis hin zu 
mörderischer „Auslese“ und „Ausmerze“ (Peukert, 1989; Schuch, 2012).

Das Ergebnis dieser gegenüber Condorcet so unvergleichbar schmalen Ordnungsvor-
gaben für das Bildungssystem und den Schulbesuch ist dennoch bis 1918 eher über-
raschend, denn der Sicherung von Privilegierung steht eine so erstaunliche wie erfolg-
reiche Ausbaupolitik des Bildungssystems gegenüber. Schon nach dem Scheitern der 
preußischen Reformen bemühte sich der Staat zusammen mit Gemeinden und Re-
gionen, Verwaltungsbeamten und Schulmännern um die Einführung von Elementar-
schulen und die dazu nötige Bildung der Lehrkräfte. Für die höheren Schulen gab es 
gesamtstaatlich das Abitur als attraktives Regulativ. Ansonsten sorgten die Bürger*in-
nen zusammen mit Staat und Kirchen selbst für die Bildung ihrer Kinder. Der Staat 
begrenzte nach 1830 zwar die weit verbreitete Kinderarbeit, um Mindestzeiten für den 
Schulbesuch aller zu sichern; gleichzeitig wehrte er „demokratische“ Bildungserwar-
tungen zumal der Lehrkräfte und ihrer Vereine ab, die im Vormärz und in der Revolu-
tion das Bildungsrecht egalitärer ausweiten wollen.

Bis 1918 vollzog sich in diesem Rahmen in den deutschen Staaten die weitgehende, er-
folg- und folgenreiche Durchsetzung von Beschulung. Im europäischen Vergleich sind 
die Alphabetisierungsraten erstaunlich hoch. Radikale gesellschaftlich-technologische 
Umwälzungen werden von diesem Bildungssystem mit ermöglicht, u. a. die zweite Wel-
le der Industrialisierung um 1900. Das Erstarken der Sozialdemokratie wird schulisch 
nicht verhindert; selbst eine immense Bevölkerungszunahme von knapp 40 (1871) auf 
bald 65 Millionen (1914) bremst den Ausbau des Bildungssystems nicht. Es besteht al-
lerdings aus zwei Säulen  – den „niederen Schulen“ für die Massen und den höheren 
Schulen für die Eliten. Insgesamt herrschte ein separierend-differentes Klassenschulsys-
tem (Müller et al., 1987), in dem die beiden Säulen erst ganz unverbunden nebenein-
ander stehen, bevor sie nach 1900 allmählich, auch über Zugangsmöglichkeiten nach 
oben, vernetzt werden. Die separiert voneinander erfolgte Verfestigung von two nations 
der Erziehungsorganisation, die sich in England bis ins 20. Jahrhundert entwickelt hatte 
(Simon, 1974), erfolgt nicht nur in Deutschland, sondern ist typisch für Mitteleuropa. In 
der liberalen Theorie von Freiheit und Bildungsrecht wird das z. B. bei John Stuart Mill – 
unter Berufung auf Wilhelm von Humboldt – in der Abwehr zentralstaatlicher Rechte 
ausdrücklich legitimiert (Mill, 1856/1869, S. 127–132). Die Regelungen in Artikel 27 der 
Schweizerischen Bundesverfassung vom 29. Mai 18746 – erneut aber auch nur für den 
Elementarunterricht – sind insofern die Ausnahme:

6	 Vgl. hierzu z. B. Kölz, 2004, sowie https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parla-
ment/wie-funktioniert-das-parlament/parlamentsrecht/bundesverfassung.

https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/wie-funktioniert-das-parlament/parlamentsrecht/bundesverfassung
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„Die Kantone sorgen für genügenden Primarunterricht, welcher ausschließlich 
unter staatlicher Leitung stehen soll. Derselbe ist obligatorisch und in den öffent-
lichen Schulen unentgeltlich. Die öffentlichen Schulen sollen von den Angehöri-
gen aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Gewissens-
freiheit besucht werden können.“

Angesichts dieser ambivalenten Ausbauprozesse blieb es konstant kontrovers, ob das 
die gerechte Einlösung des Bildungsrechts aller oder nur der als grundlegend erwarte-
ten Elementarbildung sei.

4	 Debatten über das Recht auf Bildung – philosophisch, 
didaktisch, organisatorisch

Dieser begleitende Diskurs ist seit 1794/1810 zwar immer von Erwartungen an „all-
gemeine Bildung“ bestimmt, die bei Humboldt und Süvern besonders prominent 
präsent sind, verläuft aber dennoch nicht im Konsens. Nach den Programmen der 
Philanthropen, die zwischen „allgemeiner“ und „ständischer“ Bildung pragmatisch-
pädagogische Lösungen suchen, behandeln die Erziehungsphilosophen seit dem spä-
ten 18.  Jahrhundert das Thema eher aus der Distanz und different (Tenorth, 2020, 
S.  124–142): Schleiermacher erwartet, skeptisch gegen revolutionäre Lösungen, dass 
das Bildungssystem die Ungleichheit von Stand und Natur zumindest nicht weiter be-
kräftigt. Herbart ist sehr kritisch gegen „öffentliche Erziehung“; im Umkreis um He-
gel und Marx dominiert eher Vergesellschaftung als Form, nicht Individualisierung 
etc.; in der Bildungsreflexion von Herder bis Schiller, Schelling oder Schlegel domi-
niert ein staatskritischer Subjektbegriff, der mit schulischen Institutionen oder recht-
lichen Argumenten wenig anfangen kann. Demokraten wie Arnold Ruge sind im Vor-
märz Außenseiter; die Lehrkräfte meist behutsam liberal, dennoch staatlich gefürchtet. 
In Baumgartens „Handwörterbuch für Volksschullehrer“ findet man 1828 unter dem 
Stichwort „Bildung“ die Konsenszone von Gleichheit und Differenz, zwischen Beruf 
und Menschenrecht:

„An Bildung hat jeder Mensch Anspruch, weil er ihrer fähig ist, weil er ohne 
einen gewissen Grad der Bildung weder seine Menschen- noch seine Berufs-
pflichten so erfüllen kann, wie es seyn soll; […] es müssen deshalb die nöthigen 
öffentlichen Bildungsanstalten für die Jugend (Schulen) vom Staate errichtet wer-
den“ (zit. n. Brachmann, 2008, S. 365).

In den Debatten der Paulskirche spitzen sich die Positionen der unterschiedlichen La-
ger scharf zu und verdeutlichen, wie wenig Einheit 1848/49 existierte und für die Zu-
kunft zu erwarten war (Tenorth, 1998). Sicherlich, es gab auch entschieden demokra-
tische Positionen, die der „Gesellschaft […] die Pflicht“ auferlegten, „die Einzelnen 
[…] zur Selbstbestimmung zu erziehen“ und den Zugriff des Staates abwehrten. In der 
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Paulskirchenverfassung vom 28.  März  18487 finden sich, schon als Kompromiss, im 
Grundrechtsteil unter Art. VI auch Paragrafen zum Bildungssystem (§§ 152–158), u. a. 
mit der Freiheit der Wissenschaft, der staatlichen statt der geistlichen Schulaufsicht, 
dem Privatschulrecht, der Sorge für öffentliche Schulen, für Lehrkräfte als Staatsbeam-
te und für Schulgeld- und Berufswahlfreiheit. Aber Egalität ist nicht das Prinzip und 
konkrete Schulverfassungen oder gar Pläne zur Bildung der Nation, die ja um 1848 
reichhaltig verfügbar waren, werden nicht vorgegeben – Rechtskraft erhält diese Ver-
fassung ja auch nicht.

In der nachgehenden Auslegung wird aber doch ein „Grundrecht des Kindes auf Un-
terricht“ zum Thema. 1868 sieht der württembergische Bildungspolitiker und Staats-
wissenschaftler Gustav Rümelin im staatlichen „Schulzwang“ dieses „Grundrecht“, das 
in der Paulskirchenverfassung schon als „allgemeines Recht auf Bildung“8 vorgegeben 
sei (Rümelin, 1868, S. 313). Zur Sicherung dieses Grundrechts plädiert er dafür, dass 
„der Staat“ nicht nur die Dauer der Schulpflicht und eine Schulform vorgeben, son-
dern seine vormundschaftliche Funktion auch curricular wahrnehmen soll, und zwar 
dadurch, dass er „ein bestimmtes Maas von elementarer Bildung als das Minimum 
bezeichnet, ohne welches niemand aufgezogen werden dürfe und zugleich öffentli-
che Schulen errichtet, an welchen dasselbe erlangt werden kann“. Dieses „obligatori-
sche Minimum für alle“ bezeichnet für Rümelin „diejenigen Kenntnisse und Fertig-
keiten […], welche die Grundlage aller allgemeinen menschlichen Kultur ausmachen 
und zum Fortkommen in der bürgerlichen Gesellschaft unerlässlich erscheinen“ (ebd., 
S. 313). Das ist für ihn zugleich Ausdruck für das „wahre Prinzip und Motiv des staat-
lichen Schulzwangs“ (ebd., S.  324), also für „das Grundrecht auf humane Bildung“ 
(ebd., S. 322). Das Minimum müsse schulformübergreifend (ebd., S. 322) und gesamt-
staatlich gelten und unabhängig von lokalen Autoritäten geprüft werden, damit Dif-
ferenzen der Schulen, der Eltern oder des Engagements der Lehrkräfte nicht die Er-
wartungen unterlaufen, aber auch, um Konkurrenz unter den Schulen zu erzeugen 
und so ihre Qualität zu befördern (ebd., S. 325–326). Rümelin will aus dem „Zirkel“ 
ausbrechen, demnach die für alle notwendige Bildung nur für das gilt, was in Elemen-
tarschulen aktuell praktiziert wird, da dies schon in je lokaler Realisierung das Gleich-
heitsprinzip verletze (ebd., S.  316) – Bildungsminimum und Schulform sind also zu 
unterscheiden.

Ein solches „obligatorisches Minimum“ wird auch in den sozialdemokratischen bil-
dungspolitischen Programmen seit dem Mannheimer Parteitag von 19069 gefordert. 
Als Organisationsprämissen werden dafür die Weltlichkeit, Unentgeltlichkeit, Einheit-
lichkeit und Fachlichkeit der Schule gefordert. Diese Erwartungen und die damit ver-
bundenen Einheitsschulpläne finden vor und nach 1918 zwar bei linksliberalen Lehr-

7	 Vgl. hierzu z. B. https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw13-kalenderblatt-
nationalversammlung-630668.

8	 Rümelin zitiert: „§ 155 Für die Bildung der deutschen Jugend soll durch öffentliche Schulen 
überall genügend gesorgt werden. Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder 
Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die Unteren Volksschulen 
vorgeschrieben ist“.

9	 Vgl. hierzu z. Β. http://library.fes.de/parteitage/index-pt-1900.html.

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw13-kalenderblatt-nationalversammlung-630668
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kräften Verbündete, jedoch keine Entsprechung in den Verfassungsberatungen. Weder 
kennt die Weimarer Verfassung ein Grundrecht im Sinne Rümelins, noch kann man 
die vierjährige Grundschule als Einlösung des Bildungsminimums sehen, weil sie die 
Klassenspezifik der gesamten Volksschule bzw. der Schulpflichtzeit curricular und 
nach den Zertifikaten ebenso unberührt lässt wie die Konfessionsspaltung. Die grund-
rechtliche Ambition blieb auch in der Weimarer Republik nur reflexiv präsent. Es ist 
ausgerechnet ein Jesuit, der an der Universität Prag lehrende Sergius Hessen, der 1928 
die alte Forderung Rümelins als Teil der Idee der „positiven Freiheit“ des Westens be-
kräftigt:

„Von den Rechten aber, die den positiven Inhalt des erweiterten Freiheitsbegrif-
fes ausmachen, ist das Recht auf Bildung, dem die Verpflichtung des Staates, Je-
dem ein gewisses Minimum von Bildung zu gewähren, gegenübersteht, eines der 
alleroffenbarsten“ (Hessen, 1928, S. 421).

Für die bis heute andauernde Debatte über die von Schule erwartete Gleichheit von 
Bildungschancen im Lebenslauf ist die Weimarer Republik allerdings insofern stilbil-
dend, als hier erstmals kompensatorische Konstrukte zum Ausgleich herkunftsbeding-
ter Nachteile politisch ausdrücklich als notwendig gesehen werden. „Aufstieg durch 
Bildung“ ist eine zur Lösung der Klassenkonflikte im Ersten Weltkrieg erfundene Lo-
sung. Der „zweite Bildungsweg“ wird nach 1920 von Berufspädagog*innen ersonnen, 
um einen nachholenden Zugang zu Abitur und Hochschule anzubieten. Erstmals gibt 
es gesamtstaatliche Stipendien, allerdings nur für Hochbegabte (z. B. in der „Studien-
stiftung des deutschen Volkes“), keine Sicherung von gleichen Bildungschancen. Die 
regierende Prämisse ist hoch selektiv, biologistisch und ökonomistisch, da es nur um 
den „Aufstieg der Begabten“ (Petersen, 1916) und die Ausschöpfung der ungenutz-
ten Reserven an Hochbegabung in den unteren Sozialschichten geht. Die einschlägige 
Forschung schätzt das rekrutierungswürdige Potenzial an Kindern der Unterschich-
ten, die „an Begabung den Durchschnitt überragen“, nur auf 4  Prozent (Meumann, 
1913, S. 770) und sieht darin „fast […] eine biologisch bedingte allgemeine Tatsache 
der Volksbegabung“. „Begabung“ und „Auslese“ gehören also zusammen: Begabungs-
diagnostik funktioniert als Legitimation sozialer Selektion: „Bei der negativen Auslese 
[…] sollte auch die Entlastung der höheren Schulen von dem gänzlich ungeeigneten 
Material […] schärfer durchgeführt werden“ (Stern, 1916, S. 118–119). Wissenschaft-
lich, objektiv also, müsse geklärt werde, wer den Aufstieg verdient. Das sind nur die 
„Tüchtigsten“ (Petersen, 1916, S. 3), deren „Intelligenz“ und „Leistung“ in Schule und 
Beruf zählen sollen.

Selektion und Auslese, nicht Egalisierung, bezeichnen eindeutig seit 1916 und noch 
bis in die frühen 1960er Jahre eine Konsenszone der Bildungsreform. Erst dann wer-
den in der Debatte über Begabung und Begabungsforschung nicht allein die mani-
festen klassenspezifischen Vorurteile, sondern auch Theoriealternativen sichtbar: von 
der „Begabung“ zum „Begaben“, von der Zuschreibung auf Natur und Leistung der 
Individuen auf die Bringschuld des Bildungssystems. Grundbildung, die man heute als 
universale Erwartung formuliert, fordert dann Schulformen mit der Dauer und mit 
den wissenschaftsbasierten Curricula der Sekundarstufe I, die auch den Zugang in die 
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Sekundarstufe II eröffnen. Grundbildung darf also nicht hinter dem Standard zurück-
bleiben, der z. B. die skandinavische grundskola oder die Ambition der Allgemeinbil-
dung in der Polytechnischen Oberschule der DDR auszeichnet. Auch diese war nur 
bis zum Ende der POS allgemein, danach hochselektiv – Condorcet hätte sich gefreut 
(und die Politisierung der Selektion getadelt).

Diese Grundbildung schließt heute die Inklusion aller ein, denn auch für die Exklu-
sion von Kindern mit Behinderung gibt es keine Rechtfertigung. Die Anerkennung 
des „Rechts auf Bildung“, das von den Vereinten Nationen 1948 als Menschenrecht 
deklariert und durch die UN-Behindertenrechtskonvention 2006/2008 universalisiert 
wurde, gilt ohne Ausnahme – wenn auch in den Formen nationaler Bildungssysteme. 
Daran hat 2006 ein UN-Beobachter die deutsche Öffentlichkeit erinnert und Kontro-
versen ausgelöst (Overwien & Prengel, 2007). Die Sonderpädagogik ist immer noch 
dabei, ihre eigene Praxis auf dieses Recht hin zu sortieren (schon Antor & Bleidick, 
1995), aber grundrechtlich ist die Inklusionsforderung nicht bestreitbar. Sie hat in der 
universalistischen Zuschreibung von „Bildsamkeit“ als Grundbegriff der Pädagogik 
ihre Wurzeln ebenfalls in der Sattelzeit, und man darf daran erinnern, dass F. A. W. 
Diesterweg schon 1839 als Konsens formulierte: Wo „Anlagen sind, ist Entwicklungs-
fähigkeit“; und „Gottlob! auch die Zeiten sind vorüber, wo selbst Erwachsene es über 
sich gewannen, mit Wahnsinnigen, Krüppeln, Taubstummen ihren Spott zu treiben. 
[…] Alles will entwickelt und gebildet sein“ (Diesterweg, 1839, S. 451). Für die Schule 
zählen diese Annahmen über das Subjekt und die Möglichkeiten pädagogischen Han-
delns deshalb ebenfalls zu dem „unverzichtbaren Mindeststandard[…]“ der Angebots-
seite, zu der ja unbestreitbar die Überzeugungen, Praktiken und Kompetenzen der pä-
dagogischen Profession gehören.

5	 … und heute? Recht auf Bildung in an Era of Inequality 

Die aktuelle Diskussion sieht nicht zuerst den langfristig erfolgreichen Ausbau des 
Bildungssystems oder die unverkennbaren Egalisierungseffekte als Ausdruck inter-
generationeller Lernprozesse nach 1945, sondern zuerst und scharf erneute Indizien 
einer Bildungskatastrophe, z. B. im Aufruf der im Bildungswesen engagierten Stiftun-
gen im Sommer 2023. Wissenschaftliche Beobachter*innen bestätigen in Daten über 
die schlechte Performanz des Bildungssystems diese Sorgen in drei Dimensionen: als 
Gerechtigkeitsproblem, weil sich Ungleichheit der Bildungschancen konstant erhält 
und zu „Bildungsarmut“ verfestigt; als Leistungsproblem, wie es die Large-Scale-As-
sessment-Studien seit PISA belegen, z. B. mit dem trostlos-stabilen Befund, dass ca. 
20 Prozent einer Alterskohorte die Mindeststandards für die Grundschule oder die Se-
kundarstufe I nicht erreichen; und als Steuerungsproblem, weil auch 20 Jahre nach den 
ersten Krisendiagnosen die Bildungspolitik keine strukturellen Lösungen gefunden, ja 
nicht einmal einem so eindeutig prognostizierbaren Problem wie dem Lehrkräfteman-
gel vorgebaut hat. Von „tatsächlicher Gleichheit“ kann keine Rede sein – das Recht auf 
schulische Bildung wird nicht universell eingelöst. Mag der Zugang zum Bildungssys-
tem auch allen offenstehen, er allein reicht nicht aus. Insbesondere dann nicht, wenn 
andere univerzichtbare Standards, z. B. die auskömmliche und problemgenau platzier-
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te Finanzierung, fachlich hinreichend qualifiziertes Personal, problembezogene sen-
sible Curricula etc. nicht gegeben sind.

Auch international, aber das ist kein Trost, kann von Education for All keine Rede 
sein, eher von einer „global learning crisis“, nicht zuletzt, weil alte Formen von Un-
gleichheit erst jetzt deutlich gesehen werden, z. B. „Racialization and Educational In-
equality“ (Scott & Bajaj, 2023). Die seit den 1960er Jahren eingerichteten globalen 
Organisationen im Bildungsbereich  – von der Weltbank bis zur OECD und zu den 
UNESCO-Kommissionen (Ydesen, 2019) – werden mit ihren als neoliberal kritisier-
ten Konzepten und ihrer Politik des Assessments als Mitverursachende der Malaise 
identifiziert. Doch komparative Studien zeigen auch, dass solche Krisenidagosen erst 
im Blick auf die national-kulturellen Kontexte produktiv gemacht werden können, für 
die sich die Lösungen bewähren müssen. Für die bundesdeutsche Situation kommt er-
schwerend hinzu, dass auch bei den beobachtenden Expert*innen kein Konsens über 
die Lösungsstrategien existiert. Alte Optionen, über die Struktur von Bildungssyste-
men zu steuern, haben keinen Kredit mehr, denn dabei wurde v. a. deutlich, dass die 
Einzelschule der zentrale Ort von Leistungsverbesserung und Chancenermöglichung 
ist. Aber bisher hat niemand eine realisierbare Strategie vorgelegt, wie man z. B. von 
den unbestreitbar guten Leistungen einzelner „guter“ Schulen so lernen kann, dass 
das Gesamtsystem verbessert wird. Aus der OECD kommt allenfalls reformpädago-
gische Propaganda (Schleicher, 2019). Realistischere Studien, die jenseits großer Ver-
sprechen curricular und über Elternarbeit in der Einzelschule ansetzen und neue Stra-
tegien u. a. durch multiprofessionelle Teams abstützen wollen, liegen zwar vor (u. a. 
El-Mafaalani, 2020), werden aber kritisiert, weil sie die systemische Dimension, die 
langfristigen Veränderungen und die Ursachen von Ungleichheit nicht hinreichend 
beachten (Hopf, 2021).

In dieser Situation ist es auch nicht hilfreich, dass die systematische Debatte über „Bil-
dungsgerechtigkeit“ von Dissens geprägt ist. Erziehungsphilosophisch kann man  – 
vereinfachend, aber zur Klärung der hier relevanten Problematik hinreichend – zwei 
Grundpositionen unterscheiden (Tenorth, 2020, S.  403–427): eine eher emphatische 
und eine suffizienztheoretische (Meyer, 2014). Die emphatische Position hält „schuli-
sche Bildung“ erst dann für „ausreichend oder adäquat, wenn sie alle Schüler/innen 
als potenzielle zukünftige Studierende behandelt“ (Stojanov, 2021, S. 798). Hier wird 
allerdings der Eigenwert nicht akademischer Bildung in der Sekundarstufe  II ausge-
blendet und „eine kompensatorische Umverteilung von Bildungsressourcen zum Aus-
gleich von herkunftsbedingten Ungleichheiten“ gar nicht „unbedingt an(ge)strebt“ 
(ebd.) „Demokratische Gleichheit“ ist das ausschlaggebende Kriterium, d. h.

„dass jedes Gesellschaftsmitglied in der Relation zu allen anderen mit gleicher 
Achtung begegnet wird; dass er oder sie gleich zählt […] jeder und jede mit dem 
kulturellen Kapital ausgestattet ist, das ihn oder sie dazu befähigt, sich gegen 
Exklusion, Marginalisierung und Unterdrückung zu wehren“ (Stojanov, 2021, 
S. 798).
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Gerechtigkeit wird von Anerkennung aus gedacht, schulische Praktiken, die individu-
elle Differenzen von Leistung beachten und von da aus auch zertifizieren, werden ab-
gewehrt.

Die suffizienztheoretische Grundthese formuliert dagegen ein Plädoyer für moderne 
Grundbildung:

„Demnach ist Bildungsgerechtigkeit gewährleistet, wenn alle Kinder ein schuli-
sches Kompetenzniveau erreichen können, welches ihnen ein gedeihliches Leben 
in einer modernen Gesellschaft ermöglicht. Schulische Ungleichheiten oberhalb 
dieses Niveaus sind moralisch unproblematisch“ (Giesinger, 2007, S.  362, vgl. 
auch S. 376–379).

Staat und Schule wird als Aufgabe zugeschrieben, Gleichheit der Grundbildung und 
ein demokratisches Bewusstsein zu erzeugen, für alle weiteren Bildungsprozesse aber 
die Selbstbestimmung der Lernenden zu achten und auch Ungleichheit zu akzeptieren 
(Gosepath, 2014). Damit wird auch die Erfahrung aufgenommen, dass Schule nicht 
alle Formen von Ungleichheit (z. B. gesellschaftliche oder ökonomische oder kultu-
relle) dadurch beseitigen kann, dass pädagogische Gleichheit der Lernmöglichkeiten 
erzeugt wird. Lebenslaufbezogen werden deshalb auch zwei Kriterien der Verteilung 
von Bildung durch das Bildungssystem unterschieden (Walzer, 2006): „Elementarer-
ziehung“, das alte Medium des Rechts auf Bildung muss sich vor der Erwartung der 
„einfachen Gleichheit“ rechtfertigen, auch als Ort der Konstruktion demokratischer 
Bürger*innen. Für die spätere Phase „verliert die einfache Gleichheit ihren Sinn“ (ebd., 
S.  301), „komplexe Gleichheit“ tritt an ihre Stelle. Jetzt setzt Individualisierung ein, 
Ungleichheit wird gerechtigkeitstheoretisch tolerierbar, die individuellen Differen-
zen der Neigungen, Fähigkeiten und Erwartungen an Bildungs- und Berufskarrieren 
werden gesehen. Sogar die Praktiken der Zertifizierung können dann als schulische 
Form der Verteilung unter Betonung der je individuellen „Leistung“ gerechtigkeits-
theoretisch anerkannt werden, als schulisch beglaubigte Markierung von Phasen der 
Bildungskarriere, die den Zugang in die je nächste Stufe (z. B. die Sekundarstufe  II) 
beruflich oder präuniversitär eröffnen.

Aus der Perspektive der Tradition wird also erneut von „Elementarbildung“ aus (aktu-
ell besser „Grundbildung“, um die falsche Assoziation mit der Grundschule zu vermei-
den) das Recht auf Bildung konkretisiert. Damit würde auch  – mit Rawls gedacht  – 
Gerechtigkeit realisiert, da alle Maßnahmen daran gemessen werden, dass „sie den 
größten Vorteil für die am wenigsten begünstigten Mitglieder der Gesellschaft brin-
gen“ und „ob die am meisten Benachteiligten zuerst und am meisten gefördert wer-
den“, ohne egalitaristisch alle Freiheit zu dementieren (Rawls & Tenner Lectures, 1981, 
zit. n. Tenorth, 2020, S.  405, Anm.  16) Vielleicht hätte auch Condorcet hier zuge-
stimmt und diese Dimensionierung des Rechts auf Bildung akzeptiert. Die Akteur*in-
nen müssen jetzt allerdings zeigen, wie diese Erwartungen Realität werden können, 
erst da, nach dem Recht, beginnt Pädagogik.
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Das neue Recht auf schulische Bildung
Inhalt, Potenziale und offene Fragen

Zusammenfassung
In seiner Entscheidung zu den pandemiebedingten Schulschließungen hat das Bundes-
verfassungsgericht im November 2021 erstmals ein im Grundgesetz garantiertes Recht 
auf schulische Bildung anerkannt. Der Beitrag beleuchtet die normative Herleitung und 
die einzelnen Gewährleistungsdimensionen des Grundrechts. Gefragt wird nach dessen 
innovativem Potenzial insbesondere im Hinblick auf den Abbau von Benachteiligungen 
im deutschen Schulsystem. Fragen, die das Bundesverfassungsgericht offengelassen hat, 
werden thematisiert und damit der Bedarf für die weitere Konkretisierung des Grund-
rechts aufgezeigt.
Schlüsselwörter: Recht auf (schulische) Bildung; Schulwesen; Bildungsverfassung; Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag; Mindeststandard

The New Right to School Education
Content, Potentials, and Open Questions

Abstract
In its decision on school closures due to the pandemic, the German Federal Constitu-
tional Court in November 2021 recognized for the first time a right to school education 
guaranteed in the German constitution. The article examines the normative basis as well 
as the fundamental right’s different dimensions. The innovative potential of this right is 
examined, especially with regard to the reduction of disadvantages in the German school 
system. Questions left open by the Federal Constitutional Court are addressed and thus 
the need for further concretization of the fundamental right is pointed out.
Keywords: right to (school) education; school system; educational constitution; education
al mandate of the State; minimum standard

1	 Ein neues Recht?

Nicht viele Entscheidungen des obersten deutschen Gerichts in Karlsruhe erzeugen 
medial und in den Wissenschaften ein derart lautes Echo wie der Beschluss des Ersten 
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Senates vom 19. November 2021.1 Manche Beobachter*innen sehen in der Entschei-
dung den Beginn einer „Verfassungsgerichtskonstitutionalisierung“ des Schulrechts 
und befürchten eine „Detailsteuerung der Landesschulgesetzgeber“ (Lindner, 2022). 
Andere gingen gar so weit, zu behaupten, in dem Beschluss deute sich ein „grundsätz-
lich neues Verständnis des Verhältnisses von Staat und Mensch“ (Nettesheim, 2022, 
S. 525, 527 f.) an. Auch passiert es nicht oft, dass sich ein an der Entscheidung betei-
ligter Richter bemüßigt sieht, die Entscheidung in einer juristischen Fachzeitschrift 
dem Publikum zu erläutern (Christ, 2023). Ausgangspunkt der sog. „Bundesnotbrem-
se  II“2-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) waren mehrere Ver-
fassungsbeschwerden von Schüler*innen und Eltern, die sich gegen das Verbot und 
die Beschränkung von Präsenzunterricht an allgemeinbildenden Schulen zum Infek-
tionsschutz in Gestalt eines Gebots von Wechselunterricht oder einer vollständigen 
Untersagung des Präsenzschulbetriebs richteten. Geregelt waren die Maßnahmen in 
§ 28 b Abs. 3 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), der wiederum Bestandteil eines Ge-
samtschutzkonzepts mit einem Maßnahmenbündel war, das mit dem Vierten Gesetz 
zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
vom 22. April 20213 bundesweit zur Verhinderung der Ausbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 eingeführt worden war („Bundesnotbremse“). Mit den mittels Verfas-
sungsbeschwerden angegriffenen Vorschriften wurde der Präsenzunterricht an allge-
mein- und berufsbildenden Schulen vollständig untersagt, wenn in einem Landkreis 
oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinanderfolgenden Tagen die Sieben-Tage-Inzi-
denz der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 den Schwellenwert von 
165 je 100.000 Einwohner*innen überschritt; ab einem Schwellenwert von 100 durf-
te Präsenzunterricht nur zeitlich begrenzt in Form von Wechselunterricht stattfinden 
(§ 28 b Abs. 3 Satz 2 und 3 IfSG a. F.). Abschlussklassen und Förderschulen konnten 
die Länder von dem Verbot des Präsenzunterrichts ausnehmen (§ 28 b Abs. 3 Satz 5 
IfSG a. F.) und eine Notbetreuung nach von ihnen festgelegten Kriterien einrichten 
(§  28  b Abs.  3 Satz  6 IfSG a. F.). Die Durchführung von Präsenzunterricht war nur 
zulässig bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte (§  28  b Abs.  1 
Satz 1 Hs. 1 IfSG a. F.). Schüler*innen sowie Lehrkräfte durften nur dann am Präsenz-
unterricht teilnehmen, wenn sie zweimal in der Woche mittels eines anerkannten Tests 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden (§ 28 b Abs. 3 
Satz  1 Hs.  2 IfSG a. F.). Bei Unterschreiten der relevanten Schwellen traten die Be-
schränkungen nach Maßgabe von § 28 b Abs. 3 Satz 7 bis 9 IfSG a. F. außer Kraft. Die 
Geltung der Vorschrift war auf die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite begrenzt, längstens jedoch bis zum Ablauf des 30. Juni 2021 
(§ 28 b Abs. 10 IfSG a. F.). Mit Beschluss vom 25. März 20204 hatte der Deutsche Bun-
destag erstmals festgestellt, dass eine epidemische Lage von nationaler Tragweite be-
steht und diese Feststellung in der Folge mehrfach wiederholt. Der Geltungszeitraum 

1	 BVerfGE 159, 355.
2	 Gegenstand der am gleichen Tag ergangenen „Bundesnotbremse I“-Entscheidung waren die 

ebenfalls zum Infektionsschutz angeordneten Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen vgl. 
BVerfGE 159, 223. 

3	 BGBl I S. 802.
4	 BT-PlPro 19/154, S. 19169C.
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des mit den Verfassungsbeschwerden angegriffenen § 28 b IfSG a. F. wurde nicht über 
den 30. Juni 2021 hinaus verlängert.5 

In seiner Entscheidung „entdeckte“ (Degenhart, 2022, S. 123) das Bundesverfassungs-
gericht in dem in Art. 2 Abs. 1 GG garantierten Recht auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit i. V. m. dem in Art.  7  Abs.  1 GG normierten Bildungs- und Erziehungsauf-
trags des Staates ein Recht auf schulische Bildung. Dass es sich dabei um ein „neues“ 
Grundrecht handelt, wie in vielen Reaktionen zu lesen war (Nettesheim, 2022; Piecha, 
2021; Ritgen, 2022, S. 113; von Landenberg-Rohberg, 2022, S. 389), ist missverständ-
lich (Kap. 1.1) und zutreffend (Kap. 1.2) zugleich. 

1.1	 Kein neues Grundrecht

Missverständlich ist es, weil ein Recht auf Bildung bereits in einer Vielzahl von 
Rechtstexten auf unterschiedlichen Normebenen garantiert wird. Im internationalen 
Recht finden wir es seit der 1948 verabschiedeten Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte6 (Art. 26 Abs. 1 und 2) in zahlreichen von der Bundesrepublik Deutsch-
land ratifizierten Konventionen, die das Recht auf Bildung aufgegriffen7 und im In-
teresse des Schutzes besonders vulnerabler Personengruppen8 oder im Hinblick auf 
konkrete Problemlagen9 in der Folge weiter konkretisiert haben (Poscher et al., 2009; 
Windoffer, 2019). In der Europäischen Union gewährleistet Art. 14 Abs. 1 der 2009 in 
Kraft getretenen Grundrechtecharta ein Recht auf Bildung (Augsberg, 2015; Berns-
dorff, 2019). Aber auch das deutsche Recht enthielt bereits vor der pandemiebeding-
ten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ähnliche Gewährleistungen; allen vo-
ran die Landesverfassungen10 und Schulgesetze der Bundesländer11, die mit nur leicht 
variierenden Formulierungen Verbürgungen des Rechts auf Bildung enthalten (zu den 

5	 Im aktuell geltenden IfSG ist die Schließung von Schulen zur Verhinderung der Verbreitung 
des Coronavirus für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite in § 28 a Abs. 1 Nr. 16 i. V. m. § 33 Nr. 3 IfSG geregelt.

6	 A/RES/217 A (III) vom 10.12.1948.
7	 Z. B. in Art. 2 Abs. 1 Satz 1 1. ZP EMRK und Art. 13 Abs. 1 und 2 IPwsR.
8	 Für Frauen in Art.  10 des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-

rung der Frau, für Kinder in Art. 28 Abs. 1 der VN-Kinderrechtskonvention, für Menschen 
mit Behinderung in Art.  24 der VN-Behindertenrechtskonvention oder für Geflüchtete in 
Art. 22 des Abkommens über die Rechtstellung für Flüchtlinge. 

9	 Für Diskriminierungen aufgrund der „Rasse“ in Art.  5e  v.) des Internationalen Überein-
kommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, allgemein für Diskrimi-
nierungen im UNESCO-Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen und 
speziell für das Recht auf berufliche Ausbildung in Art. 10 Europäische Sozialcharta.

10	 Art.  11 Abs.  1 Verf  BW, Art.  128 Abs.  1 Verf  BY, Art.  20 Abs.  1 Satz  1 Verf  BE, Art.  29 
Abs. 1 Verf BB, Art. 27 Abs. 1 Verf HB, Art. 8 Satz 1 Verf MV, Art. 4 Abs. 1 Verf NI, Art. 8 
Abs. 1 Satz 1 Verf NW, Art. 24a Abs. 1 Verf SL, Art. 25 Abs. 1 Verf ST, Art. 10 Abs. 3 Satz 2 
Verf  SH und Art.  20 Satz  1 Verf  TH. Vgl. auch Art.  31 Satz 1 Verf  RP, Art.  7 Abs. 1, 29 
Abs. 2 und 102 Abs. 1 Satz 1 Verf SN. 

11	 Z. B. § 1 Abs. 1 SchG BW, § 2 Abs. 1 SchulG BE, § 3 BbgSchulG, § 4 Abs. 1 BremSchulG, 
§  1 HmbSG, §  1 SchulG  HE, §  1 SchulG  M-V, §  54 NSchG, §  1 SchulG  NW, §  1 Abs.  1 
SchoG, § 1 Abs. 2 SächsSchulG, § 1 Abs. 1 Satz 2 SchulG LSA, § 4 Abs. 1 SchulG SH oder 
§ 1 ThürSchulG.
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Gewährleistungen auf Ebene der Bundesländer: Poscher et al., 2009, S.  107 ff.; Rei-
mer, 2021, S.  364 ff.). Ob demgegenüber auch dem Grundgesetz ein Recht auf Bil-
dung entnommen werden kann, wurde in der Vergangenheit kontrovers beurteilt. 
Während das Bundesverwaltungsgericht12 und einzelne Stimmen in der rechtswis-
senschaftlichen Literatur (grundlegend für die juristische Debatte: Heymann & Stein, 
1972, S.  212 f.; Stein, 1967, S.  41 f.; in jüngerer Zeit vermehrt, vgl. bspw. Gast, 2019, 
S. 182 ff.; Langenfeld, 2001, S. 223 f.; von Landenberg-Roberg, 2021, S. 646 ff.; Wapler, 
2015, S. 510 f.; vgl. auch Rux, 2018, Rn. 108 ff., 185 ff.; zur Diskussion vor der Entschei-
dung des BVerfG zu pandemiebedingten Schulschließungen: Tenorth, 2022, S.  34 f.) 
schon früh von einem aus dem Recht auf freie Entwicklung der Persönlichkeit gemäß 
Art.  2  Abs.  1  GG abgeleiteten Recht auf Bildung ausgingen, verhielt sich das Bun-
desverfassungsgericht deutlich zurückhaltender. Zwar wurde anerkannt, dass jedem 
Kind aus Art. 2 Abs. 1 GG „ein Recht auf eine möglichst ungehinderte Entfaltung sei-
ner Persönlichkeit und damit seiner Anlagen und Befähigungen“13 zukommt. Was das 
kindliche Entfaltungsrecht im Einzelnen zum Inhalt hat und „inwieweit es insbeson-
dere Elemente eines ‚Rechts auf Bildung‘ enthält“14, ließ die bundesverfassungsgericht-
liche Rechtsprechung jedoch offen. Dem Grundgesetz, so das Karlsruher Gericht noch 
im Jahre 2017 als Antwort auf den von einer Mutter gestellten Antrag auf Einrichtung 
eines gesonderten Unterrichtsfachs Ethik in der Grundschule ihrer Kinder, ließen sich

„nur in seltenen Ausnahmefällen konkrete Pflichten entnehmen, die den Gesetz-
geber zu einem bestimmten Tätigwerden […] zwingen. Er ist grundsätzlich bei 
der Ausübung seiner Regelungskompetenzen – dem Grundsatz der Gewaltentei-
lung und dem demokratischen Prinzip der Verantwortung folgend – weitgehend 
frei“.15

Konsequenterweise wurde Art. 7 Abs. 1 GG als objektiv-rechtliche Verfassungsnorm 
verstanden, die dem Staat zwar enorme Spielräume bei der organisatorischen, struk-
turellen und inhaltlichen Gestaltung, Leitung und Planung des Schulwesens einräumt, 
weder Kindern noch deren Eltern jedoch subjektive Ansprüche vermittelt.16

1.2	 Ein neues Grundrecht 

Zutreffend ist die Bezeichnung des Rechts auf schulische Bildung als neues Grundrecht 
folglich schon insoweit, als das Bundesverfassungsgericht seine bisherige Rechtspre-
chung nun geändert hat. Um ein neues Grundrecht kann es sich aber vor allem des-
halb handeln, weil sein Gewährleistungsgehalt möglicherweise über das hinausgeht, 
was selbst Befürworter*innen einem aus Art.  2  Abs.  1  GG folgenden Recht auf Bil-

12	 BVerwGE 105, 44 (47); 56, 155 (158); 47, 201 (204); ebenso: HessStGH, NJW 1982, 1381 
(1385).

13	 BVerfGE 45, 400 (417).
14	 BVerfGE 45, 400 (417); weniger explizit, aber ähnlich: BVerfGE 53, 185 (203).
15	 BVerfG, NVwZ 2018, S. 728 (730).
16	 BVerfGE 26, 228 (238); 34, 165 (182); 47, 46 (71 f.); 59, 360 (377); 96, 288 (303). Ebenso: 

BVerwGE 42, 128 (130); 94, 82 (84). 
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dung bislang entnommen haben. In Verbindung mit dem allgemeinen Gleichheitssatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG) und dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) beinhaltete das 
Recht auf Bildung lediglich ein derivatives Teilhaberecht im Sinne eines Anspruchs 
auf freien und gleichberechtigten Zugang zu den vorhandenen Bildungseinrichtungen 
im Rahmen der für alle geltenden Zugangsvoraussetzungen.17 Durchsetzbare Ansprü-
che der Einzelnen auf die Erfüllung bestimmter Bedürfnisse (wie etwa die curriculare 
Gestaltung des schulischen Unterrichtsprogramms oder die Ausweitung vorhandener 
Kapazitäten durch Errichtung oder Erweiterung von Bildungseinrichtungen) wurden 
jedoch überwiegend abgelehnt. Unter Verweis auf die hohe Bedeutung (schulischer) 
Abschlüsse für den weiteren Ausbildungs- und Lebensweg wurden originäre Leis-
tungsrechte zwar vereinzelt als „Minimumgrundrecht“ auf Bildung den landesverfas-
sungsgesetzlichen Garantien eines Rechts auf Bildung entnommen (z. B. Füssel, 2009, 
S. 41 ff., 2020, S. 228; Richter, 2001, Rn. 39); Versuche, ein Grundrecht auf einen Mi-
nimalstandard von Bildung aus dem Grundgesetz abzuleiten, um dadurch eine „basa-
le Sicherung von Beschulung“ (Tenorth, 2009, S. 426; zu historischen Debatten über 
ein Grundrecht auf Bildung im Sinne eines Rechts auf ein „obligatorisches Bildungs-
minimum“ vgl. ders., 2022, S. 36 ff.) auch auf bundesverfassungsgesetzlicher Ebene zu 
gewährleisten, konnten sich bis zum Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
19. November 2021 jedoch nicht durchsetzen. Vor diesen Hintergrund überrascht es 
nicht, dass verwaltungsgerichtliche Entscheidungen, die sich im Vorfeld der bundes-
verfassungsgerichtlichen Entscheidung mit der Rechtmäßigkeit pandemiebedingter 
Schulschließungen befasst haben, keine Verletzung des im Landesrecht normierten 
Rechts auf Bildung festgestellt haben.18

2	 Das Recht auf schulische Bildung 

Auch wenn das Bundesverfassungsgericht im Ergebnis die Verfassungsmäßigkeit der 
Schulschließungen ebenfalls bejaht hat, lohnt ein Blick auf die Gewährleistungsgehalte 
des neuen Rechts (Kap. 2.1). Denn dabei wird deutlich, dass es das Recht auf Bildung 
jedenfalls für den Schulbereich weiter konkretisiert. Darüber hinaus bietet es ein grö-
ßeres Potenzial, den Benachteiligungen bestimmter Gruppen von Schüler*innen im 
deutschen Schulsystem in der Zukunft entgegenzuwirken (Kap.  2.2). Dafür müssen 
allerdings offene Fragen im Hinblick auf die Gewährleistungsgehalte des Rechts auf 
schulische Bildung in der weiteren Rechtsprechung und in einer transdisziplinär aus-
gerichteten rechtswissenschaftlichen Forschung beantwortet werden (Kap. 3).

17	 So auch der in vielen Landesverfassungen zu findende Grundsatz der Ermöglichung von 
Teilhabe an schulischer Bildung und des Zugangs zu Bildungseinrichtungen, vgl. z. B. 
Art. 20 Abs. 1 Satz 2 Verf BE, Art. 29 Abs. 3 Satz 1 Verf BB, Art. 27 Satz 11 Verf SL, Art. 12 
Abs. 2 Verf SH, Art. 20 Satz 2 Verf TH.

18	 Unter Verweis auf den Schutz der hochrangigen Rechtsgüter des Lebens und der körper-
lichen Unversehrtheit einer potenziell großen Zahl von Menschen sowie die Sicherstel-
lung der Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems in Deutschland durch die Verlang-
samung des Infektionsgeschehens bspw.: VGH Mannheim, NVwZ-RR 2021, S.  309 (310); 
OVG Lüneburg, Beschl. v. 18.  Januar 2021 – 13 MN 8/21, juris, Rn. 37; VG Berlin, Beschl. 
v. 10.  März  2020 –  3  L  51/21, juris, insb. Rn.  17 ff.; OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 
19. April 2021 – OVG 3 S 26/21, juris.
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2.1	 Gewährleistungsgehalte des Rechts auf schulische Bildung 

Das Bundesverfassungsgericht entwickelt das Recht auf schulische Bildung als „das 
subjektiv-rechtliche ‚Gegenstück‘ […] zur objektiv-rechtlichen Pflicht des Staates aus 
Art.  7  Abs.  1  GG, schulische Bildungsmöglichkeiten zu eröffnen“19, die der Persön-
lichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen dienen. Diese haben „ein aus 
Art.  2  Abs.  1  GG abgeleitetes, gegen den Staat gerichtetes Recht auf Unterstützung 
und Förderung bei ihrer Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit in 
der sozialen Gemeinschaft“, welches sich „auf alle für die Persönlichkeitsentwicklung 
wesentlichen Lebensbedingungen [erstreckt]“.20 Im Unterschied zu Gewährleistungen 
des Rechts auf Bildung im internationalen und europäischen Recht sowie im Recht 
der Bundesländer, die alle Stufen des Bildungssystems umfassen, beschränkt sich der 
Schutz des Rechts auf schulische Bildung jedoch bereits seinem Namen nach auf die 
in Schulen institutionalisierte Bildung und Erziehung.21 Für diesen Bereich beinhaltet 
das Recht drei Gewährleistungsdimensionen: einen originären Leistungsanspruch auf 
Einhaltung eines für die chancengleiche Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten unverzichtbaren Mindeststandards von Bil-
dungsangeboten an staatlichen Schulen (Kap. 2.1.1), ein derivatives Teilhaberecht auf 
diskriminierungsfreien Zugang zu staatlichen Bildungsangeboten im Rahmen des vor-
handenen Schulsystems (Kap. 2.1.2) sowie ein Abwehrrecht von Schüler*innen gegen 
staatliche Maßnahmen, welche in ihre spezifisch schulischen Entfaltungsmöglichkei-
ten eingreifen (Kap. 2.1.3).

19	 BVerfGE 159, 355 (383). Vgl. auch: Langenfeld, 2022, Rn. 10: „‚individualrechtliches Gegen-
stück‘ zum staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrag“.

20	 BVerfGE 159, 355 (381 f.).
21	 Das BVerfG spricht von der „Schulbildung als Ganze“ und schließt die berufsbezogene Aus-

bildung, soweit diese vom Grundrecht der Berufsfreiheit in Art.  12  Abs.  1 GG geschützt 
wird, ausdrücklich aus (BVerfGE 159, 355 [383]). Zweifellos nicht erfasst vom Recht auf 
schulische Bildung ist darüber hinaus der tertiäre Bildungsbereich, zu dem in Deutschland 
neben den Hochschulen auch die Berufsakademien und Fachschulen gezählt werden, sowie 
der quartiäre Bildungsbereich, der auf Weiterbildungsmaßnahmen zielt, die nach Abschluss 
einer beruflichen oder akademischen Ausbildung wahrgenommen werden. Ob der Ele-
mentarbereich, d. h. der Bereich der frühkindlichen Erziehung noch nicht schulpflichtiger 
Kinder, vom Schutzbereich umfasst wird, ist fraglich. Dagegen spricht die gerade auch im 
Vergleich mit völker-, europa- und landesrechtlichen Garantien eines Rechts auf Bildung 
auffällig abgewandelte Postulierung eines Rechts auf schulische Bildung. Zudem ging es in 
der „Bundesnotbremse  II“-Entscheidung ausschließlich um Schulen und nicht um Kinder-
tageseinrichtungen. Soweit sich eine Beschwerdeführerin gegen das Verbot einer Öffnung 
von Kindertageseinrichtungen richtete, verwarf das Bundesverfassungsgericht die Verfas-
sungsbeschwerde als unzulässig, da die Beschwerdeführerin nicht aufgezeigt habe, „etwa 
durch Angaben zum Betreuungskonzept der in Rede stehenden Kindertageseinrichtung“, 
inwiefern bei solchen Einrichtungen das Recht auf schulische Bildung berührt sein sollte 
(BVerfGE 159, 355 [376]).
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2.1.1	 Originäres Leistungsrecht auf Einhaltung eines unverzichtbaren 
Mindeststandards 

Aus dem Recht auf Bildung folgt nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts zu-
nächst

„ein grundrechtlich geschützter Anspruch von Schülerinnen und Schülern auf 
Einhaltung eines nach allgemeiner Auffassung für ihre chancengleiche Entwick-
lung zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit unverzichtbaren Mindest-
standards von Bildungsangeboten an staatlichen Schulen“.22

Zwar können diesem Anspruch ausnahmsweise überwiegende Gründe des Schut-
zes anderer Verfassungsgüter entgegenstehen – wie in einer Pandemie das Recht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit aus Art.  2  Abs.  2 Satz  1  GG. Weder können 
ihm aber der bei einem Unterschreiten des Mindeststandards schulischer Bildungs-
leistungen ohnehin verfehlte Bildungs- und Erziehungsauftrag des Staates zur freien 
Gestaltung der Schule gemäß Art. 7 Abs. 1 GG noch die staatliche Entscheidungsfrei-
heit bei der Verwendung knapper öffentlicher Mittel (sog. „Vorbehalt des Möglichen“) 
entgegengehalten werden.23 Soweit der „unverzichtbare Mindeststandard“ betroffen 
ist, nimmt das Gericht dem Staat mithin den Einwand, dass die für die Erfüllung des 
Rechts auf schulische Bildung notwendigen Ressourcen nicht zur Verfügung gestellt 
werden könnten, weil auch andere staatliche Aufgaben finanziert werden müssten. Je-
denfalls in Bezug auf den originären Leistungsanspruch läuft damit auch die gelegent-
lich an sog. Kombinationsgrundrechten geübte Kritik ins Leere, diese würden infolge 
der Verschmelzung zweier Verfassungspositionen zu unklaren Schranken und zur Un-
vorhersehbarkeit der Bestimmung des konkreten Gewichts in den vom Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz gesteuerten Abwägungsentscheidungen führen (ausführlich hierzu: 
Augsberg & Augsberg, 2007). Mit der originären Leistungsdimension des Rechts auf 
schulische Bildung geht das Bundesverfassungsgericht in bildungsrechtsdogmatisch 
revolutionärer Weise über die bisherige Rechtslage hinaus. Denn einerseits entnimmt 
das Gericht dem Begriff der „Aufsicht“ in Art. 7 Abs. 1 GG mit guten Gründen wei-
terhin ein unabhängig von den individuellen Wünschen oder Vorstellungen der Eltern 
bzw. der Schüler*innen bestehendes „Vollrecht“ (Ennuschat, 2012, S. 336; Thiel, 2021, 
Rn. 17, 22) des Staates über die Schule. Dieses umfasst

„die organisatorische Gliederung der Schule, die strukturellen Festlegungen des 
Ausbildungssystems, das inhaltliche und didaktische Programm der Lernvorgän-
ge und das Setzen der Lernziele, die Entscheidung darüber, ob und wieweit diese 
Ziele von den Schülern erreicht worden sind, sowie die Bestimmung der Voraus-

22	 BVerfGE 159, 355 (386 f.). An anderen Stellen des Beschlusses spricht das Gericht von 
einem „unverzichtbaren Mindeststandard schulischer Bildung“ (Ls.  3, 390, 428 und 430) 
bzw. „staatlicher Bildungsleistungen“ (428).

23	 BVerfGE 159, 355 (387). Speziell für die „Bundesnotbremse  II“-Entscheidung und die dort 
(weiter)entwickelten leistungsrechtlichen Dimensionen des Grundrechts auf schulische Bil-
dung vgl. Christ, 2023, S. 4.
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setzungen für den Zugang zur Schule, den Übergang von einem Bildungsweg 
zum anderen und die Versetzung innerhalb eines Bildungsganges“.24

Auch wenn der „unverzichtbare Mindeststandard“ und damit der konkrete Inhaltsan-
spruch des neuen subjektiven Rechts noch unklar bleiben und insbesondere der Auf-
hellung durch Erkenntnisse der Bildungsforschung harren25, vermittelt das insoweit 
wirklich neue Grundrecht dem Einzelnen andererseits aber ein einklagbares subjekti-
ves Recht auf Einhaltung eben jenes Mindeststandards schulischer Bildung. Den Staat 
trifft umgekehrt aus dem an ihn adressierten Bildungs- und Erziehungsauftrag die 
vorbehaltlose Verpflichtung, das Schulwesen rechtlich und tatsächlich so auszugestal-
ten, dass der Mindeststandard nicht unterschritten wird (Lindner, 2022, S. 737, spricht 
„in Anlehnung an die Schutzpflichtendogmatik“ zutreffend „von einem schul- oder 
bildungsrechtlichen Untermaßverbot“). Insoweit ist die im Bildungs- und Erziehungs-
auftrag angelegte Gestaltungsfreiheit des Staates begrenzt. Gerade in der Verbindung 
dieser beiden Perspektiven liegt die innovative Quintessenz der Kombination aus dem 
individuellen Grundrecht aus Art.  2  Abs.  1  GG einerseits und dem objektiv-rechtli-
chen Verfassungsauftrag aus Art. 7 Abs. 1 GG andererseits.

2.1.2	 Derivatives Teilhaberecht: Diskriminierungsfreier Zugang zu Schulen

Weil einerseits die Schulbildung neben der elterlichen Pflege und Fürsorge eine 
Grundbedingung dafür ist, dass sich Kinder zu einer eigenverantwortlichen Persön-
lichkeit in der sozialen Gemeinschaft entwickeln können, und andererseits der Staat – 
ungeachtet des Rechts zur Errichtung privater Schulen nach Art. 7 Abs. 4 Satz 1 GG – 
eine zentrale Stellung für die Vermittlung schulischer Bildung einnimmt, kommt dem 
Zugang zu Schulen eine entscheidende Bedeutung zu. In Verbindung mit dem allge-
meinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG entnimmt das Bundesverfassungsgericht 
dem Recht auf schulische Bildung deshalb ein derivatives Recht auf gleiche Teilhabe 
an den staatlichen Bildungsleistungen.26 Dessen Anspruchsgehalt besteht in Überein-
stimmung mit bisherigen Auffassungen zur Reichweite des Rechts auf Bildung

„nur nach Maßgabe der vom Staat im Rahmen seiner bildungspolitischen Ge-
staltungsfreiheit zur Verfügung gestellten Bildungsgänge und Schulstrukturen 
sowie der Voraussetzungen, die er für den Zugang zur Schule, den Übergang von 
einem Bildungsweg zum anderen und die Versetzung innerhalb des Bildungs-
gangs festgelegt hat“.27 

Verletzt wird das Recht, wenn die Voraussetzungen des Zugangs zum Schulsystem 
„willkürlich oder diskriminierend ausgestaltet oder angewendet werden“.28

24	 BVerfGE 159, 355 (385).
25	 Vgl. hierzu unten unter Kap. 3. 
26	 BVerfGE 159, 355 (387 f.).
27	 BVerfGE 159, 355 (388).
28	 BVerfGE 159, 355 (388).
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2.1.3	 Abwehrrecht gegen den Schulbetrieb einschränkende Maßnahmen

Die dritte Gewährleistungsdimension des Rechts auf schulische Bildung beinhaltet ein 
klassisches Abwehrrecht. Damit können sich Schüler*innen gegen staatliche Maßnah-
men wenden, welche die ihnen an ihrer Schule eröffneten Möglichkeiten zur Wahr-
nehmung ihres Rechts auf schulische Bildung einschränken, ohne dass diese Maßnah-
men das in Ausgestaltung von Art. 7 Abs. 1 GG geschaffene Schulsystem als solches 
betreffen.29 Die Teilnahme am Unterricht stellt sich danach nicht nur als Erfüllung 
der Schulpflicht dar, sondern zugleich als Ausübung des in Art.  2  Abs.  1  GG i. V. m. 
Art. 7 Abs. 1 GG geschützten Rechts der Schüler*innen,

„ihre Persönlichkeit mithilfe schulischer Bildung frei zu entfalten. Wird diese 
spezifisch schulische Entfaltungsmöglichkeit durch staatliche Maßnahmen ein-
geschränkt, liegt darin – wie bei Beeinträchtigungen anderer Grundrechte auch – 
ein Eingriff, gegen den sich Schüler wenden können“.30

Da das Abwehrrecht allerdings nur soweit reiche, „wie das vom Staat als Ganzes aus-
gestaltete Schulsystem in jeder einzelnen Schule eine nach Art, Inhalt und Umfang be-
stimmte schulische Bildung eröffnet“, könnten sich Schüler*innen „nur gegen solche 
Maßnahmen wenden, die zwar die Ausübung des Rechts auf schulische Bildung ein-
schränken, das vom Staat zur Wahrnehmung dieses Rechts bereitgestellte Schulsystem 
selbst jedoch unberührt lassen“, die also gleichsam die in der besuchten Schule aktuell 
eröffnete und auch wahrgenommene Bildung „von außen“31 beeinträchtigen.

2.2	 Potenzial des Rechts auf schulische Bildung

Das Grundrecht auf schulische Bildung zielt auf die Unterstützung und Förderung 
der Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen durch schulische Bil-
dung. So unbestimmt diese Zielsetzung sowohl auf der Seite der Kriterien für die Per-
sönlichkeitsentwicklung sowie auf der anderen Seite der hierfür notwendigen Bedin-
gungen schulischer Bildung ist, richtet sich danach die Frage nach dem Potenzial des 
Grundrechts aus Art.  2  Abs.  1  GG und Art.  7  Abs.  1  GG. Angesichts der Maßnah-
me der Schulschließung und der damit verbundenen Umstellung vom Präsenz- auf 
den Distanzunterricht hat sich das Bundesverfassungsgericht unter Heranziehung 
einer Vielzahl von Studien und Stellungnahmen aus verschiedenen Wissenschaften32 

29	 BVerfGE 159, 355 (Ls. 2c) und 388).
30	 BVerfGE 159, 355 (388 f.).
31	 BVerfGE 159, 355 (389).
32	 Das BVerfG kann nach § 27a BVerfGG „sachkundigen Dritten Gelegenheit zur Stellungnah-

me geben“. Das hat das Gericht in dem hier behandelten Verfahren getan u. a. gegenüber 
dem Berufsverband für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie 
in Deutschland, dem Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, der Deutschen Akademie 
für Kinder- und Jugendmedizin, dem ifo Institut für Wirtschaftsforschung, der Deutschen 
Gesellschaft für Erziehungswissenschaft, dem Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte im 
öffentlichen Gesundheitswesen, dem Bundesverband des Deutschen Kinderschutzbundes 
oder der Leopoldina.
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mit den erheblichen negativen psychischen, schulsozialen, familiären sowie bildungs-
bezogenen Auswirkungen der Schulschließungen auf die persönlichen und sozialen 
Entwicklungsmöglichkeiten und Bildungschancen von Schüler*innen auseinanderge-
setzt.33 Neben der wiederholten Hervorhebung der Chancengleichheit und Diskrimi-
nierungsfreiheit als essenziellem Bestandteil sowohl der originären wie der derivativen 
Leistungsdimension des Rechts auf schulische Bildung hat es in diesem Zusammen-
hang ferner bestimmte Gruppen von Schüler*innen in den Fokus genommen, die im 
deutschen Schulsystem aufgrund ihrer sozioökonomischen Herkunft und/oder eines 
Migrationshintergrundes auch abseits pandemiebedingter Schulschließungen massiv 
benachteiligt werden. Auch wenn Träger*innen des Grundrechts alle Kinder und Ju-
gendlichen sind, ist deshalb vor allem auszuloten, ob und inwieweit das Grundrecht 
auf schulische Bildung aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG dazu beitragen 
kann, Benachteiligungen im deutschen Schulwesen entgegenzuwirken. Dafür spricht 
auch, dass die Gefahr des Unterschreitens eines inhaltlich wie immer bestimmten 
Mindeststandards schulischer Bildung im deutschen Schulwesen für unterschiedliche 
Gruppen von Schüler*innen unterschiedlich groß ist. 

2.2.1	 Originäres Leistungsrecht: Einhaltung des unverzichtbaren Mindeststandards 

Der unverzichtbare Mindeststandard kann in der Zukunft auf vielfältige Weise wir-
kungsmächtig werden. Für den speziellen Fall des Umschaltens auf einen Distanzun-
terricht hat das Bundesverfassungsgericht bereits konkrete Anhaltspunkte vorgegeben. 
Droht bestimmten Gruppen aufgrund ihrer familiären, sozialen oder finanziellen Si-
tuation das Unterschreiten des unverzichtbaren Mindeststandards, kann sich aus dem 
Grundrecht auf schulische Bildung etwa ein subjektiv durchsetzbarer Anspruch darauf 
ergeben, früher als andere Schüler*innen in den Präsenzunterricht zurückkehren zu 
dürfen. Ist eine Rückkehr in den Präsenzunterricht nicht möglich, weil ihr kollidie-
rende Verfassungsgüter entgegenstehen, muss der Staat dafür Sorge tragen, dass inso-
weit benachteiligte Kinder und Jugendliche34 technisch und infrastrukturell so ausge-
stattet werden, dass sie am Distanzunterricht teilnehmen können (z. B. durch Laptops, 
Zubehör, Software oder leistungsfähige Internetverbindungen).35 Aus diesem Grund 
fordert das Bundesverfassungsgericht im Zusammenhang mit der Beurteilung der Zu-
mutbarkeit künftiger Eingriffe in das Grundrecht auf schulische Bildung durch Be-
schränkungen des Schulbetriebs von Bund und Ländern „naheliegende Vorkehrun-
gen wie insbesondere eine weitere Digitalisierung des Schulbetriebs […], um künftige 
Beschränkungen des Präsenzunterrichts grundrechtsschonender ausgestalten zu kön-

33	 BVerfGE 159, 355 (415 ff.), vgl. auch Bülow, 2021, S. 196.
34	 Für Zahlen zur sozial disparaten Verteilung der technischen Voraussetzungen für die Teil-

nahme am Distanzunterricht: Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr.  N  081 vom 
8. Dezember 2020; vgl. auch: Lietzmann & Wenzig, 2020, S. 5.

35	 Zu sozialrechtlichen Ansprüchen auf die Ausstattung mit Endgeräten, Zubehör, Software 
und sonstigen Voraussetzungen der digitalen Infrastruktur von Kindern und Jugendlichen 
aus nicht privilegierten Familien: Paschke, 2021, S. 240 f.; Winkler, 2021, S. 400 f. Ausführ-
lich zur Finanzierung von Lernmitteln und zur Ausstattung der Schulen mit Lehrmitteln im 
Falle der Aussetzung oder Modifikation des Präsenzunterrichts: Lohse, 2021, Rn. 130 ff.
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nen“.36 Zudem wird bezüglich der von den Bundesländern nach Vorgabe des Infek-
tionsschutzgesetzes einzurichtenden schulischen Notbetreuung im Rahmen des Aus-
gleichs der kollidierenden Verfassungsgüter ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
diese 

„auch dazu genutzt [wurde], um solchen Schülerinnen und Schülern die Teil-
nahme am Distanzunterricht zu eröffnen, für die dies zuhause wegen fehlender 
technischer Voraussetzungen, einer ungeeigneten Lernumgebung oder fehlender 
Unterstützung nur unter erschwerten Umständen möglich gewesen wäre“37 (ähn-
lich: Lohse, 2021, Rn. 48, 67; Tenorth, 2022, S. 44).

Da für Bildungs- und Erziehungsprozesse zentrale Voraussetzungen allerdings nicht 
nur während einer Pandemie ungleich verteilt sind, lässt sich auch abseits einer sol-
chen Ausnahmesituation aus dem Grundrecht auf schulische Bildung jedenfalls dann 
die Forderung nach staatlichen Kompensationsmaßnahmen erheben, wenn ein Un-
terschreiten des unverzichtbaren Mindeststandards droht. Denn anderenfalls werden 
Kindern und Jugendlichen, in deren Familien es an den entsprechenden Ressourcen 
fehlt, nicht die

„gemäß ihren Fähigkeiten die dem heutigen gesellschaftlichen Leben entspre-
chenden Bildungsmöglichkeiten eröffnet und ihnen so eine möglichst ungehin-
derte Entfaltung ihrer Persönlichkeit und damit ihrer Anlagen und Befähigungen 
ermöglicht“.38

Maßnahmen positiver Diskriminierung sind dann nicht nur verfassungsrechtlich zu-
lässig. Für Schüler*innen, bei denen ein Unterschreiten des unverzichtbaren Mindest-
standards droht, können sie zur Verwirklichung von deren Recht auf chancengleiche 
Förderung aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG sogar geboten sein (Wrase, 
2020, S.  109; vgl. auch: Wößmann et al., 2020, S.  36, denen zufolge eine intensivere 
Betreuung benachteiligter Kinder durch die Lehrkräfte in der Bevölkerung auf brei-
te Zustimmung stößt). Die Aufgabe liegt darin, mit Hilfe empirischer Daten der Bil-
dungsforschung systemische Unterschreitungen des verfassungsrechtlich geforderten 
Mindeststandards zu identifizieren, um das Recht auf schulische Bildung auf der Basis 
bildungswissenschaftlicher Erkenntnisse gegebenenfalls auch durch systemisch-struk-
turelle Maßnahmen für alle Kinder und Jugendlichen unabhängig von ihrer Herkunft 
zu gewährleisten. Nicht nur in pandemischen Zeiten, sondern ebenso im „Normalbe-
trieb“, trifft den Staat deshalb nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts die Pflicht 
zur Mitwirkung an der Erkenntnisgenerierung in der Weise, dass er vor allem in den 

36	 BVerfGE 159, 355 (437).
37	 BVerfGE 159, 355 (425 f.); vgl. auch BVerfG, Beschl. der 2.  Kammer des Ersten Senats v. 

15. Juli 2020 – 1 BvR 1630/20, juris, Rn. 25, sowie den Gesetzesentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD des Vierten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite, demzufolge für den eingeschränkten Notbetrieb der 
Schulen auch Kinder von Eltern in Frage kommen, „die nicht über hinreichende informa-
tionstechnische Ausstattungen verfügen“, weil dadurch „einer Kindeswohlgefährdung auch 
aus pädagogischer Sicht entgegengewirkt“ werde (BT-Drs. 19/2844, S. 15).

38	 BVerfGE 159, 355 (427). 
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Bereichen, die – wie das Schulwesen – in seiner Verantwortung stehen, die hierfür er-
forderlichen Daten erhebt und der Wissenschaft zur Verfügung stellt.39

2.2.2	 Derivatives Teilhaberecht: Diskriminierungsfreier Zugang

Soweit es um seine teilhaberechtliche Gewährleistungsdimension geht, scheint das 
Potenzial des Grundrechts auf schulische Bildung, gegen Benachteiligungen im deut-
schen Schulwesen in Stellung gebracht werden zu können, demgegenüber auf den 
ersten Blick gering. In Fortsetzung seiner bisherigen Rechtsprechung betont das 
Bundesverfassungsgericht, dass sich aus dem Grundrecht keine Ansprüche auf eine 
bestimmte Gestaltung staatlicher Schulen, die Schaffung neuer schulischer Bildungs-
angebote oder die Beibehaltung vorhandener schulischer Strukturen im Falle der Än-
derung ergeben.40 Zudem wird die Diskriminierungsfreiheit des Zugangs zu staatli-
chen Bildungseinrichtungen zwar im Maßstabsteil des Beschlusses extensiv behandelt, 
im weiteren Verlauf der Entscheidung jedoch nicht mehr aufgegriffen. Allerdings muss 
man dabei berücksichtigen, dass es im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht, 
im Unterschied zu verwaltungsgerichtlichen Verfahren, nicht um Schulschließungen 
bzw. Wiederaufnahmen des Präsenzunterrichts ging, bei denen vom Verordnungsge-
ber oder der Schulverwaltung zwischen einzelnen Gruppen von Schüler*innen unter-
schieden worden ist.41

Auf den zweiten Blick könnte das Recht auf diskriminierungsfreie Teilhabe an den 
vom Staat zur Verfügung gestellten Schulen in der Zukunft ein nicht unbeträchtliches 
innovatives Potenzial sowohl in verfassungsrechtlicher als auch bildungspolitischer 
Hinsicht entfalten. Der Grund hierfür liegt im internationalen Recht, auf das sich das 
Bundesverfassungsgericht zur Plausibilisierung des von ihm geschaffenen Rechts auf 
schulische Bildung intensiv bezieht.42 Ausdrücklich wird festgestellt, dass das grundge-
setzliche Bildungsrecht mit den oben genannten Gewährleistungen des Rechts auf Bil-
dung im internationalen Recht „in Einklang“43 steht.44 Zur argumentativen Unterfütte-
rung sowie zur Konkretisierung des Rechts auf schulische Bildung im Zusammenhang 
mit einem „möglichst gleichberechtigten Zugang zu den Bildungsangeboten“ bezieht 

39	 BVerfGE 159, 355 (431 f.). Zutreffend hierzu auch: Tenorth, 2022, S. 30, 45.
40	 BVerfGE 159, 355 (384 ff.); vgl. für die Forderung nach Einführung von Ethikunterricht an 

einer Grundschule schon: BVerfG, NVwZ 2018, S. 728 (730).
41	 Vgl. z. B. VGK Kassel, NVwZ 2020, S. 732; OVG Lüneburg, NdsVBl 2020, S. 254; VG Berlin, 

Beschl. v. 7. Mai 2020 – 3 L 167/20 –, juris. Zu den schulbezogenen Entscheidungen deut-
scher Verwaltungsgerichte während der Pandemie: Größl et al., 2020, S. 246 f.

42	 BVerfGE 159, 355 (390 ff.).
43	 BVerfGE 159, 355 (381, 390).
44	 Grundsätzlich zur Pflicht deutscher Hoheitsträger, Normen des internationalen Rechts eben-

so wie dazu ergangene Entscheidungen internationaler Gerichte aufgrund des Grundsatzes 
der Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes i. V. m. der Bindung der Rechtsprechung 
an Gesetz und Recht (Art.  20  Abs.  3  GG i. V. m. Art.  59  Abs.  2 GG) zu berücksichtigen 
und das nationale Recht unabhängig von dem Zeitpunkt seines Inkrafttretens im Einklang 
mit den Anforderungen des internationalen Rechts auszulegen: BVerfGE 151, 1 (29); 128, 
326 (366 ff.); 148, 296 (350 f.); 111, 307 (319, 323 f. und 328 ff.); BVerfG, NJW 2022, S. 2677 
(2679); NJW 2007, S. 499 (501 f.).
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sich der Erste Senat zudem auf Stellungnahmen und sonstige Verlautbarungen völ-
kerrechtlicher Kontrollorgane, wie dem Ausschuss des Sozialpaktes oder der Kin-
derrechtskonvention der Vereinten Nationen.45 Zwar entfalten Äußerungen solcher 
Ausschüsse, die auf der Ebene der Vereinten Nationen die Einhaltung der Staaten-
verpflichtungen aus einzelnen Menschenrechtspakten überwachen, keine bindende 
Wirkung für das Bundesverfassungsgericht. Wohl aber ist anerkannt, dass ihnen „er-
hebliches Gewicht“ zukommt und sich nationale Gerichte deshalb „im Rahmen einer 
völkerrechtsfreundlichen Auslegung des nationalen Rechts mit der Auffassung derarti-
ger Vertragsorgane auseinandersetzen [sollten]“46.47 Darüber hinaus wird die Bezug-
nahme auf Gewährleistungen im internationalen Recht einschließlich der dazu ergan-
genen Dokumente vom Bundesverfassungsgericht immer wieder auch dazu genutzt, 
in der deutschen Verfassung verankerte Grundrechte weiterzuentwickeln.48 Wichtige 
Impulse für eine weitere Konkretisierung des Schutzbereichs des Rechts auf schuli-
sche Bildung in seiner teilhaberechtlichen Dimension, das einen diskriminierungs- 
und willkürfreien Zugang zu den vorhandenen Schulen fordert, könnten deshalb von 
den zahlreichen Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(EGMR) zur strukturellen Benachteiligung bestimmter Gruppen von Schüler*innen 
ausgehen (vgl. auch: Reimer, 2021, S. 373; von Landenberg-Roberg, 2022, S. 392, 395). 
Das gilt für schul- und unterrichtsbezogene Diskriminierungen von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderung.49 Mindestens ebenso bedeutsam für das deutsche Schul-
system könnte aber auch diejenige Rechtsprechung des Gerichtshofes in Straßburg 
werden, die sich mit mittelbaren Diskriminierungen der Angehörigen bestimmter Be-
völkerungsgruppen beschäftigt, welche statistisch nachweisbar dadurch diskriminiert 
werden, dass sie z. B. zu einem unverhältnismäßig großen Anteil in Förderschulen 
unterrichtet50 oder in speziellen Vorbereitungsklassen in Nebengebäuden der Schu-
le untergebracht51 werden. Denn jedenfalls in westdeutschen Bundesländern werden 
Kinder mit nicht deutscher Staatsangehörigkeit und/oder Familiensprache deutlich 
häufiger direkt an Förderschulen eingeschult als Kinder mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit bzw. Familiensprache, obgleich diese Diskrepanzen beim Förderanteil kaum 
auf Behinderungen oder Entwicklungsverzögerungen beruhen dürften (Autor:in-
nengruppe Bildungsberichterstattung, 2022, S. 9, 113 ff.). Das Bildungsrecht verletzen-
de mittelbare Diskriminierungen können ferner gegeben sein, wenn ganze Schulen52 
oder einzelne Klassen53 aufgrund angeblich vorhandener Sprachschwierigkeiten nur 

45	 BVerfGE 159, 355 (429 f.).
46	 BVerfGE 151, 1 (29).
47	 Speziell für den Ausschuss der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen auch: 

BVerfGE 128, 282 (306); 142, 313 (345 ff.); 149, 293 (330 f.). 
48	 Vgl. z. B. zu sog. „Triage“-Entscheidungen, die Menschen mit Behinderung benachteiligen: 

BVerfGE 160, 79 (115 ff.).
49	 EGMR 10.9.2020–59751/15, Rn.  70 – G.L.; EGMR, NZS 2017, S.  299 (301) – Çam; vgl. 

auch: Bitter, 2022, Rn. 15a.
50	 EGMR, NVwZ 2008, S. 533 – D. H. u. a.; 29.1.2013 – 11146/11, Rn. 105, 110, 127 ff. – Hor-

váth und Kiss.
51	 EGMR 5.6.2008 – 32526/05, Rn. 66 ff. – Sampanis u. a. 
52	 EGMR 11.12.2012  –  59608/09, Rn.  75 ff. – Sampani u. a.; 30.5.2013  –  7973/10, Rn.  61 ff. – 

Lavida u. a.
53	 EGMR 16.3.2010 (GK) – 15766/03, Rn. 143 ff. – Oršuš u. a. 
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von Kindern aus einer bestimmten Bevölkerungsgruppe besucht werden. Zudem be-
schränken sich diese zur Diskriminierung von Kindern von Rom*nja in verschiede-
nen Konventionsstaaten der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) ent-
wickelten Grundsätze nicht auf ein Verbot mittelbarer Diskriminierung. Vielmehr 
können sich nach Ansicht des EGMR aus dem in Art. 2 des Ersten Zusatzprotokolls 
zur EMRK garantierten Recht auf Bildung in Verbindung mit dem in Art. 14 EMRK 
normierten Diskriminierungsverbot unter Umständen auch Pflichten zur Förderung 
und – im Interesse der Förderung – zur formalen Ungleichbehandlung benachteilig-
ter Minderheiten ergeben (hierzu auch: Altwicker, 2011, S. 300; Folz, 2009, S. 400 ff.).

Erinnert man sich an die in unzähligen Schulleistungsstudien zum deutschen Schul- 
und Bildungssystem empirisch belegten Benachteiligungen bestimmter Gruppen 
von Schüler*innen, die insbesondere den im internationalen Vergleich besonders 
stark ausgeprägten Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
dokumentieren, kann die Bedeutung der Rechtsprechung des EGMR für die weite-
re Entwicklung des Rechts auf schulische Bildung nur schwerlich bestritten werden. 
Schüler*innen aus sozioökonomisch schwächeren Milieus und/oder mit einem Mi-
grationshintergrund weisen im Vergleich mit Schüler*innen aus stärkeren Milieus 
schlechtere Leistungen auf54, sie haben häufiger keinen Schulabschluss, keine abge-
schlossene Berufsausbildung oder Abitur55 und sie stellen einen Großteil der so ge-
nannten Risikoschüler*innen dar, die nicht einmal über basale Kompetenzen verfü-
gen.56 Während der Pandemie haben sich die sozialen Disparitäten weiter verschärft 
(Wößmann et al., 2020). In den Grundschulen waren sie laut dem aktuellen Bildungs-
trend des Instituts zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen, der im Auftrag der 
Kultusminister*innen für den Primarbereich regelmäßig das Erreichen der Bildungs-
standards in den Fächern Deutsch und Mathematik untersucht, noch nie so stark wie 
im Jahr 2021 (Sachse et al., 2022, S. 179). Dass es sich hierbei um eine strukturelle Be-
nachteiligung handelt, wird deutlich, wenn man berücksichtigt, dass die Chancen auf 
eine Gymnasialempfehlung von Akademiker*innenkindern im Vergleich zu Kindern 
aus Arbeiter*innenfamilien selbst bei gleichen Leistungen und bei gleichen kogniti-
ven Grundfähigkeiten deutlich höher ausfallen (McElvany et al., 2023, S.  21; Stubbe 
et al., 2023b, S.  240 ff.).57 Vor diesem Hintergrund liegt das innovative Potenzial sei-
ner derivativen Gewährleistungsdimension in der Sensibilität des auf weitere Konkre-
tisierung angewiesenen Rechts auf schulische Bildung gegenüber dem internationalen 
Recht (vgl. auch: Langenfeld, 2022, Rn.  37). Dies gilt insbesondere im Hinblick auf 

54	 Für mathematische und Lesekompetenzen vgl. nur die Ergebnisse der letzten PISA- und 
IGLU-Studien: Lewalter et al., 2023; Stubbe et al., 2023a.

55	 Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung, 2022, S. 6, 10, 159 ff.
56	 Je nach Kompetenzbereich verfehlen 18 bis 30 % der Schüler*innen in der vierten Klasse be-

reits die Mindeststandards, wobei die Anteile in einzelnen Bundesländern mit bis zu 36 % in 
einzelnen Kompetenzbereichen sogar noch deutlich höher ausfallen, vgl. Stanat et al., 2022, 
S. 281.

57	 Vgl. auch: Wößmann et al., 2023, S. 38, denen zufolge Kinder, deren Eltern in den Katego-
rien Abitur oder anderer Schulabschluss, alleinerziehend oder in partnerschaftlicher Eltern-
schaft, Migrationshintergrund oder nicht sowie Einkommensviertel oder Arbeitslosigkeit im 
untersten Zehntel liegen, nur eine Wahrscheinlichkeit von 17,1 % für einen Gymnasialbe-
such haben, während Kinder mit Eltern im obersten Zehntel eine Chance von 80,2 % haben.
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eine bereits ausdifferenzierte und in Teilen im Vergleich zu Deutschland progressivere 
Rechtsprechung internationaler Gerichte sowie die regelmäßigen Staatenberichte und 
sonstige Verlautbarungen von Menschenrechtsausschüssen.

3	 Offene Fragen des Rechts auf schulische Bildung

Ob und inwieweit das Grundrecht auf schulische Bildung in der Zukunft sein Poten-
zial entfalten wird, hängt indessen nicht nur von seiner Responsivität gegenüber dem 
internationalen Recht ab. Entscheidend dürfte für die weitere Entwicklung sein, dass 
offene Fragen, die der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aufgeworfen hat, in 
der Zukunft beantwortet werden. Soweit es um die abwehrrechtliche Dimension geht, 
ist abseits drastischer Maßnahmen wie Schulschließungen fraglich, wann eine Beein-
trächtigung „von außen“ kommt. Stellt eine Schule ein Sprachangebot aus pädagogi-
schen Gründen oder wegen unzureichender Anmeldungen ein, ist dies vermutlich 
nicht der Fall und die Maßnahme wäre allein am Leistungsanspruch zu messen. An-
ders könnte es hingegen sein, wenn das Sprachangebot mangels Personals oder finan-
zieller Mittel eingestellt wird (Beispiel nach: Nettesheim, 2022, S. 532).58 Wie bei ande-
ren Grundrechten, die auf die Ausgestaltung durch den Staat angewiesen sind, bereitet 
bei der abwehrrechtlichen Dimension zudem grundsätzlich die Frage Schwierigkei-
ten, wann ein Eingriff in den Schutzbereich des Grundrechts vorliegt (zu der ebenfalls 
schwierigen Unterscheidung von Eingriff und Ausgestaltung bei der Rundfunkfreiheit 
aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG: Eifert, 2015, S. 359 ff.). Diesbezüglich scheint das Bundes-
verfassungsgericht sicherlich auch bedingt durch die im Zentrum seiner Entscheidung 
stehenden Schulschließungsmaßnahmen zum einen auf die Dauer einer die Schule 
von außen beeinträchtigenden Maßnahme zu schauen (ebenso: Bülow, 2021, S.  196; 
von Ladenberg-Roberg, 2022, S. 394). Zum anderen betrachtet der Erste Senat sowohl 
den schulischen Unterricht als auch die Schule als einen sozialen Raum. Ob eine be-
stimmte Maßnahme einen Eingriff in das Grundrecht auf schulische Bildung in seiner 
abwehrrechtlichen Funktion darstellt, bestimmt sich deshalb nicht nur danach, ob die 
Maßnahme „Lern- und Kompetenzverluste“59 bewirkt. Relevant ist daneben, ob und 
inwieweit die Schulen den „Erwerb sozialer Bildung“, „die für die Persönlichkeitsent-
wicklung wichtige Gruppenfähigkeit“ sowie die „Aufrechterhaltung sozialer Kontakte 
in Interaktion mit anderen“ zu ermöglichen in der Lage sind.60 Die Aufrechterhaltung 
dieser Funktion der Schule trifft sich schließlich mit der in anderen Zusammenhän-

58	 Kritisch auch: Lindner, 2022, S.  735 f., nach dem „[n]ahezu jegliche schulrechtliche Rege-
lung“ als Eingriff in Betracht kommt. So wohl auch: von Ladenberg-Roberg, 2022, S.  394, 
demzufolge als Eingriffe in den Schutzbereich der abwehrrechtlichen Dimension des Rechts 
auf schulische Bildung „sowohl ‚schulinterne‘ (z. B. der temporäre Schulausschluss einer 
Schülerin als Ordnungsmaßnahme) wie auch ‚schulexterne‘ staatliche Maßnahmen (etwa 
Schulschließungen aus Gründen des Infektionsschutzes) in Betracht [kommen]“.

59	 BVerfGE 159, 355 (414).
60	 BVerfGE 159, 355 (414 f.). An einer späteren Stelle des Beschlusses stellt das Gericht zudem 

unter Bezugnahme auf die Stellungnahmen angehörter Fachverbände fest, „dass mit dem 
Wegfall des Präsenzschulbetriebs ein wichtiger Sozialisationsraum für Kinder und Jugendli-
che entfallen sei“ (a. a. O., S. 417). 
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gen – beispielsweise beim Homeschooling61 oder dem Verlangen nach Befreiung von 
einzelnen Schulfächern oder Schulveranstaltungen62 – in jüngster Zeit vermehrt her-
vorgehobenen Integrationsaufgabe der Schule (Avenarius, 2015; Ladeur, 2014). 

Vor allem aber der vom Bundesverfassungsgericht postulierte „unverzichtbare Min-
deststandard von Bildungsangeboten an staatlichen Schulen“, auf den mit der originä-
ren Leistungsdimension des Rechts auf schulische Bildung ein einklagbarer Anspruch 
gegen den Staat besteht, bedarf der Konkretisierung. Ansonsten lässt sich justiziell gar 
nicht klären, ob ein bestimmter curricularer, organisatorischer oder ausstattungs- bzw. 
ressourcenbezogener Standard schulischer Bildung den verfassungsrechtlichen An-
forderungen gerecht wird oder nicht. Ausgerechnet hierzu bleibt das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Beschluss mit Ausnahme der grundsätzlichen Forderung nach 
Distanzunterricht im Falle des Wegfalls von Präsenzunterricht aufgrund pandemie-
bedingter Schulschließungen63 jedoch inhalts- und konturlos. Der eher beiläufige und 
äußerst knappe Hinweis, dass sich der unverzichtbare Mindeststandards „nach allge-
meiner Auffassung“64 richten soll, ist in keiner Weise geeignet, das Recht auf schuli-
sche Bildung in seiner originären Leistungsdimension zu konkretisieren und justizi-
abel zu machen (kritisch auch: Nettesheim, 2022, S. 534). Substanziell gefüllt werden 
kann die „allgemeine Auffassung“ über den unverzichtbaren Mindeststandard staat-
licher Bildungsleistungen nur, wenn Erkenntnisse der empirischen Bildungsforschung 
und der Erziehungswissenschaft vom Gesetzgeber und der Rechtswissenschaft nicht 
nur rezipiert werden (ebenso: Christ, 2023, S. 6). Inhalt und Grenzen des unverzicht-
baren Mindeststandard müssen transdisziplinär, d. h. mit Blick auf die schulische 
Praxis und unter Beteiligung von Praktiker*innen aus Schulen, Schulaufsichtsbehör-
den und Kultusministerien, gemeinsam bestimmt werden.65 Mit dem Grundrecht auf 
schulische Bildung wird man dann sicherlich nicht die Einführung neuer Schulfächer 
oder die Vermittlung zusätzlicher Kompetenzen durchsetzen können (Lindner, 2022, 
S.  737). Mit Ausnahme der Hauptfächer, die grundlegende Kulturtechniken vermit-
teln, gehören weder einzelne Fächer noch Kompetenzen „nach allgemeiner Auffas-
sung“ in der Bildungsforschung und Erziehungswissenschaft zu dem für die „chan-
cengleiche Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten unverzichtbaren 
Mindeststandards von Bildungsangeboten“. Zudem dürfte zusätzlich in das bestehende 
schulische Programm integrierten Fächern und Kompetenzen kaum eine Relevanz für 
(strukturelle) Benachteiligungen bestimmter Schüler*innengruppen zukommen. Aus 

61	 BVerfG, FamRZ 2006, 1094 (1095); BVerfG, NVwZ 2003, S. 1113 (1113). Der EGMR hat in 
der strikten Durchsetzung der Schulpflicht in Deutschland keinen Verstoß gegen die Men-
schenrechte aus der EMRK gesehen: EGMR, Entsch. v. 11.9.2006, Nr.  35504/03 – Konrad; 
EGMR, FamRZ 2019, 449 – Wunderlich.

62	 BVerwG, NVwZ 2014, 237 (Krabat); BVerwGE 147, 362 (Burkini).
63	 BVerfGE 159, 355 (427 ff.). Einige Bundesländer haben in der Folge die unter verschie-

denen Bedingungen mögliche Ersetzung des Präsenzunterrichts durch einen Distanz-
unterricht explizit geregelt, so z. B. Bayern (§  19  Abs.  4  BaySchO), Hessen (§§  69  Abs.  6, 
83  b  SchulG  HE), Sachsen (§  38b  Satz  1  SächsSchulG) sowie implizit auch das Saarland 
(§ 52a SchOG).

64	 BVerfGE 159, 355 (386, 390). 
65	 Der Begriff und erste konzeptionelle Ansätze von Transdisziplinarität gehen auf Jürgen Mit-

telstraß zurück, vgl. Mittelstraß, 1987. Aufschlussreich hierzu: www.transdisciplinarity.ch.
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diesen Gründen dürfte es das Bundesverfassungsgericht leicht haben, entsprechende 
Forderungen unter Verweis auf den außerhalb des unverzichtbaren Mindeststandards 
bestehenden weiten Spielraum von Legislative und Exekutive bei der Gestaltung des 
Schulwesens zurückzuweisen. Deshalb wird es auch nicht darum gehen, am Maßstab 
des Rechts auf schulische Bildung mit seiner originären Leistungsdimension danach 
zu fragen, ob die pädagogische Arbeit der Lehrkraft im Klassenzimmer oder die För-
derung einzelner Schüler*innen dem unverzichtbaren Mindeststandard entspricht (so 
aber: Nettesheim, 2022, S.  534). Eine Juridifizierung durch das Recht auf schulische 
Bildung wird nicht unmittelbar die pädagogische Arbeit in den Schulen betreffen, 
sondern gestützt auf Erkenntnisse der Bildungsforschung und Erziehungswissenschaft 
organisatorische, strukturelle und inhaltliche Aspekte schulischer Bildung und Erzie-
hung auf systemischer Ebene. Zu denken ist etwa an die Einführung einer verpflich-
tenden Ganztagsschule (Hanschmann, 2023) oder an eine an Sozialindizes orientierte 
Ressourcenverteilung (Gröschner, 2020, 2021; Weishaupt, 2016). Eine besondere Ver-
bindung scheint der im Rechtssystem postulierte Anspruch auf Einhaltung eines „un-
verzichtbaren Mindeststandards schulischer Bildung“ insbesondere aber auch zu der 
von Bildungsforscher*innen in einer Expertise bereits 2003 nachdrücklich empfohle-
nen Einführung von Bildungsstandards in Gestalt von Minimalstandards (Klieme et 
al., 2003, S. 27) zu haben. Denn anders als bei den von der Kultusminister*innenkon-
ferenz präferierten und derzeit geltenden Regelstandards, die nur im Durchschnitt er-
reicht werden müssen, darf bei Minimalstandards keine Schülerin bei Abschluss ihrer 
Schullaufbahn hinter die in den Standards festgelegten Ziele zurückfallen. Den Aus-
tausch von Rechtswissenschaft, Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung vor-
ausgesetzt, wird die Bedeutung des neuen Grundrechts auf schulische Bildung nicht 
nur über den Anlass seiner Entstehung in Gestalt des Verbots von Präsenzunterricht 
hinausgehen. Sowohl in seiner derivativen als auch originären Leistungsdimension 
wird es bildungspolitische Entscheidungen im „Normalbetrieb“ beeinflussen – und ih-
nen Grenzen setzen. Vor allem aber kann das Grundrecht dann sein Potenzial entfal-
ten, Benachteiligungen im deutschen Schulsystem, die auch struktureller Natur sind, 
entgegenzuwirken und für mehr Bildungsgerechtigkeit zu sorgen.
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Das neue Bildungsgrundrecht im Spiegel von  
Empirie und Gerechtigkeitstheorie

Zusammenfassung
Mit der im November 2021 erfolgten Anerkennung eines Rechts auf schulische Bildung 
im Bundesverfassungsgerichtsbeschluss „Bundesnotbremse II“ sind nicht nur Rechtswis-
senschaft, sondern auch die Bildungswissenschaften und die empirische Bildungsfor-
schung aufgefordert, sich der Diskussion um Form, Inhalt, Aussagen und Implikationen 
dieses neuen Bildungsgrundrechts insbesondere im Hinblick auf die Gewährleistungsdi-
mension des unverzichtbaren Mindeststandards schulischer Bildung zu stellen. Ein ent-
sprechender Diskurs steht bis dato noch aus.
Vor diesem Hintergrund zielt der vorliegende Beitrag darauf, mögliche (theoretische 
wie empirische) Konvergenzpunkte zwischen Bildungswissenschaft und empirischer Bil-
dungsforschung einerseits sowie dem Beschluss bzw. dem neuen Bildungsgrundrecht an-
dererseits aufzuzeigen, indem er die Bedeutung des Beschlusses skizziert, empirische 
Evidenz zur Konkretisierung des Mindeststandards hinsichtlich dessen Output- sowie In-
putdimension exemplarisch darstellt und die hier aufgeworfenen Fragen schließlich ge-
rechtigkeitstheoretisch einordnet.
Schlüsselwörter: Recht auf Bildung; Bildungsrecht; Mindeststandard; Bildungsminimum

The New Right to Education in the Light of Empirical Evidence and 
the Theory of Justice

Abstract
With the recognition of a right to school education in the German Federal Constitutional 
Court’s decision “Bundesnotbremse II” in November 2021, not only jurisprudence, but 
also educational science and empirical educational research are called upon to face the 
discussion on the form, content, statements and implications of this new right, especial-
ly with regard to the guarantee dimension of the indispensable minimum standards of 
school education. A corresponding discourse has yet to take place.
Against this background, this article aims to identify possible (theoretical and empirical) 
points of convergence between educational science and empirical educational research on 
the one hand and the decision and the new right to school education law on the other, by 
outlining the significance of the resolution, classifying empirical evidence on the concreti-
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zation of the minimum standards with regard to their output and input dimension and, 
finally, giving a justice-theoretical perspective to the questions raised here.
Keywords: right to education; education law; minimum standard; education minimum

1	 Das neue Bildungsgrundrecht

Mit dem Beschluss Bundesnotbremse II vom 19.  November  2021 (1  BvR 971/21, 
Rn. 1–222) hat das Bundesverfassungsgericht erstmals in der Geschichte des Bildungs-
verfassungsrechts auf Ebene des Grundgesetzes ein Recht auf schulische Bildung an-
erkannt, konkret aus Art. 2 Abs. 1 (allgemeines Persönlichkeitsrecht) in Verbindung mit 
Art. 7 Abs. 1 GG (staatliche Schulaufsicht) (Degenhart, 2022). Gab es bis dahin nur we-
nige Rechtswissenschaftler*innen, die entgegen der herrschenden Lehre und ständigen 
Rechtsprechung die verfassungsrechtliche Verankerung eines Bildungsgrundrechts als 
Teil des allgemeinen Persönlichkeitsrechts von Kindern und Jugendlichen abgeleitet 
haben (vgl. Richter, 2001; Rux, 2018, Rn. 129–856; Stein & Roell, 1988; Wapler, 2015), 
avanciert deren Argumentation nun zur herrschenden Meinung. Der Beschluss reiht 
sich damit in die wenigen Beispiele ein, mit denen sich das Bildungs(verfassungs-)
recht aus sich selbst heraus fortbildet (z. B. die Adaption des Strafgefangenenbeschlus-
ses vom 14. März 1972 auf den Schulbereich) – er hat „Meilenstein“-Charakter (Wra-
se, 2021). Entsprechend ist innerhalb der rechtlichen Fachcommunity eine produktive 
Diskussion entstanden (kritisch: Lepsius, 2021; Nettesheim, 2021; positiv: El-Has-
san et al., 2021; Lischewski, 2021; Reimer, 2021; Wrase, 2021; zum Überblick: Gu-
ckelberger, 2022). Demgegenüber findet der Beschluss in den Bildungswissenschaften1 
(Ausnahme: z. B. Tenorth, 2022) und in der Bildungspolitik (Ausnahme: z. B. ZEIT-
Stiftung, o. J.) bis heute wenig Beachtung. Und das, obwohl insbesondere der richterli-
cherseits unkonkretisiert belassene Terminus Mindeststandard als Gewährleistungsdi-
mension des Rechts auf Bildung mit einem Diskussions- bzw. Konkretisierungsauftrag 
nicht nur an die Rechtswissenschaft, sondern auch an die Bildungswissenschaften und 
die empirische Bildungsforschung verbunden ist (Tenorth, 2022), deren Expertise das 
Gericht bereits im Vorfeld eingeholt hatte.

Daher zielt der vorliegende Beitrag darauf, mögliche (theoretische wie empirische) 
Konvergenzpunkte zwischen Bildungswissenschaften und empirischer Bildungsfor-
schung einerseits sowie dem Beschluss bzw. dem neuen Bildungsgrundrecht ande-
rerseits aufzuzeigen: Im ersten, grundlegenden Abschnitt werden hierzu zunächst 
die Bedeutung des Beschlusses bzw. dessen zentraler Aussagen für die bildungswis-
senschaftliche Fachcommunity aufbereitet (2). Der Fokus der weiteren Ausführungen 
wird sodann auf den Mindeststandard als Gewährleistungsdimension gelegt, wenn aus 
empirischer Perspektive ein erster Konkretisierungsversuch unter Rückgriff auf exem-
plarische Forschungsbefunde zu Bildungsoutput und -input unternommen wird (3). 
Die hierbei aufgeworfenen (Ungleichheits-)Fragen bilden den Ausgangspunkt für eine 

1	 Zur besseren Lesbarkeit und Einheitlichkeit wird der Begriff Bildungswissenschaften verwen-
det, wobei stets auf das sozialwissenschaftliche Doppelkonzept Erziehungs- und Bildungswis-
senschaften referiert wird.
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gerechtigkeitstheoretische Perspektivierung schulischer Angebotsstrukturen (4). In 
einem abschließenden Ausblick werden Potenzial, Grenzen und offene Punkte einer 
bildungswissenschaftlichen Diskussion um das neue Recht auf Bildung aufgezeigt (5).

2	 Die Bedeutung des neuen Bildungsgrundrechts für die 
Bildungswissenschaften

Die Verhältnisbestimmung von Rechtswissenschaft und Bildungswissenschaften in 
Fragen des Bildungs- und Schulrechts wird stetig thematisiert und problematisiert 
(Hugo & Heinrich, 2021; Tenorth, 2015). Angesichts des dominierenden „Austausch- 
und Diskursdefizits“ bezüglich rechtlicher Themen (Hugo, i. Vorb.) finden sich verein-
zelt Plädoyers für die Notwendigkeit des interdisziplinären Schulterschlusses beider 
Disziplinen mit Blick auf Schule und Bildung als gemeinsame Bezugspunkte (ebd.; 
vgl. schon Pieske, 1979). Ein solcher Austausch ist angesichts des einschneidenden 
Charakters des Beschlusses Bundesnotbremse II, so wird hier argumentiert, besonders 
angezeigt: Letzterer bescheidet der Sache nach zwar mehrere Verfassungsbeschwer-
den gegen die infektionsschutzrechtlichen Maßnahmen an Schulen während der Co-
rona-Pandemie (v. a. Maskenpflicht, Testpflicht, Schulschließungen) – und lehnt diese 
ab; allerdings wird in der Beschlussargumentation nach Jahrzehnten der Zurückhal-
tung mit Tendenz zur Ablehnung (z. B. BVerfGE 45, 400/417) unerwartet erstmals ein 
Recht auf schulische Bildung sowie zugehörige Gewährleistungsdimensionen grund-
gesetzlich anerkannt.

Allgemein zeigt sich damit die Bedeutung des Beschlusses hinsichtlich der subjektiven 
Rechtsposition schulische Bildung per se (Kap. 2.1), beschlussspezifisch anhand des dort 
vertretenen Stellenwerts schulischer Bildung für die Persönlichkeitsentwicklung von 
Kindern und Jugendlichen (Kap. 2.2) sowie anhand der Gewährleistungsdimensionen 
des neuen Bildungsgrundrechts (Kap. 2.3).

2.1	 Allgemeine Bedeutung: Schulische Bildung als Grundrecht

Allgemein sind Fragen nach Existenz, Form, Inhalt, Aussagen und Implikationen ei-
nes Rechts auf Bildung von Kindern und Jugendlichen seit jeher Gegenstand in ver-
schiedenen Diskurssträngen der modernen Bildungswissenschaften (für einen erzie-
hungsphilosophischen und soziologischen Überblick vgl. Tenorth, 2022; zur Historie 
vgl. Tenorth in diesem Band). Nicht selten wird in den jeweiligen Argumentatio-
nen auf rechtliche Regelungen des Völkerrechts (z. B. Art.  28  UN-KRK2; Art.  2  Satz 

2	 Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN-KRK) vom 20.11.1989. Ratifizierung 
durch die Bundesrepublik Deutschland am 06.03.1992 (BGBl. II 1992, S. 990).
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1 ZP 1 EMRK3; für das Recht auf inklusive Bildung vgl. Art.  24 UN-BRK4), des Eu-
roparechts (Art.  14  GrCH5), der Landesverfassungen (z. B. Art.  11  Abs.  1  LV  -  BW6; 
Art. 128 Abs. 1 BayVerf7; Art. 20 Abs. 1 Satz 1 LV - HB8) oder der Landesschulgeset-
ze (z. B. § 1 Abs. 1 SchG BW9; § 4 Abs. 1 BremSchulG10) rekurriert. Umgekehrt wur-
de, obwohl vergangene Entscheidungen um ein Recht auf Bildung vornehmlich die 
Hochschulbildung oder Ausbildung betreffen (vgl. Numerus-Clausus-Urteil, BVerfGE 
33, 303), in rechtswissenschaftlichen Diskursen das schulische Recht auf Bildung stets 
mitdiskutiert. In den Bildungswissenschaften und in der empirischen Bildungsfor-
schung ist bis heute jedoch weitgehend unbekannt, dass es auf Bundesebene ein eben-
solches Recht  – allerdings ausschließlich für schulische Bildung  – als eigene Rechts-
position erst seit relativ kurzer Zeit, konkret seit besagtem Beschluss gibt. Mit diesem 
avanciert das Recht auf schulische Bildung bundesweit zu einer subjektiven und damit 
einklagbaren Rechtsposition und wird in den Grundrechtskatalog des Grundgesetzes 
aufgenommen (Christ, 2023). Angesichts der lediglich punktuellen Rezeption in den 
Bildungswissenschaften stellt allein das Wissen um den Beschluss und die dort erfolg-
te Anerkennung eines Bildungsgrundrechts mit seinen einzelnen Gewährleistungsdi-
mensionen für sich einen Mehrwert für die bildungswissenschaftliche Diskussion dar.

2.2	 Bedeutung schulischer Bildung für die Persönlichkeitsentwicklung der 
Schüler*innen

Den Kern der Argumentation des Beschlusses zur rechtlichen Herleitung des Bildungs-
grundrechts bildet die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen bzw. 
deren Stellenwert im Kontext schulischer Bildung. So wird dann das Recht auf schuli-
sche Bildung auch definiert als 

3	 Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
vom 04.11.1950 (BGBl. II 1952, 14, S. 685, ber. vom 07.08.1952 (BGBl. II 1952, 17, S. 953)), 
i. d. F. der Neubekanntmachung vom 17.05.2002 (BGBl. II 2002, 18, S. 1054).

4	 Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) 
vom 13.12.2006. Ratifizierung durch die Bundesrepublik Deutschland am 24.02.2009 
(BGBl. II 2008, 35, S. 1419 f.).

5	 Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GrCH) vom 30.03.2010 (ABl. 2010, C83, 
S. 389).

6	 Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV  -  BW) vom 11.11.1953 (GBl. Baden-
Württemberg, 1953, 29, S.  173), zul. geänd. durch Gesetz vom 26.04.2022 (GBl. Baden-
Württemberg, 2022, S. 237).

7	 Verfassung des Freistaates Bayern (BayVerf) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15.12.1998 
(GVBl. Bayern, 1998, S.  991 f.), zul. geänd. durch Gesetze vom 11.11.2013 (GVBl. Bayern, 
2013, S. 638 ff.).

8	 Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen (LV  -  HB) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 12.08.2019 (GBl. Bremen, 2019, S. 524, 527), zul. geänd. durch Gesetz vom 28.02.2023 
(GBl. Bremen, 2023, S. 204).

9	 Schulgesetz für Baden-Württemberg (SchG) vom 01.08.1983 (GBl. Baden-Württemberg, 
1983, 15, S.  397 ff.), zul. geänd. durch Gesetz vom 22.12.2022 (GBl. Baden-Württemberg, 
2023, 37, S. 589 f.).

10	 Bremisches Schulgesetz (BremSchulG) vom 28.06.2005 (GBl. Bremen 2005, 31, S.  260 ff., 
ber. in GBl. 2005, 38, S.  388, zul. ber. in GBl. 2005, 39, S.  398 f.), zul. geänd. durch Gesetz 
vom 14.12.2021 (GBl. Bremen 2021, 147, S. 913 ff.).
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„ein Recht gegenüber dem Staat, ihre [der Kinder und Jugendlichen; Anm. durch 
die Autor*innen] Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit 
auch in der Gemeinschaft durch schulische Bildung gem. dem Bildungsauftrag 
nach Art. 7 Abs. 1 GG zu fördern (Recht auf schulische Bildung)“ (Rn. 47).

Aus der Unterstützung und Förderung der Persönlichkeitsentwicklung von Kindern 
und Jugendlichen als gemeinsamer Zielsetzung von Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 GG 
leitet das Bundesverfassungsgericht das Recht auf schulische Bildung als subjektiv-
rechtliches „Gegenstück“ der objektiv-rechtlichen Pflicht des Staates zur Bereitstellung 
schulischer, auf ebendiese Persönlichkeitsentwicklung gerichteter Bildungsangebote ab 
(Rn.  48). Umgekehrt wird so schulische Bildung zu einer Grundbedingung für die 
chancengerechte Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten (Rn. 50 f.): 

„Die Schulbildung erfüllt so auch die Aufgabe, […] durch die Herstellung glei-
cher Bildungschancen alle Kinder und Jugendlichen zu einer selbstbestimmten 
Teilhabe an der Gesellschaft zu befähigen“ (Rn. 51).

Jenseits der sonst in verfassungsgerichtlichen Entscheidungen vorherrschenden Beto-
nung gesamtgesellschaftlicher Funktionen von Schule und Bildung (z. B. Integrations-
funktion in BVerfGE  34, 165/183; 41, 29/44; 98, 218/252), ist mit der Anerkennung 
eines subjektiven Bildungsgrundrechts inklusive Leistungsansprüchen ein Shift zur 
Relevanz schulischer Bildung für die Individualebene der Schüler*innen zu verzeich-
nen: Das Individuum und dessen Persönlichkeitsentwicklung stehen nun im Mittel-
punkt (Reimer, 2022). Damit wird einerseits bisherigen bildungswissenschaftlichen 
Argumentationen, die ein Recht auf (schulische) Bildung konstatierten, gleichsam 
nachträglich ein rechtliches Argument an die Hand gegeben. Andererseits zeigt sich 
damit die aktuelle Verfassungsrechtsprechung in einer Linie mit der grundsätzlichen 
Fokussierung auf die Schüler*innen (bzw. deren schulisches Outcome).

2.3	 Bedeutung der Gewährleistungsdimensionen

Von besonderer Bedeutung sind ferner die Gewährleistungsdimensionen des Bildungs-
grundrechts als Teil der Beschlussargumentation: 

•	 die Leistungsdimension i. S. e. „Anspruch[s] auf Einhaltung eines für [die] chancen-
gleiche Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten unverzichtbaren 
Mindeststandards von Bildungsangeboten“ (Leitsatz 2a);

•	 die Teilhabedimension, d. h. das „Recht auf gleichen Zugang zu staatlichen Bildungsan-
geboten im Rahmen des vorhandenen Schulsystems“ (Leitsatz 2b) sowie die

•	 Abwehrdimension bzw. ein „Abwehrrecht gegen Maßnahmen, welche das aktuell er-
öffnete und auch wahrgenommene Bildungsangebot einer Schule einschränken“ (Leit-
satz 2c).

Die letzten beiden Dimensionen beziehen sich aus juristischer Perspektive auf Grund-
rechtsfunktionen, die auch bei vielen anderen Einzelgrundrechten anerkannt sind. Sie 
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seien jedoch für die*den juristitsche*n Laiin*en kurz erläutert: Die im grundrechts-
dogmatischen Sinne klassische Abwehrdimension dient dem Schutz vor staatlichen 
Eingriffen, hier in das Recht auf schulische Bildung von Kindern und Jugendlichen 
durch staatliche Maßnahmen „von außen“. Damit erstreckt sich das Abwehrrecht we-
der auf das staatlicherseits geschaffene Schulsystem als Ganzes noch auf die system-
bezogenen Einzelaspekte (z. B. Ordnungsmaßnahmen), sondern nur auf Maßnahmen, 
die sich auf die im bestehenden System geschaffenen Bildungsangebote richten und 
deren Wahrnehmung einschränken (z. B. durch Schulschließungen). Mit dem Teilha-
berecht (auch: derivatives Leistungsrecht, BVerfGE  33, 303; 43, 291) wird der Zugang 
zu den staatlicherseits geschaffenen vorhandenen Bildungsangeboten/-maßnahmen 
abgesichert, ohne Leistungsansprüche auf die Schaffung neuer Angebote zu begrün-
den. Diese Gewährleistungsdimension stellt insofern rechtlich wenig Neues dar, als 
mit Verweis auf Art.  3  Abs.  1  GG (allgemeiner Gleichheitssatz) ein solches Teilhabe-
recht Konsens in der bisherigen Rechtsprechung und Literatur gewesen ist.

Besondere Bedeutung kommt hingegen Leitsatz 2a zu, dem Anspruch auf „Einhal-
tung eines […] unverzichtbaren Mindeststandards von Bildungsangeboten“ (Herv. 
durch die Autor*innen). Allgemein wird hier ein auf Ebene des Grundgesetzes sonst 
selten vorkommendes originäres Leistungsrecht geschaffen (wichtigste Ausnahme: 
Existenzminimum aus Art.  1  Abs.  1 i. V. m. Art.  20  Abs.  1 [Sozialstaatsprinzip]). Im 
schulischen Bereich wird im Gegensatz zu der bis dato vorherrschenden nahezu unbe-
grenzten Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers in Bildungsfragen (Hanschmann, 
2019, S.  115; kritisch: Bremm et al., 2023) erstmals eine ggf. gerichtlich einklagbare 
Untergrenze staatlicherseits geleisteter Bildungsangebote gesetzt. Die besondere Bri-
sanz dieser Dimension generiert sich aus ihrer Unbestimmtheit: So bleibt unkonkret, 
was hierunter zu subsumieren ist. Mit dem Verweis auf das Handbuch des Verfas-
sungsrechts von Glotz und Faber (1994) innerhalb des Beschlusses wird eine Quel-
le referenziert, die mit einem „Mindestmaß“ schulischer Bildung zunächst lediglich 
ein quantitatives Minimum (Quantitätsstandard) adressiert: Der Gesetzgeber müsse 
seine Entscheidungen darüber, mit welchen bildungspolitischen Maßnahmen er das 
Entfaltungsrecht des Kindes gewährleisten will, in Abwägung mit anderen Individu-
al- oder Gemeinschaftsgütern treffen. Hierbei kämen ihm große Gestaltungsspielräu-
me zu, die er erst dann verlassen würde, wenn eine „quantitative Untergrenze der öf-
fentlichen Bildungsvorsorge“ (Oppermann, zit. n. Glotz & Faber, 1994, S. 1376) nicht 
mehr gewährleistet ist. Liest man den Beschluss vor dem Hintergrund dieses Verwei-
ses, so beinhaltet ein Recht auf Bildung bzw. dessen Mindeststandard nicht zwingend, 
dass gewisse Qualitätsstandards gewahrt werden, sondern vielmehr, dass es ein (der 
Anzahl nach) ausreichendes Bildungsangebot (Schulen, Lehrkräfte, Unterrichtsstun-
den) geben soll. Im Unterschied zu Glotz und Faber, die die Rolle der bildungswis-
senschaftlichen Bezugsdisziplinen und der Bildungsforschung in der Diskussion um 
Qualitätsstandards schulischer Bildung rein auf bildungspolitischer Ebene verorten, 
ist bildungswissenschaftliche Expertise integraler Bestandteil des Bundesverfassungs-
gerichtsbeschlusses (Rn.  22–23) bzw. wurde vorab mittels eines Fragebogens seitens 
des Gerichts eingeholt. Damit ist davon auszugehen, dass der verfassungsgerichtliche 
Mindeststandard über das Oppermann’sche Mindestmaß hinausgeht und bildungswis-
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senschaftliche Erkenntnisse in qualitativer wie quantitativer Hinsicht zur Konkretisie-
rung des Bildungsgrundrechts nötig sind.

Dabei ist jedoch Vorsicht geboten: Zwar verwendet das Gericht den zum Kompetenz-
diskurs homonymen Terminus des Mindeststandards (Klieme et al., 2003); gleichwohl 
deuten die hier exemplifizierte Argumentation des Beschlusses einerseits, die Veranke-
rung des Bildungsgrundrechts im allgemeinen Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 GG) 
andererseits und schließlich der Zusatz „schulischer Bildungsangebote“ darauf hin, 
dass es weniger um eine Definition spezifischer standardisierbarer kompetenzbezoge-
ner Minimalstandards geht denn um ein – wie auch immer geartetes – angebotsseiti-
ges Mindestmaß schulischer Bildung, wie es in den Bildungswissenschaften seit dem 
Beginn der Moderne aus sozialphilosophischer, anerkennungs- oder gerechtigkeitsthe-
oretischer Perspektive in der Frage um das sogenannte Bildungsminimum (Tenorth, 
2022) thematisiert wird.

Geht man, wie hier vertreten, davon aus, dass das Recht auf schulische Bildung neben 
einem quantitativen auch einen qualitativen Mindeststandard absichern soll, bewegt 
sich ein prospektiver bildungswissenschaftlicher Diskurs um das neue Bildungsgrund-
recht notwendigerweise zwischen empirischen Forschungsbefunden zu Bildungsange-
boten und -outputs einerseits und den normativ-theoretischen Vorstellungen von Bil-
dung und dem Recht auf Bildung andererseits.

3	 Mindeststandard des neuen Bildungsgrundrechts zwischen Input 
und Output 

Eine erste Annäherung an das verfassungsgerichtliche Konzept des Mindeststandards 
aus empirischer Perspektive zeigt, dass  – anders, als es vielleicht erwartbar gewesen 
wäre  – nicht ein Mindeststandard von Bildungsoutputs, sondern von Bildungsange-
boten (kritisch: Nettesheim, 2021) formuliert wird. Für beides  – input- wie output-
bezogene Aspekte von Bildung  – finden sich in der breiten Landschaft empirischer 
Bildungsforschung (zum Überblick Tippelt & Schmidt-Hertha, 2018) vielfältige The-
menbereiche, Fragestellungen, methodische Zugänge und Erkenntnisse.

So ließe sich unter einen Mindeststandard auf der Outputseite z. B. die Zielsetzung 
fassen, dass (fast) alle Kinder bzw. Jugendlichen am Ende der Grundschule oder Se-
kundarstufe  I im Sinne eines vordefinierten Kompetenzstandards ausreichend lesen 
können, um ihre Persönlichkeit eigenverantwortlich entwickeln zu können (wozu die 
Beherrschung der Schriftsprache essenziell ist); oder dass möglichst kein*e Jugendli-
che*r ohne Abschluss die Schule verlässt. Darauf ist der Bundesverfassungsgerichtsbe-
schluss, der vom Mindeststandard schulischer Bildungsangebote spricht, jedoch nicht 
direkt anwendbar. Empirische Evidenzen belegen zwar, dass 18,6 Prozent aller Viert-
klässler*innen „an leicht auffindbaren Stellen im Text befindliche, konkrete Einzelin-
formationen [nicht] identifizieren oder wiedergeben“ können (Mindeststandard Lesen; 
Stanat et al., 2022, S. 43) oder 24,3 Prozent aller Neuntklässler*innen in Deutschland 
nicht über mathematische Kompetenzen verfügen, die bereits in der Grundschule ge-
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fordert waren und diese Schüler*innen „vermutlich nicht in der Lage sein [werden], 
selbst einfache mathematikhaltige Situationen im Alltag und Beruf zu bewältigen (z. B. 
einen ‚Dreisatzschluss‘ durchzuführen oder einen Prozentwert zu berechnen)“ (Min-
deststandard Mathematik; Stanat et al., 2019, S. 61). Diese Evidenzen sind jedoch im 
Sinne des Beschlusses voraussichtlich nicht unmittelbar justiziabel – es sei denn, es ge-
länge in individuellen Anträgen/Klagen der Rechtsträger*innen, diese Kennwerte mit 
dem Unterschreiten schulischer Mindeststandards vermittels angebotsseitiger staat-
licher Maßnahmen im Rahmen des vorhandenen Bildungssystems in einen Zusam-
menhang zu bringen. Sicherlich ist es normativ wünschenswert, dass alle Kinder und 
Jugendlichen am Ende ihrer Schulzeit ausreichend lesen können und einen Schulab-
schluss erreichen etc. Dem ließe sich entgegenhalten, dass der Staat dafür aber nur 
die personellen und materiellen Grundvoraussetzungen schaffen kann. Einige Schü-
ler*innen werden trotz ausreichender Rahmenbedingungen kognitiv oder motivatio-
nal nicht in der Lage sein, diese Leistungen zu erbringen. Dennoch kann das (Nicht-)
Erreichen von Mindeststandards auf der Outputseite ein Indikator dafür sein, ob der 
Staat genügend Ressourcen für die Bildung der Kinder und Jugendlichen eingesetzt 
hat.

Auf der Inputseite sind schulstrukturelle Besonderheiten der jeweiligen Bundesländer 
explizit ausgeschlossen: Wenngleich Hamburg bspw. schon jetzt einen Anspruch auf 
einen Ganztagesschulbesuch bis zu einem Alter von 14 Jahren im Schulgesetz veran-
kert hat (§ 13 Abs. 1 Satz 1 HMBSG11), können bayerische Schüler*innen dieses An-
gebot innerhalb Bayerns nicht einfordern, weil das Bildungsgrundrecht und dessen 
Gewährleistungsdimensionen – bspw. der gleiche Zugang zu staatlichen Bildungsan-
geboten – generell „im Rahmen des vorhandenen Schulsystems“ (Leitsatz 2b) einzu-
ordnen ist – im föderalen Deutschland ergo bundeslandspezifisch.

Ein potenzieller Inputfaktor, der als Erklärung für die skizzierten empirisch beleg-
ten defizitären Kompetenzausprägungen im Lesen, Schreiben und Rechnen auf der 
Output-Seite fungieren kann, betrifft grundlegende Bildungsressourcen, die an Schu-
len vorhanden sein müssen, allen voran die Personalausstattung als basale Vorausset-
zung für die Wahrung der staatlichen Pflicht zur Bereitstellung eines Schulwesens. 
Die Folgen des Lehrkräftemangels  – unzulängliche Unterrichtsabdeckung, Zunahme 
von Quer- und Seiteneinstieg, Qualitätsabfall in der Lehrkräfteprofessionalisierung – 
könnten im Kontext des Bundesverfassungsgerichtsbeschlusses bzw. des Rechts auf 
Bildung als systematische Defizite des Bildungswesens an Relevanz gewinnen: Dabei 
ist aus empirischer Sicht festzustellen, dass der Lehrkräftemangel die Schulen eines 
Bundeslandes in unterschiedlicher Weise betrifft:

1)	 Helbig (2023) hält bzgl. der Unterrichtsabdeckung (definiert als Verhältnis von Lehr-
kräftebedarfen zu vorhandenen Lehrkräften) anhand verschiedener parlamenta-

11	 Hamburgisches Schulgesetz (HMBSG) i. d. F. vom 16.04.1997 (HmbGVBl., S. 97), zul. geänd. 
am 03.05.2023 (HmbGVBl., S. 193).
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rischer Anfragen12 fest, dass der Lehrer*innenmangel besonders an nicht gymnasialen 
Sekundarschulen ausgeprägt ist, während die Gymnasien in fast allen Bundesländern 
eine ausreichende Abdeckung verzeichnen. Daten aus Sachsen-Anhalt und Thüringen 
zeigen als Extremfall, dass die Unterrichtsabdeckung an 12 bzw. 16 Prozent aller nicht 
gymnasialen Sekundarschulen bei unter 80 Prozent liegt (Helbig, 2023). 

2)	 Ferner verteilt sich der Anteil von Quer- und Seiteneinsteiger*innen sowohl ungleich 
nach Schulformern (mit dem geringsten Anteil an Gymnasien) als auch nach sozialer 
Lage der Schulen (Helbig & Nikolai, 2019). Sicher ist die Unterrichtsabdeckung ohne 
Quer- und Seiteneinsteiger*innen an vielen Schulen nicht mehr zu bewältigen. Dies 
trifft insbesondere für Grundschulen und nicht gymnasiale Sekundarschulen zu, wo 
der Mangel an Lehrkräften besonders groß ist.

3)	 Inwieweit dadurch die Unterschreitung des Qualitätsmindeststandards bei der 
Lehrer*innenprofessionalisierung billigend in Kauf genommen wird,13 ist zu diskutie-
ren. Da sich die Anteile der nicht voll ausgebildeten Lehrkräfte ungleich nach Schul-
form, sozialer Lage der Schulen und – soweit man das sagen kann – nach Urbanisie-
rungsgrad unterscheiden, legt dies den Schluss nahe, dass Qualitätsstandards bei der 
Lehrer*innenprofessionalisierung an den am meisten sozial benachteiligten Schulen 
am stärksten unterschritten werden.

4)	 Insgesamt ist zu erwarten, dass sich die ungleiche Abdeckung mit Lehrkräften in den 
nächsten Jahren insoweit weiter verschärfen wird, als es selbst in Bayern schon jetzt 
nicht mehr gelingt, so viele Lehrkräfte für Mittel- und Realschulen (im Unterschied zu 
Gymnasien) auszubilden, wie in den nächsten zehn Jahren gebraucht werden (Helbig, 
2023). Wohin diese Entwicklung führt, lässt sich z. B. anhand des Pilotprojekts „4+1“ 
in Sachsen-Anhalt verdeutlichen. Hier wurde der Unterricht an zwölf Sekundar- und 
Gemeinschaftsschulen so verändert, dass es nur noch vier reguläre Unterrichtstage 
gibt und einen Tag für Distanzunterricht oder praktische Tage (z. B. in Unternehmen). 
Sicherlich können solche Modelle funktionieren. Auch wenn sich der Bundesverfas-
sungsgerichtsbeschluss v. a. auf die Schulschließungen während der Corona-Pande-
mie bezogen hat, so ist der Verzicht auf einen Präsenztag pro Woche in dieser Hinsicht 
kritisch zu sehen. Dass dieser Modellversuch an keinem Gymnasium durchgeführt 
wird, ist zudem mit Blick auf soziale Ungleichheit bezeichnend.

Wenn der Unterricht in so deutlicher Weise insbesondere an nicht gymnasialen Schu-
len in sozialräumlich benachteiligten Lagen sowie im ländlichen Raum personell nicht 
mehr umgesetzt werden kann, dann sollte sich dies auch in einem höheren Anteil von 
Ausfallstunden bzw. einem Abfall der outputseitigen Schüler*innenleistungen wider-
spiegeln. Damit ließen sich die eingangs als nicht justiziabel eingestuften Bildungs-
outputs auf die ihnen mitursächlich zugrundeliegenden Maßnahmen zurückführen 
und sprächen für eine Unterschreitung des Mindeststandards auf der Inputseite. Einen 
Hinweis auf einen solchen Zusammenhang bietet der aktuelle IQB-Ländervergleich 

12	 Helbig (2023) wertet dafür parlamentarische Anfragen zur Unterrichtsabdeckung, zur Ver-
teilung von Quer- und Seiteneinsteiger*innen und zur Gewinnung von Lehrkräften auf aus-
geschriebene Stellen aus. Auffällige Schulformunterschiede zeigen sich in Berlin, Branden-
burg, Baden-Württemberg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen.

13	 Soweit wir wissen, gibt es bisher keine systematischen Analysen, die untersuchen würden, 
wie die Leistungsentwicklung bei regulär ausgebildeten Lehrkräften im Vergleich zu Quer- 
und Seiteneinsteiger*innen ist.
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(Stanat et al., 2023, S.  400 ff.). Dort erzielen Schüler*innen (an nicht gymnasialen 
Schulformen), die fachfremd in Englisch unterrichtet werden, deutlich geringere Eng-
lischkompetenzen (für Deutsch gilt dies nicht). Inwieweit auch systematischer Unter-
richtsausfall aufgrund unbesetzter Stellen hier einen Einfluss hat, zeigt das aktuelle 
Bildungsmonitoring nicht.

Die ungleich größere Betroffenheit der genannten Schulgruppen verdeutlicht, dass 
Fragen nach der Konkretisierung des schulischen Mindeststandards auch Gerechtig-
keitsfragen im Bildungssystem aufwerfen, die es in der Diskussion um das neue Bil-
dungsgrundrecht auch im Hinblick auf dessen Teilhabedimension zu berücksichtigen 
gilt. Geeignete theoretische Bezüge könnten entlang bekannter, auch in den Bildungs-
wissenschaften rezipierter Gerechtigkeitstheorien hergestellt werden (vgl. zusammen-
fassend Tenorth, 2020, S. 401–428). 

4	 Mindeststandard des neuen Bildungsgrundrechts aus 
gerechtigkeitstheoretischer Perspektive

Wissenschaftler*innen, aber auch Jurist*innen (vgl. stilbildend Kelsen, 1960/2020; 
vgl. von Hayek, 2023) scheuen sich nicht selten davor, den Begriff der Gerechtig-
keit zu verwenden. So wird innerhalb der Rechtswissenschaft zwischen der mit mo-
ralischen Prinzipien befassten Rechtsphilosophie und der auf die Rechtsanwendung 
und Fortbildung fokussierten Rechtsdogmatik unterscheiden (Asmus-Nebel & Füs-
sel, 2012, S.  94 f.). Die Begründung hierfür liegt in seinem normativen Überschuss 
und der Schwierigkeit, zu bestimmen, was letztlich Gerechtigkeit sei. Allerdings sollte 
man nicht dem Fehlurteil unterliegen, dass aus der Uneinigkeit im wissenschaftlichen 
Diskurs in Bezug auf die richtige Bestimmung von Gerechtigkeit darauf geschlos-
sen werden könne, dass man auf ihn schlichtweg verzichten kann. Gerade bezüglich 
Grundrechtsfragen wie dem Recht auf Bildung scheint es offensichtlich, dass es eine 
unmittelbare Beziehung zwischen Grundrechten und einer gerechten Gesellschafts-
ordnung gibt. Darum kann man mit Forst (2015) die Einsicht teilen, dass das erste 
Prinzip der Demokratie das der Gerechtigkeit ist.

Anders formuliert bedeutet dies, dass demokratische Institutionen nicht um die Fra-
ge herumkommen, ob sie gerecht gestaltet und entsprechend „Rechtsräume des Ge-
deihens und sich Entwickelns“ sind (Tugendhat, 2001, S. 36). Die Frage der Gerech-
tigkeit muss also als eine obligatorische und nicht als eine fakultative Frage jedweder 
demokratischen Institution, also auch der Bildungsinstitutionen, verstanden werden. 
Mit Blick auf den hier diskutierten Beschluss des Bundesverfassungsgerichts kann nun 
normativ gehaltvoll gefragt werden, in welchem Verhältnis ein Recht auf Bildung zu 
einer angebotsseitig hinreichend gerechten Form schulischer Bildung steht, auf die der 
Staat seinerseits angewiesen ist, um die Sicherstellung demokratischer Institutionen zu 
gewährleisten. Denn wenn es keine Fundamente im Hintergrund der Demokratie gibt 
(Böckenförde, 2016), wird die Erzeugung eines Verfassungspatriotismus umso bedeut-
samer (Habermas, 1986, in Forst, 2021).
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Wenn eine solche Erzeugung gelingen soll, dann kann es durchaus hilfreich sein, bei 
den Inputfaktoren des Systems ordnungspolitisch einzugreifen. Solche Forderungen 
sind in der Gerechtigkeitstheorie keineswegs neu. Konsequent sind sie beispielsweise 
von Rawls (1979) vorgetragen worden. Allerdings ist Rawls gerade für sein Differenz-
prinzip häufig kritisiert worden und auch die mitunter entstehenden Unklarheiten bei 
der etwaigen Anwendung des Prinzips geben Anlass dazu, sich der Gerechtigkeits-
frage von einem anderen, pragmatischeren Standpunkt aus zu nähern. Aus diesem 
Grund werden wir uns hier auf einen Vorschlag von Philip Pettit (2017) beziehen: den 
sogenannten „Blickwechsel-Test“ für gerechte Institutionen aus republikanischer Sicht. 
Bei Pettit zeigt sich, wie bei den meisten Gerechtigkeitstheoretiker*innen, hinsicht-
lich der zugrunde liegenden Grundannahmen eine Parallele zum Bundesverfassungs-
gerichtsbeschluss: Sie gehen weniger davon aus, dass am Ende durch die Beobachtung 
der Schüler*innenleistung (Output) die Frage der Gerechtigkeit entschieden werden 
kann, sondern vielmehr durch die Beobachtung und Analyse der Institution, also in 
unserem Fall des Schulsystems, dessen Ausstattung und die hierbei zutage tretenden 
Unterschiede (Input). Es geht also um die Frage, ob die Systemleistung dergestalt ist, 
dass sie die Freiheit der Akteur*innen, auch im Sinne eines umfassenden Möglich-
keitsraums zur Persönlichkeitsentwicklung, angemessen ermöglicht und fördert.

Für Pettit (2017) sind Fragen der Bildung der gesellschaftlichen Infrastruktur zuge-
ordnet, die ihrerseits wiederum die Freiheit aller, die zunächst v. a. als Nichtbeherr-
schung verstanden wird, sicherstellen soll. In formaler Hinsicht geht es also um glei-
che Freiheit für alle; substanziell bedeutet dies aber nicht, dass alle über die gleichen 
Ressourcen verfügen müssen. Was aber sollte die Infrastruktur gerechtfertigter Weise 
leisten? Zur Prüfung dieser und ähnlicher Fragen führt Pettit den „Blickwechsel-Test“ 
ein. Menschen, die diesen Test bestehen, zeichnen sich dadurch aus, dass 

„sie in der Lage [sind], den aufrechten Gang zu gehen, wie wir sagen, und genie-
ßen eine kollektive Form der Anerkennung, der zufolge sie mehr oder weniger 
vor der Einmischung anderer geschützt sind; in diesem Sinne erheischen sie den 
Respekt aller“ (ebd., S. 142).

Diese, wenngleich sicherlich nicht sehr genaue, Testform erlaubt doch einige wesent-
liche und zugleich einfache Beobachtungen in Bezug auf die Infrastruktur einer Ge-
sellschaft, in unserem Fall des Schulsystems. Die Frage ist also, ob es institutionell ge-
duldete Infrastrukturen gibt, die es Schüler*innen nicht mehr erlauben, „aufrecht zu 
gehen“, weil sie keine kollektive Wertschätzung erfahren und womöglich gar institutio-
nell diskriminiert werden (Gomolla & Radtke, 2009). Schulische Bildung als freiheits-
sichernde Institution ist in besonderer Weise von Ressourcen abhängig. Dies beginnt 
bei Gebäuden und geht über Lernmaterialien bis hin zum unterrichtenden Personal. 
Wie oben gezeigt wurde, kann von erheblichen Unterschieden bei der Bereitstellung 
dieser Ressourcen zwischen und in den einzelnen Ländern in Abhängigkeit von sozia-
ler Herkunft, sozialräumlicher Verortung (Stadt-Land) u. a. m. ausgegangen werden. 
Unterschiede sind nun nach Pettit durchaus erlaubt, wenn sie nicht dergestalt sind, 
dass der „Blickwechsel-Test“ nicht mehr bestanden wird. Folgende zwei Szenarien 
könnten als Beispiele für ein Versagen beim „Blickwechsel-Test“ stehen.
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Schulgebäude

Der Investitionsstau im Bereich von Schulgebäuden ist bekannt; er allein führt aber 
noch nicht zu Defiziten, die die Freiheit von Schüler*innen insofern bedrohen, dass 
ihre Entfaltung eingeschränkt wäre. Dies kann aber dann der Fall sein, wenn v. a. 
Schulen mit ausschließlich Haupt- und Realschulabschluss über längere Zeit im Sa-
nitärbereich unwürdige Zustände aufweisen, wenn Schulen unter Schimmelbefall lei-
den, Schulgebäude überwiegend defekte Fenster haben, über weitgehend ungestaltete 
Schulhöfe verfügen oder etwa die Wände undicht sind. Solche systematischen Mängel 
sind gerechtigkeitstheoretisch nicht akzeptabel, da sie keine kollektive Form der An-
erkennung erkennen lassen. Wer aufgrund der Schulpflicht dazu gezwungen ist, solche 
Schulen zu besuchen, wird ganz sicher nicht das Gefühl kollektiver Anerkennung und 
des gesellschaftlichen Respekts erfahren. Dies trägt kaum zu einem aufrechten Gang 
bei. Es kann insofern als Einmischung durch eine negative Form der Beherrschung 
durch Unterlassung bezeichnet werden, die es aus gerechtigkeitstheoretischer Sicht zu 
unterbinden gilt.

Personal

Wie oben differenziert aufgezeigt worden ist, kann die Versorgung mit ausgebildetem 
Personal als eine wichtige Ressource für den Bildungserfolg angesehen werden. Auch 
hier sind kleinere Unterschiede im Sinne der Theorie Pettits zu tolerieren. Doch wo 
kann man die Grenzen zum Nicht-Mehr-Tolerierbaren festmachen? Ganz sicherlich 
kann gesagt werden, dass Kindern Ungerechtigkeit widerfährt, wenn diese im Unter-
schied zu anderen Kindern bspw. in einem Fach dauerhaft fachfremd unterrichtet 
werden. Dies gilt rein formal; aber auch materiell haben Forschungen den hierdurch 
entstehenden Nachteil aufzeigen können (Stanat et al., 2023). Zugleich ist eine deutli-
che Unterversorgung mit Personal nicht nur ein verwaltungstechnischer Mangel, son-
dern auch ein Ausdruck fehlender Wertschätzung oder Anerkennung durch die Ge-
sellschaft, vor allem dann, wenn das Personal systematisch ungleich verteilt ist.

Diese beiden Beispiele sollen veranschaulichen, wie vergleichsweise schlicht Fragen 
der Gerechtigkeit im System – hier hinsichtlich angebotsseitiger Mindeststandards des 
Schulgebäudes und des Personals – beantwortet werden können, wenngleich in solch 
normativen Fragen immer gewisse Spielräume vorhanden sind. Darum könnten Bür-
ger*innen den Blickwechsel-Test so konkretisieren, dass man fragt, ob die angebotene 
Infrastruktur dergestalt ist, dass die einzelnen Bürger*innen jede angebotene Form für 
sich akzeptieren können. Dabei würde man sicherlich Unterschiede der angebotenen 
Infrastruktur akzeptieren, doch nur bis zu einem gewissen Grad – oder, im Sinne des 
Beschlusses, bis zu einem gewissen Mindestmaß. Fast jede Schullandschaft kennt aber 
Standorte, die von Eltern eben aus oben dargestellten Gründen nicht gewählt werden 
wollen. Diesen Missstand zu beheben, wäre eine Möglichkeit, normativ eben das ver-
fassungsgerichtliche Recht auf Bildung zu bestimmen. Dabei können vorerst deutlich 
kompliziertere Gerechtigkeitsthemen wie Selektion durch Leistung oder Gliedrigkeit 
des Schulsystems ausgespart bleiben. Insofern haben wir hier eine vergleichsweise un-
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ambitionierte Gerechtigkeitskonzeption verwendet, die aber doch bereits zu erhebli-
chen Forderungen an den Staat führt. Sehr viel anders fielen die Forderungen aus, 
würde man Konzeptionen zu Grunde legen, wie sie von Honneth (2011), Gosepath 
(2017) oder eben Rawls (1979) vorgelegt worden sind.

5	 Ausblick

Es wurde gezeigt, dass sich die Bedeutung des Bundesnotbremse-II-Beschlusses nicht 
nur aus dem bloßen Wissen um dessen Existenz speist, sondern auch aus der Schlüs-
selrolle der Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen für die rechtli-
che Begründung eines Rechts auf schulische Bildung – ein Konvergenzpunkt mit mo-
derner bildungswissenschaftlicher Argumentation. Gerade die Konkretisierung des 
Mindeststandards schulischer Bildung bedarf in quantitativer, aber auch – so wird hier 
argumentiert – in qualitativer Hinsicht bildungswissenschaftlicher Expertise. Dabei ist 
eine Auseinandersetzung mit der rechtlichen Einordnung und den juristischen Im-
plikationen des Beschlusses insofern nötig, als die sich auf den Beschluss stützende 
bildungswissenschaftliche Diskussion sonst Gefahr läuft, sich „am Recht vorbei“ zu 
entwickeln (Hugo, i. Vorb.). So wird bspw. erstmals ein originärer Leistungsanspruch 
von Kindern und Jugendlichen geschaffen; dieser bzw. dessen Gewährleistungsdimen-
sionen erstrecken sich jedoch nie auf die unter die staatliche Schulhoheit fallenden 
Entscheidungskompetenzen der Länder. Kurz: Das Schulsystem als Ganzes und die 
darin geschaffenen Bildungsangebote sind nicht justiziabel. Wenn der Staat allerdings, 
wie in Fragen der unzureichenden Personalausstattung oder der strukturellen Benach-
teiligung bestimmter Schulen/Schüler*innengruppen/Regionen etc., ein Mindestmaß 
schulischer Bildung in systematischer Weise unterschreitet, lassen sich Eingriffe in das 
Bildungsgrundrecht ggf. vertreten. Für die Einschätzung solcher Fallkonstellationen 
ist umgekehrt die Rechtsprechung auf entsprechende empirische Evidenzen angewie-
sen. Empirische Bildungsforschung steht nun vor der Herausforderung, vorhandene 
Befunde einerseits mit Blick auf ihre Eignung zur Konkretisierung des Mindeststan-
dards schulischer Bildung zu sichten, wie dies hier exemplarisch anhand der Ressour-
ce Personal erfolgt ist, und andererseits neue belastbare Erkenntnisse zu generieren, 
die ein Unterschreiten eines gewissen Mindestmaßes belegen. Neben empirischen Be-
funden, so wird hier argumentiert, hält die Bildungswissenschaft aber auch theore-
tische, wie die skizzierten gerechtigkeitstheoretischen Argumente vor, die gerade in 
normativen Grundrechtsfragen Relevanz für richterliche Argumentationen entfalten 
können. Insgesamt: Mehr noch als in anderen bildungs- und schulrechtlichen Fragen 
sind Rechtswissenschaft und Bildungswissenschaft mit Blick auf die Konkretisierung 
des Mindeststandards schulischer Bildung aufeinander angewiesen.

Dabei bleibt der hier erfolgte Versuch, die Bedeutung des neuen Bildungsgrundrechts 
für die bildungswissenschaftliche Fachdisziplin aufzuzeigen, notwendigerweise eklek-
tisch und unvollständig, und es schließen sich eine Reihe von Fragen an:

•	 Recht auf (inklusive) Bildung: Vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte um inklu-
sive Bildung in Deutschland steht auf rechtlicher Seite eine Klärung des Verhältnisses 
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zwischen dem völker- und europarechtlichen Recht auf inklusive Bildung und dem 
nationalen Recht auf schulische Bildung aus. Wenn das Völkerrecht in der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (Art. 24) inklusive Lernsettings für Kinder mit Beeinträch-
tigungen fordert und Deutschland diese Konvention unterschritten hat, ist dann mit 
der Nichtumsetzung dieses Rechts in einigen Bundesländern (vgl. Steinmetz et al., 
2021) auch die Verletzung des neuen Bildungsgrundrechts i. V. m. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 
GG tangiert?

•	 Rechtsphilosophie und Gerechtigkeitstheorie: Auch bedarf es einer rechtsphilosophi-
schen Diskussion um gerechtigkeitstheoretisch fundierte Argumentationen der Bil-
dungswissenschaft in Fragen des Rechts auf Bildung. 

•	 Verfassungsanspruch  – Verfassungswirklichkeit: Das Recht auf schulische Bildung 
bleibt ein leeres Versprechen, wenn Schüler*innen als Träger*innen des Grundrechts 
bzw. deren gesetzliche Vertretung dieses Recht nicht selbst geltend machen. Hierzu 
bedarf es der Aufklärung und der weiteren Diskussion zur inhaltlichen Bestimmung 
der Gewährleistungsdimensionen, auf die Verwaltungs- und Verfassungsgerichte im 
Klagefall zurückgreifen können.

•	 Rechtliche Wirklichkeit  – schulische Wirklichkeit: Diesbezüglich stellt sich auch die 
Frage nach den Konsequenzen einer Gerichtsentscheidung, die eine Verletzung eines 
Mindestmaßes z. B. personeller Ausstattung bejaht. Ließen sich die Folgen einer sol-
chen Entscheidung nicht einfach aushebeln, indem man den personellen Mindest-
standard an allen Schulen senkt, wie das bspw. an Berliner Schulen14 der Fall ist? All-
gemein gilt es zu problematisieren, inwiefern Entscheidungen aus Karlsruhe de facto 
Wirkung für die schulische Praxis entfalten, sind sie doch – im Unterschied zu sonsti-
ger Rechtsprechung – nicht exekutiv durchsetzbar.

•	 Datenlage: Auch wenn die empirische Bildungsforschung Daten zur Konkretisierung 
des Mindeststandards vorhält, braucht es gerade in Zeiten des Bildungsmonitorings 
eine Diskussion darüber, welche weiteren Daten nötig sind, um das Bildungsgrund-
recht bzw. den Mindeststandard zu konkretisieren. So liegen zur Personalausstattung 
nicht für jede Schule in Deutschland öffentlich (oder zumindest für die Forschung) 
zugängliche Informationen vor.

•	 Bildungsrecht  – Bildungswissenschaft  – Bildungspolitik: Ob Bildungswissenschaft 
auch in qualitativer Hinsicht Orientierung für die Judikatur bieten kann, ist sicher-
lich diskutabel. Ein Dialog zwischen Rechtswissenschaftler*innen und Bildungs
wissenschaftler*innen erscheint in jedem Fall mit Blick auf bildungswissenschaftliche 
Prozesse nötig, um sich, erstens, zur Sache zu verständigen sowie, zweitens, um die 
jeweiligen Kompetenzbereiche und Gestaltungsmöglichkeiten abzustecken.

Trotz dieser beliebig ergänzbaren Punkte kann der Beschluss zum Bildungsgrund-
recht  – sofern er eine produktive Diskussion anstößt  – als Motor für Schulentwick-
lungsprozesse fungieren. Denn einerseits bilden Grundrechte ein Fundament für die 
kritische Auseinandersetzung mit bestehenden Verhältnissen, oder anders ausge-

14	 In Berlin wird die Unterrichtsabdeckung von 100 Prozent an vielen Schulen unterschritten, 
weil nicht alle Aufgaben personell untersetzt werden können, die das Berliner Bildungsrecht 
vorsieht. Seit kurzer Zeit gibt es eine neue statistische Größe, die Bilanz der Stundentafel in 
Prozent. Hier fließen nur noch Personalverpflichtungen ein, die sich aus der Stundentafel er-
geben. Nach dieser haben fast alle Berliner Schulen eine Abdeckung von z. T. deutlich über 
100 Prozent.
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drückt: Sie dienen als Maßstab, an dem sich politische Systeme heute messen lassen 
müssen (vgl. Grimm, 2021, S. 44). Andererseits können Grundrechte als oberste Wer-
te einer gesamten Staats- und Gesellschaftsordnung angesehen werden. Sie begrün-
den nicht nur Zielvorgaben, sondern gleichfalls konkrete Handlungsaufträge für die 
Gesetzgebung (vgl. ebd., S.  40 f.). Vor diesem Hintergrund scheint es umso bedeut-
samer, nicht nur auf eine ertragreiche Kontroverse innerhalb der Fachdisziplinen zu 
hoffen, sondern sie ernsthaft einzufordern. Nicht zuletzt, weil der Beschluss auch eine 
gewisse Adaptionsfähigkeit des Verfassungsgerichts an aktuelle gesellschaftliche An-
forderungen zeigt: Ob und wie das neue Bildungsrecht in bildungswissenschaftliche 
Diskurse letztlich einfließt, bleibt angesichts der bis dato geringen Resonanz dennoch 
abzuwarten. 
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Konkretisierung des verfassungsrechtlich 
gewährleisteten Mindeststandards schulischer 
Bildungsleistungen
Selbstbindung des Staates durch  
kompetenzorientierte Bildungsstandards?

Zusammenfassung
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Bundesnotbremse-II-Beschluss betont, dass 
sich aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG ein Anspruch auf ein Mindestmaß schuli-
scher Bildung ableiten lässt, ohne darzulegen, wie ein solcher jenseits der Pandemiezeiten 
konkretisiert werden kann. Dieser Beitrag geht der Idee nach, ob durch die Aufstellung 
kompetenzorientierter Bildungsstandards eine verwaltungsrechtliche Selbstbindung an-
genommen werden kann. Es werden Konstellationen vorgestellt, in denen diese in Aus-
nahmefällen in einen justiziablen Individualanspruch auf bildungsstandardkonformen 
Unterricht münden könnte.
Schlüsselwörter: Recht auf Bildung; Bildungsstandards; Mindeststandard; Selbstbindung; 
Kompetenzorientierung; Persönlichkeitsentwicklung

Defining the Constitutionally Guaranteed Minimum of  
School Education
Has the State Committed Itself by Laying Down Skills-Oriented 
Educational Standards?

Abstract
The Federal Constitutional Court has ruled in its decision on the constitutionality of Co-
vid-19-school-closures that every child has a right to a minimum of school education, 
derived from Art. 2 (1) in connection with Art. 7 (1) Grundgesetz. This article strives to 
define this minimum beyond pandemic times by exploring the model of administrative 
commitment to educational standards. It demonstrates situations where this might, un-
der exceptional circumstances, amount to a justiciable claim to school instruction in con-
formity with educational standards.
Keywords: right to education; educational standards; minimum education; skills-orien-
tation; personality development
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1	 Einleitung

Historisch, politisch und menschenrechtlich steht das „Recht auf Bildung“ im Zusam-
menhang mit der Ermöglichung von Bildungschancen und den Bedingungen für de-
ren gleiche Verteilung in Abhängigkeit von staatlich kaum beeinflussbaren sozioöko-
nomischen Komponenten. Gerade Letzteres hat die Pandemie mit ihren mehrmaligen 
Schul„schließungen“ und deren Auswirkungen auf die Kompetenzen der Schüler*in-
nen gezeigt (z. B. Kuhn & Voges, 2021; Depping et al., 2021). Es steht aber auch für 
Bildungsideale und deren völker- und verfassungsrechtliche Positivierung sowie das 
rechtswissenschaftliche Beharren, dass soziale Grundrechte nicht in einklagbare Indi-
vidualansprüche münden.

Grundsätzlich steht das Recht auf Bildung immer unter Vorbehalten. Vorbehalt des 
finanziell, personell und organisatorisch Machbaren, Vorbehalt der weiten, in Art.  7 
Abs.  1 GG garantierten Schulhoheit und damit von rechtlich nur ausnahmsweise 
überprüfbaren schulpolitischen Entscheidungen über Schulorganisation, Bildungsgän-
ge, Unterrichtsinhalte oder Prüfungsformen, und schließlich einem ‚Kollektivvorbe-
halt‘: der Staat muss nur ein System vorhalten, das schulische Bildung ermöglicht, die 
wiederum dem Individuum Möglichkeit zur Persönlichkeitsentfaltung und zu berufs-, 
ausbildungs- oder hochschulqualifizierenden Abschlüssen bietet. Er muss jedoch nicht 
die bestmögliche Forderung für alle bieten (statt vieler Rux, 2018, S. 57). All dies be-
tont das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aus verfassungsrechtlich nachvollziehba-
ren Gründen, weshalb eben nur ein individueller (und damit justiziabler1) Anspruch 
auf die Gewährleistung eines „unverzichtbaren Mindeststandard[s] von Bildungsange-
boten“ (Beschl. v. 19.11.2021 – 1 BvR 971/21 Leitsatz 2a, Bundesnotbremse-II) an der 
Schule besteht (vgl. Kap. 2).

Dieser Beitrag geht dem Gedanken nach, ob jenseits der Extremsituation einer Pan-
demie die Rechtsfigur der Selbstbindung der Verwaltung nutzbar gemacht werden 
kann, um diesem unverzichtbaren Mindeststandard mehr Inhalt zu geben als die 
Aussage, dass Schule grundsätzlich stattfinden muss, und zwar im Regelfall als Prä-
senzunterricht (ähnlich aus erziehungswissenschaftlicher Sicht: Tenorth, 2022, S.  44; 
andeutungsweise: Guckelberger, 2022, S.  402 ff.). Diese Selbstbindung könnte durch 
die bundesweite Festlegung von kompetenzorientierten Bildungsstandards durch die 
Kultusminister*innenkonferenz (KMK) erfolgt sein, die die Vermittlung bestimmter 
Kompetenzen über die Landesschulgesetze zu den Aufgaben der (staatlichen) Schulen 
gemacht haben (vgl. Kap.  3) und damit einen Mindeststandard schulischer Bildung 
verbindlich festlegen. Dies würde in einer Pflicht des Staates zu hinreichender Kompe-
tenzvermittlung als unverzichtbares Mindestmaß resultieren (vgl. Kap. 4).

1	 Justiziabel ist ein Anspruch dann, wenn ein gerichtlicher Rechtsbehelf auf das in der Norm 
formulierte Recht gestützt werden kann.
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2	 Gewährleistungsdimension des Bildungsgrundrechts: 
Mindeststandards schulischer Bildung

Einiges ist über die grundrechtsdogmatische Konzeption eines Rechts auf (Schul-)
Bildung im Bundesnotbremse-II-Beschluss geschrieben worden (exemplarisch: Beau-
camp, 2022; Degenhart, 2022; Guckelberger, 2022; Reimer, 2022; Tenorth, 2022). Das 
Mindestmaß an schulischen Bildungsangeboten als verfassungsrechtlicher Maßstab 
für die Ausübung der Schulhoheit findet sich jedoch bereits in der Grundrechtsdiskus-
sion des 19. Jahrhunderts und kulminierte in der Weimarer Reichsverfassung mit der 
Einführung der Schulpflicht. Diese stellte einen klaren Bezug zur Bildungsgerechtig-
keit her (Wißmann & Reichert, 2019, S. 117 f., 124 f.; vgl. auch Tenorth, 2022, S. 36 f.). 
Wenn der Staat den Einzelnen zur Wahrnehmung schulischer Bildung verpflichtet, ist 
er im Gegenzug verpflichtet, dass jeder und jede in der Schule seine bzw. ihre Per-
sönlichkeit entfalten kann. Das BVerfG verwendet mehrfach den Begriff „Mindest-
standard“ (Rn. 51 ff., Leitsätze 2a) und 3) und verknüpft diesen mit dem verfassungs-
rechtlich garantierten Individualanspruch aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG 
(Degenhart, 2022, S. 126 f.) auf Gewährleistung schulischer Bildung.

Lutz Reuter hatte 1975 das Recht auf chancengleiche Bildung auf eine Gewährleis-
tungsdimension des Art.  2 Abs.  1 GG i. V. m. dem Sozialstaatsprinzip gestützt (Reu-
ter, 1975, S. 33 ff.; dazu: Avenarius, 2009, S. 22 ff.) und daraus auch Individualansprü-
che gegen den Staat abgeleitet. Die materiell-finanziellen Individualansprüche, die 
jedem Kind überhaupt die Teilhabe an schulischer Bildung und damit die Chance zur 
Persönlichkeitsentfaltung bieten, sieht er als justiziabel an, strukturell-institutionelle 
Ansprüche auf eine Verbesserung des Schulunterrichts dagegen nicht (Reuter, 1975, 
S. 127 f.; Avenarius, 2009, S. 25 f.).

Obgleich der Auftrag des Staates zur Gewährleistung schulischer Bildung aus Art.  7 
Abs.  1 GG objektiv-rechtlicher Natur2 ist (Beaucamp, 2022, S.  642), verknüpft nun 
auch das BVerfG diese Verpflichtung mit dem subjektiven Recht auf Persönlichkeits-
entwicklung. Es greift seit den 1970er Jahren existierende bildungsrechtliche Stimmen 
auf und argumentiert überzeugend, dass die staatliche Schulhoheit auch mit einer 
Pflicht zur Bereitstellung eines unverzichtbaren Mindestmaßes an staatlichen Bil-
dungsleistungen einhergehen muss, um Persönlichkeitsentwicklung überhaupt zu er-
möglichen. Letztlich reflektiert dies den humanistischen Bildungsbegriff. Eine zentrale 
Funktion von Bildung ist demnach das Verständnis von Bildung als Mittel zur selbst-
bestimmten Persönlichkeitsentwicklung und zur Herausbildung individueller Auto-
nomie (Menschenbildung). Die Argumentation des BVerfG stellt die Ausrichtung der 
schulischen Bildung auf das Individuum in den Mittelpunkt (Reimer, 2022, S.  236) 
und ermöglicht damit den Brückenschlag zur „Vermittlung von Wissen und Kön-
nen“, die der Beschreibung der Aufgabe der schulischen Bildung in den Schulgesetzen 
und den länderübergreifenden Bildungsstandards zugrunde liegt (vgl. Kap. 3). Durch 

2	 Objektiv-rechtlich ist eine Regelung dann, wenn sie zwar den Staat zu einem bestimmten 
Handeln verpflichtet, die Einhaltung dieser Pflicht aber nicht individualschützend bzw. an-
spruchsbegründend gestaltet ist.
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Schulbildung soll der Mensch die Fähigkeit(en) erlangen, für sich selbst zum Lernen 
im Stande zu sein (statt vieler Klafki, 2007, S. 20, 25; Wiater, 2009, S. 120; vgl. auch 
Lohse, 2015, S. 45 ff.). Verstanden als Menschenrecht bedeutet dies, dass jeder Mensch 
gleichberechtigten Zugang zu den bestehenden Bildungsmöglichkeiten und Schulab-
schlüssen haben muss (Bernhard, 2016, S. 335 ff.; Lohse, 2022, S. 407 ff.; Poscher et al., 
2009, S. 88  f.; Suelmann, 2013, S. 106 ff.). Dieses Grundverständnis spiegelt sich völ-
kerrechtlich in der Verpflichtung zu institutionalisierter Elementarbildung von Kin-
dern insbesondere in Art. 26 AEMR, Art. 13 IPWSKR, Art. 28 und 29 UN-KRK und 
Art. 24 UN-BRK sowie Art. 2 des 1. ZP zur EMRK wider.

Das BVerfG stellt den Zusammenhang zur Chancengleichheit her und spricht von 
einem zur Persönlichkeitsentwicklung unverzichtbaren Mindeststandard von „Bil-
dungsangeboten“ (Leitsatz 2a; dazu: Guckelberger, 2022, S.  402), auf die ein subjek-
tiver Anspruch aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG bestünde. Art. 7 Abs. 1 GG 
beinhaltet neben dem Ausgestaltungsauftrag auch die staatliche Pflicht, die Vermitt-
lung des für die Persönlichkeitsentwicklung notwendigen Wissens und Könnens und 
Chancengleichheit zu gewährleisten (Guckelberger, 2005, S. 750). Auf diesen Zusam-
menhang greift das BVerfG zurück (insbes. Rn. 55) und betont, dass „Schule […] für 
alle Kinder und Jugendlichen eine Grundlage für ihre Entwicklung zu einer eigenver-
antwortlichen Persönlichkeit in der Gemeinschaft legen“ soll. Daher sei es

„Aufgabe des Staates, die verschiedenen Bildungsfaktoren wie die Erschließung 
und Förderung individueller Begabungen, die Vermittlung von Allgemeinbil-
dung und von sozialen Kompetenzen bei der Festlegung schulischer Strukturen 
aufeinander abzustimmen“ (Rn. 55). […] „Aus dem Recht auf schulische Bildung 
folg[e] jedoch ein grundrechtlich geschützter Anspruch von Schülern und Schü-
lerinnen auf Einhaltung eines nach allgemeiner Auffassung für ihre chancenglei-
che Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen Persönlichkeit unverzichtbaren 
Mindeststandards von Bildungsangeboten an staatlichen Schulen“ (Rn. 57).

Dieser Mindeststandard ist zunächst „pandemiebezogen“ konkretisiert: als Hand-
lungsforderung an den Staat, wenn durch längere Aussetzung des Präsenzunterrichts 
und das staatliche Unterlassen hinsichtlich tatsächlicher und rechtlicher Kompensa-
tionsmaßnahmen Bildungschancen nachhaltig beeinträchtigt werden (Lohse, 2021, 
Rn.  16 ff.; vgl. auch BVerfG, Rn.  166 ff.). Konkrete Leistungsansprüche ergeben sich 
dagegen höchstens aus dem Gesetzesrecht im Rahmen des vorhandenen Schulsystems 
und Unterrichtsangebots. Das BVerfG erteilt einem Anspruch auf individuell beste 
Förderung weiterhin eine Absage (Rn. 51 ff.) und schützt damit die staatliche Organi-
sationshoheit.

Das BVerfG bezieht sich demnach auf die Schulbildung als Ganzes (Tenorth, 2022, 
S. 31), einforderbar ist nur ein enger leistungsrechtlicher Kern (Reimer, 2022, S. 233) 
in Extremsituationen, nicht eine bestimmte Gestaltung des Unterrichts. Dies ent-
spricht der bisherigen Rechtsprechung zum elterlichen Erziehungsrecht im Schulver-
hältnis (vgl. HessStGH, NJW 1982, 1381 ff.; Dietze, 1982, S.  1362; Rux, 2018, S.  57, 
Rn. 195). Jedoch geht das für die Persönlichkeitsentwicklung unverzichtbare Mindest-
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maß über die Vermittlung der reinen Kulturtechniken des Elementarunterrichts hin-
aus (so auch Tenorth, 2022, S. 42 ff.), damit das landesverfassungsrechtlich3 formulier-
te Ziel einer Menschenbildung erreicht werden kann. Es umfasst somit Wissens- und 
Wertevermittlung (dazu Lohse, 2015, S. 50 ff.).

Hier lässt sich der Bogen zu den kompetenzorientierten Bildungsstandards schlagen: 
Mit ihrer bundesweiten Einführung sollte im Rahmen der staatlichen Schulhoheit aus 
Art. 7 Abs. 1 GG ein Beitrag zur Qualitätssteigerung des schulischen Unterrichts, aber 
auch zur Stärkung der Chancengleichheit aufgrund von Transparenz und Überprüf-
barkeit des Schulunterrichts geleistet werden (Avenarius, 2005, S. 432). Allerdings sind 
die Bildungsstandards nur ein Aspekt der Konkretisierung der Bildungsziele, sie de-
cken allein überprüfbare, fachbezogene Kompetenzen ab (ebd., S. 424), andere wich-
tige Teile der Persönlichkeitsentfaltung sind in Evaluationen und Leistungstests nicht 
nachprüfbar. Dennoch deuten sie an, was von Seiten der Kultusministerien als unver-
zichtbarer Mindeststandard an Bildungsangeboten erachtet werden könnte: ein an den 
Bildungsstandards orientierter Unterricht, der die Erreichung der Bildungsziele nicht 
unmöglich erscheinen lässt.

3	 Schul(-verwaltungs-)rechtliche Dimension der 
Kompetenzvermittlung durch Bildungsstandards

Seit 2004 werden Bildungsstandards zunehmend in den Schulgesetzen und -ordnun-
gen zu einem Rechtsbegriff und damit aus der erziehungswissenschaftlichen in eine 
schul(-verwaltungs-)rechtliche Dimension überführt. Ausgangspunkt waren die Ar-
beiten der KMK sowie die 2003 veröffentlichte Expertise „Zur Entwicklung natio-
naler Bildungsstandards“ (Klieme et al., 2003, S. 19 ff.), die die deutsche Debatte um 
Steuerungsfunktion und Verhältnis zu Lehrplänen und Curricula maßgeblich prägte. 
Die Einführung der national einheitlichen Bildungsstandards und der standardisier-
ten Testverfahren steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Verwirklichung des 
staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags, da nur auf diese Weise die Einheitlich-
keit des Bildungsprozesses auf einem Mindestniveau und die Vergleichbarkeit der Ab-
schlüsse gewährleistet werden können.

3.1	 Rechtliche Einordnung der Kompetenzvermittlung durch 
Bildungsstandards

Bildungsstandards sollen  – zusammen mit Lehrplänen und Stundentafeln  – die ge-
setzlich vorgegebenen Bildungsziele konkretisieren und eine verbindliche Grundla-
ge für Unterricht und Erziehung zumindest an den staatlichen Schulen sein. Sie ste-
hen damit in direktem Zusammenhang mit Art. 7 Abs. 1 GG und der Ausübung des 
staatlichen Erziehungs- und Bildungsauftrags durch Schulorganisation. Die Rechtsna-
tur der Konkretisierung hängt von den jeweiligen Schulgesetzen ab. Der KMK-Be-

3	 Z. B. Art. 28 BbgVerf; Art. 27 Abs. 1 VerfLSA; Art. 131 Abs. 1 BayVerf.
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schluss, aus dem die länderübergreifenden Bildungsstandards hervorgegangen sind, 
muss in Landesrecht transformiert werden, um dort Geltung zu erlangen (Avenarius, 
2005, S. 427 f.). Dies erfolgt durch Verwaltungsvorschriften bzw. Rechtsverordnungen 
(näher: Kap. 3.2). Regelmäßig werden die Bildungsstandards in die bestehenden Lehr-
pläne integriert (ausführlich Lohse, 2015, S. 209 ff.). Als Vorgaben in Form von Innen-
rechtssätzen stellen Bildungsstandards so verbindliche Anforderungen an das Lehren 
und Lernen in der Schule dar (Klieme et al., 2003, S. 21). Die Bindungswirkung ergibt 
sich aus der Organisationsgewalt der hierarchisch höheren Verwaltungsstelle gegen-
über den nachgeordneten Organisationseinheiten (Schulen, Schulaufsicht, Lehrkräf-
te) bei der Erfüllung des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags durch Schul-
unterricht. Bildungsstandards werden zwar nur als Ergänzung zu den herkömmlichen 
Lehrplänen eingesetzt (KMK, 2005, S. 17), dennoch lässt sich ein Bezug herstellen zur 
Erreichung eines Mindestmaßes an Kompetenzvermittlung durch Schulehalten bzw. 
Unterricht und die Interaktion im Klassenzimmer (Tenorth, 2022, S. 32, 43 f.).

Die Schulgesetze stellen einen Zusammenhang mit den Lehrplänen und Stundenta-
feln sowie dem wissensvermittelnden Schulunterricht her4 – wobei das Verhältnis zwi-
schen diesen Steuerungsinstrumenten unterschiedlich ausgestaltet ist. So sieht Art. 45 
Abs.  1 S.  3 BayEUG die länderübergreifend vereinbarten Bildungsstandards als Teil 
des zu vermittelnden „Wissens und Könnens“ – die Grundlage für die Vermittlung 
sind weiterhin Lehrpläne, Stundentafeln und Richtlinien (vgl. Lindner & Stahl (Lose-
blattsammlung), Art. 45 Anm. 5), während z. B. § 35 SächsSchulG sie zusammen mit 
Lehrplänen und Stundentafeln zur Grundlage für Unterricht und Erziehung macht. 
Teils sind die (Rahmen-)Lehrpläne darauf ausgelegt, die Erreichung der länderüber-
greifenden Bildungsstandards zu garantieren (so z. B. § 10 Abs. 3 BbgSchulG), ähnlich, 
aber differenzierter findet sich dies in §  4 HessSchulG. Jedenfalls wird ihnen damit 
gesetzgeberisch eine entscheidende Bedeutung zur Erfüllung des in Art. 7 Abs. 1 GG 
sowie den Landesverfassungen (vgl. z. B. Art. 131 BayVerf) niedergelegten schulischen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags gegeben. Als kompetenz- und leistungsorientierte 
Vorgabe zur Steuerung des Bildungserwerbs sind sie damit verfassungsrechtlich hin-
terlegt.

§  122 Abs.  1 NSchulG bringt darüber hinaus zum Ausdruck, was auch in den übri-
gen Bundesländern der Organisation des Schulwesens zugrunde liegt: Die Lehrkräfte 
sollen ihre pädagogische Gestaltungsfreiheit so verwirklichen, dass in ihrem Unter-
richt die „fachbezogenen Kompetenzen erworben, die Bildungsstandards erreicht und 
dabei die Interessen der Schülerinnen und Schüler einbezogen werden.“ Dies nimmt 
Bezug auf die vom BVerfG (Rn. 57, 62) betonte Verbindung zwischen hoheitlicher 
Schulorganisation und individueller Entwicklung der Persönlichkeit: Schule muss so 
ausgestaltet sein, dass die Kinder und Jugendlichen bei der Persönlichkeitsentfaltung 
unterstützt werden. Dieser Mindeststandard, der freilich sehr unbestimmt ist, wird 

4	 Nicht alle Gesetze nehmen Bezug auf die Bildungsstandards, vgl. aber § 10 III 3 BbgSchulG; 
§  4 HmbSG; §  4  I HessSchG; §  9  I,  II SchulG M-V; §  122  I  4 NSchG; §  29  I,  II SchulG 
NRW; §  96  III,  IV SchulG RhPf; §  35  I,  II SächsSchulG; §  10  I,  II SchulG LSA; §  126  III 
SchulG SchlHol; § 43 I ThürSchulG.
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durch Art.  2 Abs. 1 i. V. m. Art.  7 Abs.  1 GG garantiert und stellt einen justiziablen 
Anspruch dar.

3.2	 Rechtliche Umsetzung erziehungswissenschaftlicher Annahmen

Nach § 35 Abs. 2 SächsSchulG bestimmen Bildungsstandards, „über welches verbind-
liche Wissen und welche Kompetenzen Schüler zu einem bestimmten Zeitpunkt ver-
fügen müssen“. Dies greift die erziehungswissenschaftliche Definition auf, indem der 
Fokus auf eine messbare Leistungsdimension (Frohn & Heinrich, 2018, S. 67, 69) ge-
legt wird. Hierdurch soll Transparenz hinsichtlich der Leistungserwartungen an Schü-
ler*innen und damit auch hinsichtlich einheitlicher überprüfbarer Unterrichtsinhalte 
geschaffen werden (Avenarius, 2005, S. 425, 428). Die gesetzliche Formulierung lässt 
vermuten, dass es sich um die Festlegung eines „Mindeststandards“ für das jeweili-
ge Leistungsniveau handelt. Dies entspricht aber zumindest nicht dem aus den Erzie-
hungswissenschaften entnommenen Modell, auf das sich die KMK geeinigt hat: Da-
nach beschreiben Bildungsstandards in Form von abschlussbezogenen Regelstandards 
fachbezogene Kompetenzen einschließlich Wissensbeständen, die die Schüler*innen 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt ihres Bildungsgangs erreicht haben sollen. Eben-
so wird ein Bezug hergestellt zu den Kernbereichen eines bestimmten Faches unter 
Beibehaltung pädagogischer Gestaltungsräume, veranschaulicht durch Aufgabenbei-
spiele und Ausrichtung auf Ergebnisse des Lernprozesses. Detaillierte Vorgaben zu 
Wissens- und Fähigkeitsinhalten werden ersetzt durch die präzise Beschreibung der 
zu erwerbenden Kompetenzen (vgl. auch Adamina, 2020, S.  15  f.; Langenfeld, 2007, 
S.  369; Tröhler, 2019, S.  18 ff.). Bildungsstandards sind also zunächst nicht als Min-
dest-, sondern als Regelstandard gedacht, d. h. der Durchschnitt der Schüler*innen hat 
die beschriebenen Kompetenzen zu dem festgelegten Zeitpunkt erreicht (vgl. auch Te-
north, 2022, S. 31). Das schließt jedoch nicht aus, dass rechtlich mit dem garantierten 
Mindeststandard eben gerade das Angebot eines Unterrichts gemeint ist, durch den 
die vorgegebenen Regelstandards erfüllt werden können. In diese Richtung weist z. B. 
§ 10 BSchulG5, wonach Rahmenlehrpläne zur Sicherung bildungsgang- und schulart-
übergreifender Mindeststandards sowie für Leistungsstandards dienen (weitere Bei-
spiele bei Avenarius, 2005, S. 430).

Entscheidend ist außerdem die interne und externe Überprüfbarkeit der Zielerrei-
chung und damit die Einführung eines neuen Systems der Qualitätssicherung und 
-entwicklung (Avenarius, 2005, S.  429; Guckelberger, 2005, S.  753  f.; Lohse, 2015, 
S. 200, 218 ff.; vgl. auch Avenarius & Hanschmann, 2019, S. 270 f.).6 Art. 7 Abs. 1 GG 

5	 „(1) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule wird auf der Grundlage von Rah-
menlehrplänen erfüllt. Die Rahmenlehrpläne für Unterricht und Erziehung bestimmen die 
Grundprinzipien des Lernens sowie die verbindlichen allgemeinen und fachlichen Kompe-
tenzen und Qualifikationsziele. […]

	 (4) Die Rahmenlehrpläne für Unterricht und Erziehung bilden die Grundlage für verbind-
liche Leistungsstandards und Bewertungsgrundsätze sowie zur Sicherung von bildungsgang- 
und schulartenübergreifenden Mindeststandards“ (§ 10 BSchulG).

6	 In den Schulgesetzen wird dies sowohl bezüglich der Outputsteuerung aufgegriffen (vgl. z. B. 
§  10  III  2 BbGSchulG; §  122  I  6 NSchulG; §  35  II SächsSchulG; §  11a SchulG LSA) als 
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wirkt sich in der Weise aus, dass die Lehrpläne gewährleisten müssen, dass die Bil-
dungsstandards erreicht werden können. Sie werden so zu schulaufsichtlich über-
prüfbaren Kontrollmaßstäben für das „Schulehalten“. Der Kompetenzstand soll über 
Evaluationen und standardisierte Testverfahren als Maßstab für einen erfolgreichen 
Bildungsprozess festgestellt werden (KMK, 2010, S.  7; vgl. auch Avenarius & Han-
schmann, 2019, S.  270 ff.). Er ist Grundlage weiterführender Maßnahmen zur Qua-
litätsverbesserung (Müller, 2006, S.  102  f.). Bildungsstandards müssen so durch den 
Gesetzgeber zum Gegenstand der Evaluationen gemacht werden, damit das Recht die 
erziehungswissenschaftliche Steuerungsidee nachvollzieht.

4	 Synthese: Selbstbindung des Staates durch Aufstellung von 
Bildungsstandards?

Führt man nun diese Überlegungen zu einem Recht auf ein Mindestmaß an schu-
lischer Bildung einerseits, und zur Einführung abschluss- und kompetenzbezogener 
Bildungsstandards andererseits zusammen, so könnte sich hieraus die Möglichkeit 
einer Konkretisierung des unbestimmten Begriffs eines Mindestmaßes ergeben (vgl. 
Kap. 4.1). Davon zu trennen ist die Frage, ob sich hieraus auch justiziable Individual-
ansprüche auf das Angebot eines Bildungsstandards verwirklichenden Unterrichts er-
geben (vgl. Kap. 4.2).

4.1	 Herleitung einer Selbstbindung

Der staatliche Bildungs- und Erziehungsauftrag sowie die Beauftragung der Kultusmi-
nisterien mit dem Erlass von Lehrplänen dienen dazu, der Verwaltung Normkonkre-
tisierungsbefugnisse einzuräumen, wobei explizit oder implizit auf die Bildungs- und 
Erziehungsziele der Landesverfassung und/oder des Schulgesetzes verwiesen wird. 
Aus der rechtlichen Betrachtung ergeben sich so Indizien, die dafür sprechen, dass 
sich der Staat selbst verpflichtet hat, bildungsstandardkonformen Unterricht als Min-
destmaß schulischer Bildung zu ermöglichen:

1)	 Rechtlich erfolgt die Umsetzung des Beschlusses der KMK durch Verwaltungsvor-
schriften, die für die Schulen als nicht-rechtsfähige Anstalten und die Lehrkräfte im 
Innenverhältnis verbindliche Vorgaben für den Unterricht machen und so die Schul-
hoheit aus Art. 7 Abs. 1 GG konkretisieren (vgl. Dittmann, 1994, S. 55). Sie werden 
damit als Instrumente zur verbindlichen Steuerung im hierarchisch organisierten 
Binnenbereich der Verwaltung eingesetzt. Manche Schulgesetze formulieren sogar die 
ausdrückliche Pflicht, den Unterricht so zu gestalten, dass die Bildungsstandards er-
reicht werden (z. B. § 122 Abs. 1 S. 6 NSchulG; § 40 Abs. 2 SächsSchulG).

2)	 Die Bildungsstandards sind auch nach ihrer rechtlichen Konzeption nicht bloße in-
haltliche Vorgaben für den Unterricht, sondern ebenso Kontrollmaßstäbe für die ver-

auch bezüglich der Abkehr von Wissensvermittlung hin zu Kompetenzen (vgl. § 10 III Bbg-
SchulG; § 122 I NSchulG).
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waltungsinterne Kontrolle sowie für die Wahrnehmung der Gesamtverantwortung für 
den Unterricht. Bildungsstandards begreifen den jeweils zu erreichenden Kompetenz-
stand als Maßstab für einen erfolgreichen Bildungsprozess (KMK, 2010, S. 7) und sol-
len damit Grundlage für fachaufsichtliche Maßnahmen, z. B. in Form von Zielverein-
barungen oder Beratung, sowie im Rahmen der Schulprogrammarbeit sein (Müller, 
2006, S.  102  f.). Hierdurch verfügt die Schulaufsicht gegenüber den Schulen, sowie 
die Schulleitungen gegenüber den einzelnen Lehrkräften sowohl über Beanstandungs- 
und Weisungs-, zum Teil auch Eingriffsrechte als auch über tatsächliche Kontrollin-
strumente (ausführlich Lohse, 2015, S.  205 ff., 278 ff.; vgl. auch Hanschmann, 2017, 
S. 325 ff.).

Beispielhaft lässt sich diese verwaltungsinterne Kontrolle zur Gewährleistung des Bil-
dungsauftrags aus dem in §§  4 Abs.  2 und 92 ff. HessSchulG errichteten System aus 
Kerncurricula mit verbindlichen Bildungsstandards, Bildungsstandards als Grundlage 
interner und externer Evaluation und weiteren schulaufsichtlichen Maßnahmen er-
kennen.7 Dies zeigt zunächst auf tatsächlicher Ebene, dass den dort benannten Kom-
petenzen von Seiten der Schulverwaltung eine entscheidende Rolle bei der Erfüllung 
der Anforderungen der Gewährleistungsverantwortung des Staates aus Art. 7 Abs. 1, 
Art. 2 Abs. 1 GG sowie der jeweiligen landes- und völkerrechtlichen Bildungsziele zu-
gemessen wird. Diese sind nach der Konzeption der Landesschulgesetze (Lohse, 2015, 
S. 84 ff.) für die schulaufsichtliche Sicherung eines qualitativ hochwertigen Unterrichts 
relevant. Dies gilt auch dort, wo sie als Richtlinien für innerschulische Rechtserzeu-
gungsakte, v. a. Schulprogramme, fungieren: Auch hier ist es der Schulaufsicht mög-
lich, Schulprogramme anhand dieses Maßstabs auf effektive Zielerreichung zu kont-
rollieren (vgl. auch Avenarius, 2008, S. 132). Bildungsstandards dienen darüber hinaus 
als Qualitätsmaßstäbe im Rahmen der externen ebenso wie der schulinternen Evalua-
tion und bestimmen die Anforderungen zentralisierter Abschlussprüfungen und stan-
dardisierter landes- oder bundesweiter Testverfahren zur Qualitätsüberprüfung und 
-sicherung. 

3)	 Aus verwaltungsrechtlicher Sicht wird diskutiert, ob aufgrund der Rechtsnatur der 
Lehrpläne und Bildungsstandards als atypische Verwaltungsvorschriften die Mög-
lichkeit oder sogar der Pflicht der Gerichte besteht, diese als Kontrollmaßstab für das 
Schulverwaltungshandeln heranzuziehen. Dies würde dem Einzelnen ermöglichen, 
gegen abweichende Unterrichtsgestaltung, die das Erreichen der Bildungsziele oder 
die Erlangung der Kompetenzen unmöglich macht, z. B. im Wege einer Feststellungs-
klage gerichtlich vorzugehen.

	      Verwaltungsvorschriften erzeugen im Regelfall anders als Rechtsverordnungen kein 
allgemeinverbindliches Recht; allerdings gibt es in der Literatur und Rechtsprechung 
Ansätze dafür, eine allgemeine oder gestufte Bindungswirkung von bestimmten Arten 
von Verwaltungsvorschriften zu begründen (z. B. Axer, 2000, S. 182 f.; Saurer, 2006, 
S. 249). Die verwendeten Begründungsansätze lassen sich in Teilen auf leistungsbe-
zogene Bildungsstandards übertragen und wirken sich auf die Annahme einer au-
ßenwirksamen Verbindlichkeit eines Mindestmaßes durch Bildungsstandards aus (so 

7	 Ähnlich bis zum 01.08.2018 §  35 i. V. m. §  59a SächsSchulG Sachs; §  11a  I  Nr.  2 i. V. m. 
§ 83 I Nr. 9 SchulG LSA.
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schon, ohne Begründung, Niebes et al., 2004, § 59a, Rn. 2). Selbst wenn man die Ein-
ordnung als normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften (so Nebel, 2011, S. 208) 
ablehnt (näher: Lohse, 2015, S. 222 ff.), ist doch die gesetzgeberische Intention einer 
verbindlichen abstrakt-generellen Konkretisierung der gesetzlichen Bildungs- und Er-
ziehungsziele und der fachkundigen Programmierung des Bildungsprozesses bei der 
Ausfüllung finaler Bestimmungen festzustellen. Bildungsstandards beinhalten zwar 
kaum nach juristischer Methode auslegbare Rechtssätze, jedoch pädagogisch fun-
dierte Anleitungen für den Unterricht, die die Kompetenzen (z. B. „eigene Gedanken 
für andere verständlich darstellen“)8 und die zur Vermittlung einsetzbaren Unterricht-
methoden (z. B. „Anleitungen entwerfen“9) beschreiben. Sie sind gerade keine Regel-
vermutung, von der im atypischen Fall abgewichen werden kann, ihnen kommt eben 
nicht nur eine relative Bindungswirkung zu (zu dieser: BVerwG, NVwZ 2005, 603; 
Saurer, 2006, S. 259 f.; in Bezug auf Bildungsstandards vgl. auch Guckelberger, 2005, 
S. 754). Historisch werden zumindest Lehrpläne teils als atypische Verwaltungsvor-
schriften mit allen Charakteristika eines Außenrechtssatzes behandelt (hierzu: Koch, 
2000, S. 371). Eine faktische Außenwirkung besteht schon deshalb, weil die Lehrpläne 
das Verhalten der Schule gegenüber den Schüler*innen determinieren. Eine rechtliche 
Außenwirkung lässt sich dagegen selbst dann schwer begründen, wenn das Schulge-
setz eine Verpflichtung auf die Erreichung der Bildungsziele und eine Pflicht zur ak-
tiven Teilnahme am Unterricht formuliert (Lohse, 2015, S. 227 f.). Jedenfalls werden 
Lehrpläne und Bildungsstandards in der spärlichen verwaltungsgerichtlichen Praxis 
wegen ihrer „grundrechtskonkretisierenden Wirkung“ weitgehend als Außenrechts-
sätze behandelt (Runck et al., 2004, S.  120; VG Ansbach, Beschl. v. 30.7.2009, Az.: 
AN 2 K 08.02285; VGH Baden-Württemberg, DVBl. 1961, 523;), u. a. um festzustel-
len, ob die Verpflichtungen aus den Schulgesetzen eingehalten wurden (Forkel, 2010, 
S. 283; ausführlich; Lohse, 2015, S. 229 f.).

4)	 Das BVerfG führt selbst die Schulbesuchspflicht als Argument an (Rn. 62), allerdings 
nur, um zu begründen, dass sie Schüler*innen ihr Grundrecht auf Bildung im Un-
terricht wahrnehmen. Durch die Schulpflicht sind diese den jeweils im Rahmen des 
Art. 7 Abs. 1 GG gewählten Unterrichtsgestaltungen zur „bestmöglichen Verwirkli-
chung der Persönlichkeitsentwicklung“ ausgesetzt. Die Bildungsstandards führen so 
zu veränderten Anforderungen durch neue Lehr- und Lernformen, die als Eingriff in 
Art. 2 Abs. 1 GG verstanden werden können (Guckelberger, 2005, S. 753). Gleichzeitig 
formulieren einzelne Schulgesetze auch eine unmittelbare Pflicht der Schüler*innen 
zur aktiven Unterrichtsteilnahme und binden diese an die Vorgaben, „die dazu be-
stimmt sind, das Bildungs- und Erziehungsziel der Schule zu erreichen“ (§ 46 Abs. 2 
S 3 BSchulG). Es ergibt sich eine formale Pflicht, im Unterricht und in der häuslichen 
Vorbereitung ein Verhalten an den Tag zu legen, durch das ein Bildungserwerb im 
Rahmen der persönlichen Fähigkeiten zu erwarten ist.

Die angeführten Punkte sprechen für eine Selbstverpflichtung des Staates bei der 
Wahrnehmung des Bildungs- und Erziehungsauftrags – durch die gestufte Festlegung 

8	 Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-Pfalz, 
Lehrplan Deutsch (Klassen 5–9/10), 1998, S. 17.

9	 Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-Pfalz, 
Lehrplan Deutsch (Klassen 5–9/10), 1998, S. 21.
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von gesetzlichen Bildungszielen und ihre zumindest faktisch außenwirksame exekutive 
Konkretisierung. Er bringt damit zum Ausdruck, dass dieses Angebot an schulischer 
Bildung für essenziell erachtet wird, um dem Individuum die von der Verfassung an-
gedachte staatliche Hilfe zur Persönlichkeitsentwicklung durch Bildung zukommen 
zu lassen. Art.  7 Abs.  1 GG verlangt nicht nur durch einheitliche Bildungsziele die 
Grundlagen für chancengleichen Bildungserwerb zu legen, das einfachgesetzliche Sys-
tem verpflichtet vielmehr die Lehrkräfte, die Bildungsstandards als Teil des staatlichen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags zu verwirklichen.

4.2	 Anspruch auf Verwirklichung der Bildungsstandards?

Verwaltungsgerichtlich waren bisher die individuellen Kontrollmöglichkeiten hin-
sichtlich der Qualität der schulischen Bildung bzw. der Einhaltung von Lehrplänen 
und Bildungsstandards nicht stark ausgebaut. Aus Verwaltungsvorschriften lassen 
sich, anders als aus drittschützenden Außenrechtssätzen,10 nicht unmittelbar Ansprü-
che auf bildungsstandardkonformen Unterricht ableiten (Forkel, 2010, S. 283).

Prüfungsordnungen verweisen insbesondere für zentrale Abschlussprüfungen auf 
Lehrpläne und Bildungsstandards und bestimmen so das abprüfbare Wissen. In Prü-
fungsanfechtungen werden diese so zum Maßstab für die Überprüfung der Rechtmä-
ßigkeit von Prüfungsaufgaben (z. B. OVG Bautzen, Urt. v. 18.8.2010, Az. 2 A 142/09) 
wie auch der Vorbereitung auf die Prüfung im Unterricht. Eine Missachtung kann ei-
nen Eingriff in Art. 12 oder Art. 3 GG des Prüflings darstellen, die ohne Rechtferti-
gung zur Rechtswidrigkeit der konkreten Prüfung führt (Lohse, 2015, S. 234 ff.).

Ein darüberhinausgehendes subjektives Recht auf lehrplangemäßen Unterricht wurde 
jedoch bisher abgelehnt, da es den objektivrechtlichen Konkretisierungen des staat-
lichen Bildungs- und Erziehungsauftrags an einer individuellen Schutzrichtung fehlt. 
Hieran hat sich auch durch die aktuelle Rechtsprechung des BVerfG nichts geändert: 
das Recht auf Bildung ermöglicht den Zugang zum bestehenden staatlichen Bildungs-
angebot und abstrakt ein Mindestqualitätsniveau. Aus der Festlegung von Bildungszie-
len und deren Konkretisierung ergibt sich kein subjektives Recht auf Erfüllung dieser 
Pflichten im Einzelfall (a. A. Forkel, 2010, S. 284).

Offen ist jedoch, ob nicht ausnahmsweise aus dem Recht auf Bildung das Angebot 
eines Schulunterrichts gefordert werden kann, der dem*der Einzelnen die Erlan-
gung der in den Bildungsstandards konkretisierten Kompetenzen zumindest möglich 
macht. Im Bundesnotbremse-II-Beschluss verfolgt das BVerfG im Einklang mit der 
klassischen Grundrechtsdogmatik die Linie, dass das nur der Fall ist, wenn gar kein 
Präsenzunterricht angeboten wird oder für die konkrete Person das Angebot aufgrund 
staatlicher Maßnahmen nicht zugänglich ist (Rn. 51 ff.). Hier realisiert sich die ab-

10	 Vorschriften in Gesetzen, Rechtsverordnungen, Satzungen, ausnahmsweise auch unmittelbar 
dem Grundgesetz, die explizit oder implizit einen individuellen Anspruch auf eine staatliche 
Leistung oder ein staatliches Handeln/Unterlassen begründen.
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wehrrechtliche Dimension der Grundrechte.11 Der Staat muss einen solchen Eingriff 
rechtfertigen können (vgl. auch Reimer, 2022, S. 237), was zumindest unter Pandemie-
bedingungen auch dann gelingen soll, wenn der gewählte Kompensationsmodus vorü-
bergehend zu Verschlechterungen von chancengleicher Bildung führt (hierzu Guckel-
berger, 2022, S. 402 f.; Lohse, 2022, S. 408 ff.).

Ebenso wenig kann aus dem Mindeststandard ein Individualanspruch auf bestmögli-
che begabungsgerechte Schulbildung und Förderung abgeleitet werden. Die Tatsache, 
dass im staatlichen Schulsystem immer ein Ausgleich verschiedenster Grundrechts-
positionen erfolgen muss, erlaubt dem Staat bei der Konkretisierung der Bildungszie-
le zu pauschalieren und lässt individuelle Leistungsansprüche in der Schulgestaltung 
schon wegen des Koordinations- und Kompromissbedarfs unmöglich erscheinen (so 
auch Beaucamp, 2022, S. 642 f.; Reimer, 2021, S. 364 f., 2022, S. 233, 237; zur generel-
len Einordnung vgl. auch Avenarius, 2009, S. 26; Rux, 2018, S. 57 f.).

Dennoch lässt sich verwaltungsrechtlich nicht nur begründen, dass Bildungsstandards 
verbindliche Maßstäbe für das Ergebnis schulischer Bildungsprozesse sein sollen, son-
dern auch, dass diese grundrechtskonkretisierend im Rahmen von Art. 2 Abs. 1 GG 
ausdrücken, was der Staat zur Erfüllung seiner Pflicht gegenüber dem Einzelnen für 
das Mindestmaß an chancengleicher Bildung für notwendig erachtet (so implizit VG 
Ansbach, Beschl. v. 30.07.2009, Az.: AN  K  08.02285 u. a., Rn. 3 und 6). Dies kann 
im Einzelfall wegen der Selbstbindung des Staates in Verwaltungsvorschriften und ge-
setzlichen Vorgaben zu einer Verletzung des Grundrechts führen, die dann auch ver-
waltungsgerichtlich einklagbar sein muss (so schon Lohse, 2015, S.  235  f.). Ein Bei-
spiel für eine solche erhebliche Unterschreitung der Bildungsstandards wäre, dass 
die jeweiligen Kompetenzen aufgrund von Unterrichtsausfällen nicht mehr erreicht 
werden können. Dies ergibt sich aus dem Zusammenhang mit der Schulpflicht: die 
durch Schulpflicht zum Besuch des konkreten Unterrichts verpflichteten Schüler*in-
nen können nicht auf die Möglichkeit der häuslichen Vorbereitung zur Kompensati-
on der Nichtbeachtung des staatlichen Bildungsauftrags aus Art. 7 Abs. 1 GG verwie-
sen werden (vgl. Niehues & Fischer, 2010, S. 144; VG Ansbach, Beschl. v. 30.07.2009, 
Az.: AN  2  K  08.02285 u. a., Rn. 6.). Die oben erwähnten Vorbehalte des Möglichen 
lassen sich in dieser abwehrrechtlichen Konstellation unproblematisch im Rahmen 
der Rechtfertigung verorten, und zwar immer dann, wenn der Staat aus tatsächlichen 
Gründen nicht für die Erfüllung der Bildungsziele im Unterricht sorgen kann (Gu-
ckelberger, 2022, S. 390 f.; Lohse, 2022, S. 417 f.; Tenorth, 2022, S. 36). Diese Rechtfer-
tigungsmöglichkeit kann allerdings nicht für das durch die Bildungsstandards konkre-
tisierte Mindestmaß an Schulbildung gelten: Hier muss sichergestellt sein, dass durch 
das staatliche Schulehalten die dort definierten Kompetenzen regelmäßig erworben 
werden können.

11	 Die abwehrrechtliche Dimension der Grundrechte (auch „status negativus“) verlangt, dass 
der Staat jeden Eingriff (jede Beeinträchtigung oder Versagung) des Grundrechts rechtferti-
gen können muss. Eine Rechtfertigung kann nur gelingen, wenn die Grundrechtsbeschrän-
kung einem legitimen Zweck dient und verhältnismäßig ist.
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5	 Fazit

Das BVerfG hat deutlich gemacht, dass Schüler*innen keine Objekte eines staatlichen 
Bildungsprozesses sind (so auch Forkel, 2010, S. 283), sondern diesen aus den Grund-
rechten eine individuelle Stellung zukommen muss. Insofern ist die ausdrückliche 
Verpflichtung des Staates auf ein im Einzelfall justiziables Recht auf ein Mindestmaß 
schulischer Bildung begrüßenswert. Dieses muss jenseits des Pandemiekontexts ausge-
legt und konkretisiert werden (so auch Guckelberger, 2022, S. 402).

Die bundesweit einheitlichen Bildungsstandards bilden einen möglichen Ansatzpunkt 
hierfür: zum einen sind sie von staatlicher Seite als verpflichtende Vorgaben für ei-
nen Schulunterricht ausgestaltet, der dem Individuum die Persönlichkeitsentfaltung 
über die Entwicklung von Kompetenzen ermöglichen soll; zum anderen greift der 
Staat durch die leistungsbezogenen Bildungsstandards in den autonomen Selbstbil-
dungsvorgang der Kinder und Jugendlichen mit der Rechtfertigung ein, ihnen damit 
erst Grundrechtsausübung zu ermöglichen. Es wäre zu begrüßen, wenn die begründ-
bare Selbstbindung des Staates an die zu vermittelnden Kompetenzen so auch Ein-
gang in den Mindeststandard chancengleicher Bildung fände. Das heißt nicht, dass 
jede Abweichung von Lehrplänen oder Bildungsstandards justiziabel ist, aber, dass 
verwaltungsrechtlicher Rechtschutz auch jenseits der Pandemie bei andauernden sys-
temischen Mängeln des Schulehaltens, die die Verwirklichung der Bildungsstandards 
unmöglich erscheinen lassen, nicht mehr undenkbar sein muss.
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Recht auf schulische Bildung – vade!

Zusammenfassung
Mit der im November 2021 erfolgten erstmaligen Anerkennung eines Rechts auf schuli-
sche Bildung auf Grundgesetzebene im Kontext des Bundesnotbremse-II-Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts ist nicht mehr nur die Rechtswissenschaft, sondern sind auch 
Erziehungs- und Bildungswissenschaften sowie empirische Bildungsforschung aufgefor-
dert, sich der Diskussion um Form, Inhalt, Aussage, Reichweite und Grenzen dieses neu-
en Grundrechts – kurz: dessen Konkretisierung – zu stellen. Dies steht insbesondere auf 
erziehungs- und bildungswissenschaftlicher Seite noch aus. Der Beitrag zielt daher auf 
eine Standortbestimmung des erziehungs- und bildungswissenschaftlichen Fachdiskurses 
mit Blick auf das neue Bildungsgrundrecht und fragt unter Rückgriff auf den aktuellen 
Forschungs- und Datenbestand: Wie ist ein Mindeststandard schulischer Bildung inhalt-
lich zu konkretisieren?
Schlüsselwörter: Recht auf Bildung; Mindeststandard; Bildungsrecht; Bildungsminimum; 
Bundesverfassungsgericht

Right to School Education – Vade!

Abstract
With the recognition of a right to school education at constitutional law level in Novem-
ber 2021 in the context of the Federal Constitutional Court’s decision “Bundesnotbrem-
se-II”, it is no longer only legal, but also educational science and empirical educational 
research that are called upon to engage in the discussion about the form, content, state-
ment, scope and limits of this new right – in short, its concretization. This has yet to take 
place, particularly in the educational sciences. This article therefore aims to take stock of 
the educational science discourse with regard to the new right to education and, drawing 
on current research and data, asks: How can a minimum standard of school education 
be concretized in terms of content?
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1	 Bundesnotbremse II – ein Auftrag

Der Bundesnotbremse-II-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) markiert, 
dahingehend ist sich die juristische Fachcommunity einig, eine Zäsur im Bildungsver-
fassungsrecht (Degenhart, 2022; Herrmann, 2022; Wrase, 2021): Erstmals wird seitens 
des BVerfG ein Recht auf schulische Bildung auf Grundgesetzebene anerkannt. Dass 
der Beschluss nicht nur die Jurisprudenz, sondern auch Erziehungs- und Bildungs-
wissenschaften sowie empirische Bildungsforschung wesentlich betrifft, scheint mehr 
als zwei Jahre nach der Entscheidung am 19.  November  2021 (1  BvR - 971/21 u. a., 
NJW 2022, 167) jedoch noch nicht in der Breite der erziehungs- und bildungswis-
senschaftlichen Disziplin angekommen zu sein (Ausnahme: z. B. Tenorth, 2022). Dies 
verwundert insofern, als mit der erstmaligen Anerkennung eines Rechts auf schuli-
sche Bildung auf Grundgesetzebene eine Leerstelle gefüllt wurde, die bis dahin häu-
fig von Rechtswissenschaftler*innen (z. B. Langenfeld & Lehner, 2022), aber auch Er-
ziehungs- und Bildungswissenschaftler*innen (z. B. Brügelmann et al., 2021) moniert 
wurde. Mehr noch: Mit der höchstrichterlichen Forderung nach „der Einhaltung eines 
[…] unverzichtbaren Mindeststandards schulischer Bildung“ (Leitsatz 2a) als Gewähr-
leistungsdimension wird staatlichem Handeln in Fragen schulischer Bildung eine Un-
tergrenze gesetzt, bei deren Unterschreitung Schüler*innen, als Träger*innen dieses 
Grundrechts, einen justiziablen Leistungsanspruch haben. Das heißt konkret: Schü-
ler*innen bzw. deren rechtliche Vertretungspersonen können den Staat auf Einhaltung 
des Mindeststandards verklagen. Eine entsprechende Zunahme von verwaltungsge-
richtlichen Klagen ist in den kommenden Jahren nicht auszuschließen. Da besagter 
Mindeststandard schulischer Bildung seitens des Gerichts jedoch in inhaltlicher Hin-
sicht unkonkretisiert bleibt, sind nun – auch darin ist sich die juristische Fachcommu-
nity einig – insbesondere erziehungs- und bildungswissenschaftliche Disziplinen dazu 
aufgefordert, sich mit einer Frage auseinanderzusetzen, die Jurist*innen alleine nicht 
beantworten können: Wie lässt sich auf Grundlage des aktuellen Forschungsstandes 
und Diskurses ausloten, wann ein Mindeststandard schulischer Bildung eingehalten 
wurde, und wann nicht?

Dieser Frage widmet sich der nachfolgende Diskussionsbeitrag notwendigerweise ex-
emplarisch und kursorisch. Dabei ist es nicht Ziel, eindeutige Antworten zu finden, 
sondern vielmehr, den Diskurs anzustoßen, welchen Beitrag die Bildungs- und Er-
ziehungswissenschaft (nicht) leisten kann, um das verfassungsrechtliche Konzept des 
Mindeststandards fachlich mit Inhalt zu füllen und damit eine empirisch fundierte 
Grundlage für die letztendlich normativ zu fällende Entscheidung zu liefern, ab wann 
ein Mindeststandard (nicht mehr) erfüllt ist. Hierzu gilt es zunächst, die relevanten 
rechtlichen Sachverhalte darzustellen bzw. zu klären, wie der Konkretisierungsauftrag 
aus rechtlicher Sicht einzuordnen ist.



Recht auf schulische Bildung – vade!

87DDS, 116. Jg., 1(2024)Diskussion zum Schwerpunktthema

2	 Staatliches Vollrecht und staatliche Pflicht

In der staatlichen Schulhoheit (Art.  7  Abs.  1  GG) werden laut herrschender Rechts-
meinung die umfassenden Befugnisse des Staates zur Planung und Organisation eines 
Schulwesens verortet, „das allen jungen Bürgern gemäß ihren Fähigkeiten die dem 
heutigen gesellschaftlichen Leben entsprechenden Bildungsmöglichkeiten eröffnet“ 
(ständige Rechtsprechung). Mit diesem „Vollrecht über die Schule“ (Kloepfer, 2010, 
S. 424) hat der Staat auch die Pflicht, ein entsprechendes leistungsfähiges Schulsystem 
bereitzustellen (Badura, 2018, S.  273; Pieroth, 1994). Der Staat  – bzw. aufgrund der 
Länderhoheit in Bildungsfragen die Länder – hatten und haben dabei sehr weitgehen-
de Entscheidungsspielräume (Schmidt, 2020, S. 356). Entsprechend wurden Leistungs-
ansprüche der Schüler*innen – oder der Sorgeberechtigten – auf bestimmte Bildungs-
angebote (etwa eines Unterrichtsfaches) einhellig verneint (vgl. statt vieler Badura, 
2018, S. 221).

Mit dem Bundesnotbremse-II-Beschluss wird dieser Spielraum dahingehend gefasst, 
dass eine Untergrenze für staatliches Handeln vorgegeben wird, die nur in Ausnahme-
fällen unterschritten werden darf und die ansonsten – bemerkenswerter Weise – grds. 
vorbehaltslos gewährt wird. Dem Leistungsanspruch, so heißt es in dem Beschluss, 
könne

„weder der  – bei einem Unterschreiten des Mindeststandards schulischer Bil-
dungsleistungen ohnehin verfehlte – Auftrag aus Art. 7 Abs. 1 GG zur freien Ge-
staltung von Schule noch die staatliche Entscheidungsfreiheit bei der Verwen-
dung knapper öffentlicher Mittel entgegengehalten werden“ (Rn. 57).

Nichtsdestotrotz steht der Beschluss im Einklang mit bisheriger Rechtsprechung, 
wenn relativierend angemerkt wird, dass jenseits dieser Untergrenze nach wie vor 
„kein Anspruch auf eine bestimmte Gestaltung staatlicher Schulen“ (Leitsatz 2a) be-
stünde.

Worum handelt es sich also bei dem vom Bundesverfassungsgericht konturierten 
Mindeststandard schulischer Bildungsangebote?

3	 Mindeststandard schulischer Bildungsangebote?

Aufgrund der Homonymie des verwendeten Terminus Mindeststandard (Singular) 
zum aus der Kompetenzdebatte bekannten Konzept der Mindeststandards (Plural; 
Klieme et al., 2003) darf man nicht dem Fehlschluss unterliegen, das Gericht verweise 
auf kompetenzorientierte Minimalstandards oder „basale Kompetenzen“ (Köller et al., 
2022), die seitens der Lernenden zu erwerben bzw. zu erreichen sind. Die Beschluss-
argumentation – insbesondere die Rückführung des Bildungsgrundrechts auf das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht (vgl. Hugo et al., in diesem Band), die Verwendung der 
Singularform und der Zusatz „schulische […] Bildungsangebote“ – verweist darauf, 
dass sich das Gericht auf ein wie auch immer zu konkretisierendes Minimum schu-
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lischer Bildungsangebote und nicht auf schüler*innenseitig vorhandene Kompetenzen 
bezieht.1

Zu klären bleibt damit, wann in qualitativer wie quantitativer Hinsicht ein systemati-
sches Unterschreiten angebotsseitiger schulischer minimaler Bildungsmaßnahmen vor-
liegt – eine Frage, die inhaltlich letztlich nur von der erziehungs- und bildungswissen-
schaftlichen Fachcommunity beantwortet werden kann (Tenorth, 2022). 

4	 Empirische „Anforderungen“ an einen Mindeststandard

Die Ausgestaltung, Qualität und Wirkung von Bildungsangeboten stellen für die erzie-
hungs- und bildungswissenschaftliche Fachcommunity seit Langem vertraute Themen 
dar  – neu ist allerdings die Reflexion des hierauf bezogenen aktuellen Forschungs- 
und Literaturstands mit Blick auf dessen gerichtliche Verwertbarkeit. Ein erster wich-
tiger Schritt auf dem Weg zur Konkretisierung des schulischen Mindeststandards im 
Sinne des Bildungsgrundrechts ist entsprechend, den aktuellen Forschungs- und Da-
tenbestand, auf den sich Gerichte in ihren argumentativen Abwägungsprozessen stüt-
zen könnten, zu sichten und zu sichern.

Der Fokus der nachfolgenden Zusammenschau liegt dabei auf empirischen For-
schungsbefunden. Daneben bedarf es aufgrund der Unschärfe des Begriffs auch einer 
theoretischen Auseinandersetzung mit der Frage, was unter das Mindestmaß schuli-
scher Bildung fallen kann (z. B. auf Grundlage von gerechtigkeitstheoretischen Grund-
annahmen), die allerdings in diesem Beitrag nicht im Fokus steht. Ziel ist vielmehr, 
den ersten Schritt einer Diskussion zu gehen und empirische Evidenzen systemati-
sierend zusammenzutragen, die auf ein strukturelles Unterschreiten der folgenden 
Standards hindeuten: sozialräumlicher, Ausstattungs-, Personal- sowie curricularer und 
Qualitätsstandard. Dabei ist zu beachten, dass empirische Bildungsforschung grund-
sätzlich vor der strukturellen Herausforderung lückenhafter Daten steht (Sendzik et 
al., 2023).

4.1	 Sozialräumlicher Standard

Sozialräumliche Standards betreffen Kriterien, die mit der Allokation von Schulen 
im geografischen Raum und zugleich mit der Erreichbarkeit bzw. Anwählbarkeit der 
Schulen durch die Schüler*innen und ihre Sorgeberechtigten, aber auch durch die 
Lehrkräfte (vgl. Kap.  4.3) verbunden sind. Hierzu zählt zunächst die regionale Ver-
teilung von Schulen bzw. Schulformen. Empirische Befunde deuten insbesondere in 
ländlichen Räumen auf eine geringere und in Teilen unzureichende Abdeckung mit 
bspw. Sekundarschulformen hin, die zur Hochschulzugangsberechtigung führen (Hel-

1	 Eva Julia Lohse (in diesem Band) argumentiert jedoch damit, dass mit der KMK-seitigen 
Festlegung von Leistungsstandards die Verwaltung eine Selbstbindung eingeht, d. h. eine Art 
eigenen Mindeststandard setzt, der, sofern die Schüler*innen die Kompetenzziele nicht er-
reichen, unterschritten wird.
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big et al., 2019). Weitere Befunde verweisen darauf, dass öffentliche (sprich: kosten-
lose) Schulangebote in angemessener Entfernung vom Wohnort und in Abhängigkeit 
vom Alter der Schüler*innen nicht flächendeckend verfügbar sind. So gibt es in dünn 
besiedelten Bereichen Kommunen mit ausschließlich Privatschulangeboten (Autor:in-
nengruppe Bildungsberichterstattung, 2022, S. 59; Helbig et al., 2019).

Insgesamt lässt sich eine ungleiche Verteilung von Schüler*innen nach der Primarstufe 
auf die einzelnen Schularten in Abhängigkeit von deren sozioökonomischem Hinter-
grund nachweisen (Maaz et al., 2010). Die beschriebenen Tendenzen werden auch als 
„Verräumlichung sozialer Ungleichheit“ (Fölker et al., 2015) bezeichnet, um zum Aus-
druck zu bringen, dass Standards v. a. an Schulen in ländlichen Regionen und sozial 
benachteiligten Lagen unterschritten werden. Aber auch in urbanen Kontexten zeigen 
sich bisweilen starke Segregationstendenzen, die zu völlig unterschiedlichen Lern- und 
Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen je nach sozialer Herkunft innerhalb ei-
ner Stadt führen können (Helbig & Salomon, 2021) und oftmals mit entsprechend ein-
geschränkter inhaltlicher Angebotsvielfalt einhergehen (Bremm, 2019). Zudem weisen 
jüngste Arbeiten auf regional homogenisierende Tendenzen der Schüler*innenzusam-
mensetzung hin, bspw. infolge der Zuschneidung von Schulsprengeln im Primarbe-
reich (Helbig, 2023) oder bei Aufgabe des Sprengelprinzips (Groos, 2015).

Die Möglichkeit des Schulbesuchs hängt schließlich von der Infrastruktur der Schul-
wegbeförderung ab: Es wurde gezeigt, dass für einige Schüler*innen der Besuch be-
stimmter Schulen faktisch unmöglich ist, da diese nicht erreichbar sind (Neumeier, 
2018). 

4.2	 Ausstattungsstandard

Mit Ausstattungsstandard wird auf instrumentelle, physisch vorhandene Standards re-
kurriert, die Lehren und Lernen an Schulen modulieren. Der Fokus wird nachfolgend 
auf das Schulgebäude und – im digitalen Zeitalter – die Medienausstattung gelegt.

Bezüglich der Schulgebäude herrscht seit Jahren ein Investitionsstau (aktuell: 
47,4  Mrd.  €; KfW, 2023), der innovativem und qualitativ hochwertigem Unterricht 
entgegenwirken kann. Aufgrund sozialräumlich segregierter Verteilungen von Über-
schuldungslagen im kommunalen Bereich kann dies ferner zur (Re-)Produktion so-
zialräumlicher Ungleichheit im Bildungsbereich beitragen (Racherbäumer & Bremm, 
2021).

Die ICILS-Studie hat zu Tage gefördert, dass deutsche Schulen nur über eine unzu-
reichende Medienausstattung verfügen (Eickelmann et al., 2019). Damit befindet sich 
Deutschland im internationalen Vergleich durchgehend unter dem Durchschnitt der 
OECD. Insbesondere beim Breitbandausbau rangiert Deutschland mit einem Anteil 
von lediglich 31  Prozent der Schulen mit zuverlässigem Internetanschluss auf Platz 
69 von 77 untersuchten Ländern. Vergleichbares gilt für die Ausstattung mit digitalen 
Endgeräten.
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4.3	 Personalstandard

Der Personalstandard verweist auf die quantitative Verfügbarkeit pädagogischen Per-
sonals zur Abdeckung des nötigen Unterrichts einerseits und auf die Qualität seiner 
pädagogischen Professionalisierung andererseits.

Ein aktuelles Indiz für ein Unterschreiten dieses Standards stellt der Lehrkräftemangel 
dar, für den etwa für das Jahr 2025 unterschiedliche Szenarien prognostiziert werden 
(Köller et al., 2023): von einem Negativsaldo an 25.000 fehlenden Lehrkräften (KMK, 
2022), über 40.000 (Klemm & Zorn, 2022) bis hin zu 70.000 (Geis-Thöne, 2022). Ei-
nigkeit besteht hingegen bzgl. der problematischen Auswirkungen des prognostizier-
ten Mangels auf Quantität und Qualität von Schule und Unterricht (vgl. Kap. 4.5). Mit 
Blick auf die Abhängigkeit dieser Zahlen und Prognosen von dem der Berechnung 
zugrunde liegenden Modell bedarf es auch einer Diskussion um Kriterien der Per-
sonal- und Ressourcenzuweisung. So gibt es bspw. bereits einige Bundesländer (z. B. 
HH, NW), in denen Personal – und auch sonstige Ressourcen – sozialindexbasiert zu-
gewiesen werden.

Die Kehrseite des Personalmangels sind die unzureichende Unterrichtsabdeckung bzw. 
der Unterrichtsausfall und Vertretungsunterricht als deren Folge: Hierzu gibt es bun-
desweit bislang keine einheitliche Maximalgrenze. Die Gerichte haben mehrfach fest-
gestellt, dass Schüler*innen und ihre Eltern keinen rechtlichen Anspruch darauf ha-
ben, dass der im Lehrplan vorgesehene Unterricht in vollem Umfang gewährleistet 
oder ausgefallener Unterricht nachgeholt wird (z. B. jüngst OVG Thüringen, Beschluss 
vom 30.01.2023, 4 EO 614/22). Neben diesen Einzelfällen stehen aktuelle Befunde, die 
auf ein flächendeckendes Unterschreiten der quantitativen Unterrichtserfordernisse 
hindeuten: So zeigt eine bundesweite repräsentative Studie, dass ca. zehn Prozent der 
Unterrichtsstunden entweder ausfallen oder vertreten werden (Hamann et al., 2018), 
wobei Schüler*innen aus armen Familien überdurchschnittlich häufig betroffen sind 
(ebd.; vgl. auch Helbig & Nikolai, 2019). In Sachsen-Anhalt wurde angesichts des mas-
siven Lehrkräftemangels an einigen Standorten die Vier-Tage-Woche eingeführt (Pö-
schel, 2023).

Auch wenn die Datenlage zu Führungspersonal an Schulen insgesamt lückenhaft 
ist, weisen erste Untersuchungen in quantitativer Hinsicht zudem einen strukturel-
len Mangel an Führungskräften und eine hohe Führungskräftefluktuation aus (Robert 
Bosch Stiftung, 2023), was eine systematische Schul- und Unterrichtsentwicklung 
maßgeblich erschweren kann (bspw. van Ackeren et al., 2021). Bundesweit fehlen ge-
genwärtig 1.400 Schulleitungen (Duhm & Himmelrath, 2023), v. a. an Grundschulen 
und sozialräumlich benachteiligten Schulen (ebd.). Kontextspezifische Personalproble-
me zeigen sich zudem in der sozialraumabhängigen Verteilung von Quer- und Seiten-
einsteigenden, die überdurchschnittlich häufig in Schulen an sozialräumlich benach-
teiligten Standorten eingesetzt werden (Klemm & Zorn, 2022; Richter & Marx, 2019).

Mit dem lehrkräftemangelinduzierten zunehmenden Einsatz von Quer- und Seiten-
einsteigenden (Driesner & Arndt, 2020) sowie von studentischen Aushilfslehrkräften 
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(Scheidig & Holmeier, 2022) wird deutlich, dass mit der quantitativen Nichtverfügbar-
keit entsprechend ausgebildeter Lehrer*innen auch eine Qualitätsdimension anklingt: 
So beschreiben Medien gegenwärtig deutschlandweit eine Zunahme der Einbindung 
von Studierenden in reguläre Unterrichtstätigkeiten, um Leerstellen in der Unter-
richtsabdeckung zu schließen (vgl. bspw. Füller, 2023; Vandenhirtz, 2023); allerdings 
ist deren Ausbildung noch nicht abgeschlossen. Als Antwort darauf startet Baden-
Württemberg im Schuljahr 2024/25 als erstes Bundesland ein (bezahltes) duales Stu-
dium in Form eines Modellversuchs (Ministerium für Kultus, Jugend & Sport Baden-
Württemberg, 2023). Die Stimmen aus der Wissenschaft sind diesbezüglich durchaus 
heterogen: Während bspw. die Gesellschaft für empirische Bildungsforschung (GEBF, 
2023) hier  – nach sorgfältiger Evaluation von alternativen Qualifizierungswegen im 
Lehramt  – grundsätzliche Offenheit signalisiert, scheinen erste stärker allgemeinpä-
dagogische und erziehungswissenschaftliche Positionierungen unter Betonung der 
Notwendigkeit der Ausbildung eines „forschenden Habitus“ in Richtung einer Beibe-
haltung der universitären Hoheit über die erste Phase der Lehramtsausbildung zu plä-
dieren (Brinkmann, 2023). 

4.4	 Curricularer Standard

Der curriculare Standard bezieht sich auf die an Schulen und im Unterricht zu erwer-
benden Bildungsgüter (Inhalte, Kompetenzen) sowie auf deren Überprüfung und Be-
wertung.

Ein Indikator für das Unterschreiten des curricularen Standards ist zunächst das kon-
stant bzw. zunehmend schlechte Abschneiden von Kindern und Jugendlichen bei nati-
onalen wie internationalen Vergleichsstudien (aktuell: IQB-Bildungstrend, vgl. Stanat et 
al., 2022, 2023; PISA, vgl. Lewalter et al., 2023). Auch hier wird die größere Betroffen-
heit von Schüler*innen mit einem niedrigen sozioökonomischen Status deutlich (Hel-
big & Morar, 2017).

Jenseits von kompetenzbezogenen Leistungsstandards rückt in den vergangenen Jah-
ren vermehrt die Diskussion um sogenannte Schlüsselkompetenzen (z. B. „21st century 
skills“, OECD, 2009) in den Fokus: Doch auch hier zeigen insbesondere die ICILS-Stu-
dien ein im internationalen Vergleich schlechtes Abschneiden der Schüler*innen in 
computer- und informationsbezogenen Kompetenzen (Eickelmann et al., 2019). Er-
neut wird ein besonders großes Gefälle der digitalen Kompetenzen zwischen privi-
legierten und benachteiligten Schüler*innen nachgewiesen (vgl. Senkbeil et al., 2019). 
Die Verkleinerung dieses digital divide (Cornejo Müller et al., 2021) adressiert der 
DigitalPakt (Bund und Länder, 2019). Inwiefern die Nutzung dieser Mittel allerdings 
Wirkung gezeigt hat, werden erst die 2024 zu erwartenden Ergebnisse von ICILS 2023 
zeigen.

Bezüglich der Bewertung von Schüler*innenleistungen konnten frühere Befunde der 
qualitativen Schulforschung zu Effekten institutioneller Diskriminierung (Gomolla & 
Radtke, 2009) in Form sogenannter tertiärer Effekte der Leistungsbewertung inzwi-
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schen auch in der quantitativen Bildungsforschung umfassend nachgewiesen werden 
(zusammenfassend: Helbig & Morar, 2017). 

4.5	 Qualitätsstandard

Der Qualitätsstandard betrifft Qualitätsdimensionen von Schule (Mesokontext) und 
Unterricht (Mikrokontext), wie sie in verschiedenen Bundesländern auch als Orientie-
rungsrahmen bzw. Referenzrahmen vorgegeben werden (z. B. Ministerium für Kultus, 
Jugend & Sport Baden-Württemberg et al., 2023; Niedersächsisches Kultusministeri-
um, 2014). Diedrich (2015) führt für den Hamburger Orientierungsrahmen aus, mit 
ihm werde „eine normative und zugleich empirisch gestützte Grundlage hergestellt, 
damit sich die Zuschreibung schulischer Qualität auf transparente, nachvollziehbare 
und intersubjektiv geteilte Kriterien stützt“ (S. 58).

Als Qualitätsindikatoren auf der Mikroebene scheinen erneut die Outputs von Schü-
ler*innen relevant: Wie bereits ausgeführt, weist der IQB-Bildungstrend eindrücklich 
auf ein durchschnittliches Abfallen der gemessenen Kompetenzen von Schüler*innen 
in den letzten zehn Jahren hin (Stanat et al., 2022, 2023). Jedoch liegen hierzulan-
de keine flächendeckenden Informationen zur Schul- und Unterrichtsqualität vor, die 
systematisch mit Leistungsdaten verknüpft werden könnten. Zwar gibt es fachlich und 
regional begrenzte Untersuchungen (bspw. TALIS-Videostudie); Informationen zur 
flächendeckenden Evaluation etwaiger Qualitätsstandards fehlen allerdings. Zudem 
stellt sich die Frage, nach welchen Kriterien ein etwaiger „Cut-Off-Wert“ festzulegen 
wäre, nach dem die Qualität von Schule und Unterricht als nicht mehr ausreichend 
bewertet werden kann. Erste Hinweise können hier sicherlich Ergebnisse der quantita-
tiven wie qualitativen Bildungsforschung zu lernförderlichen Strukturmerkmalen des 
Unterrichts bieten (bspw. Praetorius et al., 2018; Rabenstein, 2020); ein (für den recht-
lichen Diskurs belastbares) Festlegen solcher Standards scheint angesichts der Hetero-
genität von Positionen zum Bildungsbegriff innerhalb der Fachdisziplin erstens, der 
disziplinär und paradigmatisch unterschiedlichen Zugänge zu, Definition von und Er-
fassung von gutem oder effektivem Unterricht zweitens, und substanziellen empiri-
schen Forschungslücken auf allen Seiten drittens, jedoch keineswegs trivial. Ähnlich 
komplex verhält es sich mit der Festlegung eines Schulqualitätsstandards (z. B. Dit-
ton, 2000). Der Schulinspektion als Organ schulischer Qualitätskontrolle (z. B. Gärt-
ner, 2015) sind hier in Teilen (auch rechtliche) Möglichkeiten der Überprüfung etwai-
ger Qualitätsstandards mittels externer Evaluation gegeben (Kuhn, 2015). So wird ihr 
Auftrag darin gesehen, „die Qualität schulischer Prozesse [zu] evaluieren, prozessuale 
Mindeststandards in Schule und Unterricht [zu] sichern und darüber hinaus Schul-
entwicklung [zu] stimulieren“ (Pietsch et al., 2015, S. 9).

Ein weiterer Indikator für Unterrichtsqualität ist die Qualität der Lehrkräfteausbildung: 
Eine aktuelle Studie weist darauf hin, dass die kognitive und sprachliche Entwicklung 
über die Lebensspanne (d. h. über einen Zeitraum von 58 Jahren) stark von der Un-
terrichtsqualität in der Schulzeit, und diese wiederum substanziell von der Qualität 
der Ausbildung der Lehrkräfte abzuhängen scheinen (Seblova et al., 2023). Die sich 
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hier manifestierende zentrale Bedeutung der Qualität der Lehrkräfteausbildung für 
die lebenslange kognitive und sprachliche Entwicklung wird vor dem Hintergrund des 
Lehrkräftemangels besonders brisant (s. o. zum Personalstandard). Empirische Belege 
für die Bedeutung der professionellen Kompetenz von Lehrkräften für Unterrichts-
qualität und Schüler*innenleistungen konnten auch für Deutschland erbracht werden 
(z. B. Kunter et al., 2013).

Anforderungen an Unterrichtsqualität steigen proportional zum Grad der Benachtei-
ligung bestimmter Schüler*innen (positive Diskriminierung) und zu der Lage der je-
weiligen Schule (negative strukturelle Diskriminierung). Dennoch sind Schüler*innen 
an Schulen in sozial deprivierten Lagen, die ferner eine besonders hohe Quote von 
Quereinsteiger*innen aufweisen (Richter & Marx, 2019), mit weniger stimulierenden 
Lernumgebungen (Wenger, 2020) konfrontiert.

5	 Gestaltungsauftrag 

Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts verdeutlicht allgemein einmal mehr, 
dass in Sachen Bildungsrecht Erziehungs- bzw. Bildungswissenschaft und Rechtswis-
senschaft aufeinander angewiesen sind (Hugo, i. Vorb.). So wie sich erziehungs- und 
bildungswissenschaftlich ein Recht auf Bildung nicht begründen lässt – diese Kompe-
tenz verbleibt bei der Jurisprudenz –, sind rechtliche Argumentationen rund um das 
Bildungsgrundrecht auf inhaltliche Expertise der Erziehungs- und Bildungswissen-
schaft und empirische Befunde der Bildungsforschung angewiesen. Hierfür braucht 
es entgegen der dominierenden wechselseitigen Vorbehalte (Hugo & Heinrich, 2021; 
Tenorth, 2015) eine Offenheit der Fachcommunity dafür, die rechtliche Gestalt des 
Grundrechts interdisziplinär zu verstehen und mit Inhalt zu füllen.

Dieser Beitrag hat als einen ersten Schritt den Gestaltungsauftrag an die erziehungs- 
und bildungswissenschaftliche Fachcommunity zur Konkretisierung des Mindeststan-
dards schulischer Bildungsangebote formuliert und auf Grundlage des Forschungs- 
und Datenbestands eine Heuristik zu dessen Systematisierung vorgeschlagen. Weitere 
Schritte müssen folgen. Hierzu zählen insbesondere: die fortlaufende Sichtung, Syn-
these und Integration vorhandener Evidenzen, die (an die Bildungspolitik gerichte-
te) Forderung von für die Konkretisierung des Mindeststandards nötigen Daten (z. B. 
Sozialindizes), die kritische Diskussion, ggf. Adaption und Ergänzung der hier vor-
gestellten Standards, die bereits angesprochene notwendige theoretische und letztlich 
auch normative Annäherung an das Mindestmaß schulischer Bildung, die Problema-
tisierung absoluter Mindeststandards ausgehend von den hier zusammengetragenen 
(mehrheitlich relativen) Befunden etc. Neben dieser inhaltlichen Diskussion bedarf es 
v. a. eines Austauschs mit der Rechtswissenschaft darüber, wie die so zusammengetra-
genen Erkenntnisse wiederum Eingang in rechtliche Auseinandersetzungen mit dem 
Bildungsgrundrecht und letztlich in die Rechtsprechung finden können.

Für den KBBB-Vorstand�  
Julia Hugo, Nina Bremm, Marko Neumann & Daniel Kneuper
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